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Die Patronen Poſadowshkys.
Berlin, 19. Juni.

Selbſt der Selbſtmord wird zum Laſter, wenn
er zur Gewohnheit wird! Die deutſche Regierung ſcheint
dieſes boshafte Witzwort nicht zu kennen, oder wenigſtens nicht

r zu ſein, es zu beachten. Staunend fragten wir böſen
ozi uns ſchon ſeit dem Tage, an dem bekannt wurde, daß

die Regierung auf Vornahme der erſten Leſung der Zucht-
haus vorlage vor der Vertagung des Hauſes beſtehe, ob dieRegierung denn durchaus darauf brenne uns mit einem ekla-

tanten Siege über ſie in die Ferien zu ſchicken. Denn daß die
Regierung bei der Generaldebatte nach allen Regeln der Kunſt
Backpfeifen erhalten würde, war vorauszuſehen und hat ſich
heute im vollſten Maße erfüllt. Herr v. Poſadowsky hatte
zwar erſt vor acht Tagen noch kühn und forſch erklärt, wir
ſollten ja nicht etwa glauben, daß die Regierung alles Mate-
rial in ihrer Denkſchrift verausgabt hätte, ſie habe vielmehr die
beſten Patronen noch im Laufe behalten: aber ſelbſt die regie-
rungsfrommen Parteien hatten die Poſadowskyſche Selbſt-
ermutigung nicht ernſt genommen, und heute ſtellte ſich heraus,daß der wackere Stantsſekretär nicht einmal mehr über Platz

patronen verfügte, geſchweige denn über ſcharfe Patronen,
während unſerem Redner die ſchwerſten Geſchoſſe in nicht auf
zubrauchender Anzahl zu Gebote ſtanden mit der er das
„Schreckgeſpenſt“ der Regierung niederkartätſchte.

Die Sitzung begann mit Fortſetzung der Beratung über den
engliſchen Handelsvertrag. Das Haus war nicht übermäßiggefüllt Nur unſere ſozialdemokratiſche Fraktion hatte ſich faſt

vollzählig eingefunden die Bänke der anderen Parteien warennicht en ſtärker als zur Hälfte beſetzt. Die Tribünen
zeigten ſich natürlich bis an den letzten Platz gefüllt, und der

Nachfrage nach Einlaßkarten konnte bei weitem nicht genügt
werden.

Müd und träge ſchleppte ſich dek Handelsvertrag unter
intereſſeloſem Geplänkel zwiſchen Agrariern und Freihändlern
faſt anderthalb Stunde fort, bis die Verweiſung der Vorlage
an eine Kommiſſion der Debatte ein Ziel ſetzte. Jetzt war das
Hauptrennen des Tages gekommen: Erſte Beratung des
Geſetz entwurfs zum Schutze des gewerblichen Ar-
beitsverhältniſſes!

Auf den Bundesratsplätzen hatten ſich Geheimräte aller Art,
Abteilungschefs, Bevollmächtigte der Bundesſtaaten und ſonſtige
unbekannte Perſonen in überaus ſtarker Zahl eingefunden.
Auf der Miniſterbank ſaß vornan der Reichskanzler Fürſt
Hohenlohe, neben ihm Graf v. Poſadowsky, dem ſich die Herren
v. Bülow, Nieberding, Thielmann, Schönherr, v. d. Recke und
v. Richthofen anreihten. Eine auserleſene Korona!

Hohenlohe begann den Reigen. Er ſprach. Eintönig und
kraftlos ſanken aus dem Munde des Greiſes die Worte zu
Boden. Um ihn zu verſtehen, drängten ſich die Abgeordneten,
namentlich die Sozialdemokraten, um die Tribüne. Die Aus-
ſchreitungen der Arbeiter hätten die Regierung gezwungen, den
Entwurf dem hohen Hauſe vorzulegen, die Ordnung im Staate
müſſe aufrecht erhalten werden er verſtehe, daß die Sozial-
demokratie durch den Entwurf ſchwer beunruhigt werde
große Heiterkeit bei den Sozialdemokraten und einigen Frei-
ſinnigen nicht verſtehen würde er es dagegen, wenn die
hier entſtand eine Kunſtpauſe, da der Kanzler des Reiches das
Wort „gutgeſinnte“ Parteien, das ihm auf der Lippe ſchweben
mochte, ſich doch nicht auszuſprechen getraute wenn die
Parteien, die nicht die Republik erſtreben und den Kol-
lektivismus herbeizuführen wünſchen, der Regierung ihre
Unterſtützung bei Annahme des Geſetzes verſagen würden. Das
war alles! Kraftlos, wie er ſich erhoben und wie er ge-
ſprochen, ſank der oberſte Beamte des Deutſchen Reiches unter
dem Schweigen des Hauſes wieder auf ſeinen Seſſel.

„Das Wort hat der Herr Staatsſekretär im Reichsamt des
Jnnern, Graf v. Poſadowsky!“ Der Präſident v. Balle-
ſtrem verkündete es, und Herr v. Poſadowsky erhob ſich. Vor
ihm lag ein großer Patronenhauſen, pardon: eine dicke Mappe,
gefüllt mit beſchriebenen Manuſkriptblättern. Jetzt mußte die
gewiſſenloſe Hetzerei bezahlter ſozialdemokratiſcher Agitatoren
vor aller Welt gerichtet werden! Jetzt mußte die Regierung
Schlag auf Schlag den Beweis erbringen, daß ſie ohne das
Zuchthausgeſetz nicht mehr für Leben und Eigentum der deut-
ſchen Bürger garantieren könne! Jetzt mußten die nochwankenden Parteien mit gewaltiger Kraft, und wäre es ſelbſt

gegen ihren Willen, herüber gezogen werden ins Regierungs-
lager! Aber was war das Hatte die Müdigkeit Hohenlohes
ſeinen Staatsſekretär angeſteckt? Oder kaum mag man
dem Gedanken Raum geben hatte der Streikerlaß-Graf hier
nur ein Amt, nicht auch ſeine Meinung zu vertreten Faſt
ebenſo marklos wie der Kanzler las er Blatt um Blatt herunter,
bis er durch die ſelbſtaufgeworfene Frage, was Freiheit ſei,
und durch deren Beantwortung „Freiheit ſei, man könne etwas
thun oder nicht“ das homeriſche Gelächter der Sozialdemo
kraten entfachte, das ſich bis weit über die Mitte hin fort-
pflanzte. Der Präſident bat, der Redner möge nicht unter-
brochen werden wenn dann Gegner der Vorlage ſprächen,
würde er auch dafür ſorgen, daß ſie nicht von Mitgliedern des
Bundesrats unterbrochen würden. Dieſer Witz weckte aufs
neue die Heiterkeit.

Und dann holte der Herr Staatsſekretär alle die alten Laden-
hüter aus dem Stummſchen Arſenale hervor. Nicht die Re-
gierung ſei es, die die Koalitionsfreiheit bedrohe, ſondern die
ſtreikenden Arbeiter ſeien es. Die Regierung müſſe die
Koalitionsfreiheit der Arbeiter der Sozialdemokratie gegenüber

w

aufrecht erhalten.
Staate ſein. Das Selbſtbewußtſein der Arbeiter ſei durch die
induſtrielle Entwickelung Deutſchlands geſtiegen; aber den Aus-
ſchreitungen des übertriebenen Selbſtbewußtſeins müſſe der
Staat mit feſter Hand entgegentreten, wolle er nicht das Schwert
der Gerechtigkeit aus der Hand legen. Auch die Unternehmer
ſollten ja mit gleichem Maße gemeſſen werden. Gelächter
links. Das Poſtenſtehen ſei jedoch bei weitem nicht ſo harm-
los, wie manche glauben; es trage vielmehr alle Kenn-
zeichen der Drohung, Nötigung und Beeinfluſſung
an ſich. Die Arbeiter wiſſen nun, wie die Regierung den
Begriff „Drohung“ wofür ſie bis ein Jahr Gefängnis aus-
geworfen hat, verſtehen wird.

Präſident von Balleſtrem übergab den Vorſitz an Herrn
von Frege, nahm dieſem aber nach wenigen Minuten das
Zepter wieder ab, während ſonſt die beiden Präſidenten ſich
in den Vorſitz teilen. Der Tag mochte Herrn von Balleſtrem
wohl zu ernſt erſcheinen, als daß er einen derer, die nicht blaß
werden, auf längere Zeit amtieren laſſen mochte.

Graf Poſadowosky ſetzte noch dem Hauſe auseinander daß
der Arbeiter genau dasſelbe Recht habe wie der Arbeitgeber.
Wie nämlich dieſer nicht jeden Arbeiter einſtellt, ſo brauche
auch der Arbeiter nur bei dem Unternehmer zu arbeiten bei
dem er wolle. Das Gelächter bei den Sozialdemokraten be-
lehrte den Staatsſekretär daß nicht alle Leute ſeine An-
ſchauung über dieſe Gleichheit teilten. Dreiviertel Stunde
ſprach ſchon der Graf, und noch war es ihm nicht gelungen,
etwas anders zu erreichen, als wiederholte Heiterkeit der ver-
haßten Sozialdemokratie. Jetzt brannte er zum Schluß die
Patronen ab die als Schlußeffekt ein Glanzfeuerwerk bilden
ſollten: die Sozialdemokratie verfüge über eine einflußreiche,
weitverbreitete Preſſe, über eine gute Polizei, die, wie er
an ſeinem Streikerlaß ſelbſt erlebt habe, ihre Fühlhörner recht
weit erſtrecke, und über ein ſehr gut geregeltes Finanzweſen,
zu deſſen Aufrechterhaltung ſie ihre Steuern zwangsweiſe bei-
treibe. Er hoffe, daß dieſe ernſte Zeit ein ſtarkes Bürgertum
finde. Das war ſein Schluß! Vereinzelte Bravos rechts
und große Heiterkeit links waren das Ergebnis der einſtündigen
Abſchießung ſeines geſamten Patronenvorrats.

„Das Wort hat der Herr Abg. Bebel!“ bemerkte Balle-
ſtrem. Unſer Genoſſe Bebel ging unerbittlich mit den Scharf-
machern und ihrem geheimrätlichen Machwerk ins Gericht.
Noch nie habe in ſeinem langen politiſchen Leben ein Geſetz-
entwurf eine ſo allgemeine Entrüſtung und den Zorn in den
weiteſten, auch indifferenteſten Kreiſen der Arbeiter ohne Unter-
ſchied der Partei und Religion erregt wie dieſer, der beſſer den
Titel führen ſollte: Geſetz zur Förderung der Sozial-
demokratie.

Jn groß angelegter Rede verbreitete ſich Bebel nach einem
kurzen Rückblick auf 1866, wo die preußiſche Regierung im
Landtage ſogar die Aufhebung des Koalitionsverbotes für die
ländlichen Arbeiter beantragt habe, auf die Entwickelung
der Scharfmacherei, die ſchließlich zu dem Ungetüm von Vor-
lage geführt habe, die jetzt zur Beratung ſtehe und die eigent-
lich eine Beleidigung für das Haus ſei. Muſterhaft haben ſich
die Arbeiter in Streiks verhalten gegenüber den Unternehmern,
die ungeſtraft gegen ihresgleichen und gegen die Arbeiter den
unerhörteſten Terrorismus treiben dürfen. Gerade die orga-
niſierten Arbeiter ſind nach dem Urteile der Gewerbe-
inſpektoren die, welche ſich bei Streiks muſterhaft verhielten.
Die Schafsnaturen, die ſich vom Unternehmer alles bieten
laſſen, das ſeien die Jdealarbeiter der Regierung. Friedrich
der Große ſoll vor ſeinem Tode geſagt haben, er ſei es müde,
über Sklaven zu herrſchen; die heutige Regierung dagegen
wolle Sklaven. Sie ſolle ſich aber nicht einbilden, daß ſie
mit ſolchen Elementen den Staat erhalten könne.

Niemals hätten Arbeiter auch nur entfernt zu ſolchem Ter
rorismus gegriffen wie jetzt die Berliner Bauunternehmer, die
die Ausſperrung auf ganz Deutſchland ausdehnen und auch
noch den Mörtelfabrikanten, den Steinbruchs- und Ziegelei-
beſitzern verbieten wollten, an ſolche Unternehmer zu liefern,
die mit den Arbeitern Frieden geſchloſſen haben.

Jn langer Reihe führt Bebel dann die ſchon jetzt beſtehen-
den Strafvorſchriften an und deren rigoroſe Handhabung gegen
Arbeiter. Es ſei ein Skandal, daß die Regierung ſich von ſo
ungeſchickten Leuten habe das Material zur Denkſchrift bear-
beiten laſſen. Aber die Regierung wolle eben nicht bloß das
Koalitionsrecht der Arbeiter vernichten ſondern auch das
Organiſationsrecht. Die Arbeiter würden ſich jedoch
weder das eine noch das andere rauben laſſen. Eine
Schmach für Deutſchland ſei es, daß ſich der Reichstag mit
einem ſolchen Geſetzentwurf beſchäftigen müſſe.

Die zweiſtündige Rede Bebels machte ſichtbaren Eindruck.
Die zahlreichen männlichen und weiblichen Beſucher der Diplo-
maten-Loge waren zwar während der donnernden Anklagerede
unſeres Genoſſen einer nach dem andern verſchwunden und
auch auf den konſervativen Bänken bemühte man ſich, Gleich
giltigkeit zu heucheln, aber das konnte den Eindruck der Rede
nicht abſchwächen. Sieg auf der ganzen Linie! das konnte
die Sozialdemokratie am Schluſſe der Sitzung ausrufen. An
der Granitwand unleugbarer Thatſachen waren die Patronen
Poſadowskys wie Papierpfropfen abgeprallt, und niedergedrückt
verließen die Scharfmacher das Haus. Herr v. Stumm iſt
noch nicht von ſeinem Unfall geneſen. Gut für ihn! Er wäre
ſonſt heute nochmals unſanft aus ſeinem Wagen geworfen
worden.
P Als nächſter Redner wird morgen der Silber -Arendt, der
Sertreter der Mansfelder Kreiſe, Lenſchners Nachfolger, zu
Worte kommen. Arendt gegen Bebel! Spaß muß ſein, auch

Die Sozialdemokratie wolle ein Staat im z bei der Zuchthausvorlage. Jhre Backpfeifen hat die Regierung
ſchon heute weg; morgen kommen wahrſcheinlich noch neue
hinzu, und dann geht der Reichstag auf faſt fünf Monate in
die Ferien.

Jn gewiſſem Sinne muß allerdings unſere Regierung ſehr
„ſtark“ ſein, damit ſie dieſe Situation überleben kann.

Wir neiden ihr dieſe Stärke nicht.

Deutſcher Reichstag.
96. Sitzung vom Montag, den 19. Juni 18099,

nachmittags 1 Uhr.
Am Bundesratstiſch: Reichskanzler Fürſt Hohenlohe, Gra

Poſadowsky, von Bülow.
Auf der Tagesordnung ſteht zunächſt die dritte Beratung des

Handelsproviſorinums mit England. Durch dasſelbe wird
der Bundesrat ermächtigt, England und den britiſchen Kolonien
bis zum 30. Juli 1900 Meiſtbegünſtigungen zu gewähren.

Abg. Frhr. Heyl zu Herrnsheim (natl.) beantragt folgenden
Zuſatz: „Dieſe Ermächtigung gilt nur denjenigen Gebietsteilen
des britiſchen Reiches gegenüber, welche den s und
den Erzeugniſſen des Deutſchen Reiches das Meiſtbegünſtigungs-
recht gewähren.“

Jn der Generaldiskuſſion begründet
Abg. Frhr. Heyl zu Herrnsheim (natl., ziemlich nuverſtänd.

lich, da er der Tribüne wiederholt den Rücken zukehrt) ſeinen
Antrag. Die Kolonien ſeien England gegenüber in Bezug auf
ihre wirtſchaftlichen Maßnahmen ſelbſtändig, ſie können daher
auch ſelbſtändig getroffen werden.

Staatsſekretär Graf Poſadowsky bittet dringend, es bei
dem Entwurf zu laſſen, wie er aus der zweiten Leſung hervor
gegangen, zumal ſoeben die Antwort der engliſchen Regierung
auf den engliſchen Handelsvertrag-Vorſchlag eingegangen ſei;
im Falle der Annahme des Antrags Heyl aber denſelben an
eine Kommiſſion zu verweiſen.

Abg. Lieber (3.) empfiehlt die unveränderte Annahme des
Geſetzentwurfs.
Abg. Brömel (Frſ. Verg.) iſt der Anſicht, daß eine Be-
ſchränkung der Vollmacht des Bundesrats allerdings vom kon-
ſtitutionellen Standpunkt erwünſcht ſein würde. Jndeſſen ſei
für den Antrag Heyl nicht dieſer Geſichtspunkt maßgebend ge-weſen. Die Aunahme des Antrages würde eine r
der handelspolitiſchen Poſition Deutſchlands bedeuten. Daher
empfehle ſich ſeine Ablehnung, zumal eine Kommiſſionsberatung
in dieſem Stadium nicht mehr angängig ſei.Abg. Dr. Röſicke-Kaiſerslautern V d. L.) erklärt im Namen
ſeiner Freunde, daß ſie noch immer ihren Standpunkt für den
einzig richtigen halten (Heiterkeit), indeſſen ſich auf den Antrag
Heyl einigen wollen. Vor allen müſſe gegen England vorge-
gangen werden.

Abg. v. Kardorſſ (Rp.) iſt angeſichts der Geſchäftslage des
Hauſes gegen Kommiſſionsberatung; doch ſcheint ihm der Vor-
behalt, der im Antrag Heyl liegt, notwendig, weil er den
deutſchen Jntereſſen einen gewiſſen Schutz ſichere.

Abg. Liebermann v. Sonnenberg (Antiſ.) iſt für die
Kommiſſionsberatung. Jnufolge der Niederlage Deutſchlands
in der ſamoaniſchen Angelegenheit ſei es notwendig, energiſch
gegen England vorzugehen.
Staatsſekretär von Bülow: Unſere Stellung in der Samoga-
frage habe ich dahin präziſiert, daß wir weder den Rechtsboden
verlaſſen haben, noch uns zum Verlaſſen desſelben drängen
laſſen werden. Nach der Samoaakte ſind alle Veränderungen
an unſre Zuſtimmung gebunden. Auf Grund dieſes Prinzips
der Einſtimmigkeit hat inzwiſchen die Samoakommiſſion die
Leitung der Regierung auf Samoa übernommen. Was uns
bisher unſer Vertreter in der Kommiſſion mitgeteilt hat, lautet
zufriedenſtellend. Jn die Streitigkeiten über die Thronfolgefrage
auf Samoa werden wir uns nicht einmiſchen. Wir hoffen, daß
die Kommiſſion zu einem befriedigenden Ergebnis gelangen
wird und werden uns jedenfalls nicht von unſerm guten Recht
abdrängen laſſen. (ebh. Beifall.)

Es folgt die erſte Beratung der
Zuchthaus' orlage.

Reichskanzler Fürſt Hohenlohe: Noch ehe der Geſetzentwurf
dem Reichstage vorgelegt wurde, wurden in der Preſſe und in
öffentlichen Verſammlungen lebhafte Angriffe gegen ihn erhoben;
auch im Reichstage haben dieſe Angriffe bereits mehrfachen Aus
druck gefunden. Und doch bringt das Geſetz nichts Neues
und Unerwartetes, ſchließt ſich vielmehr eng an die vor acht
Jahren eingebrachte und damals abgelehnte Vorlage des Mini
ſters von Berlepſch an. Die Bekämpfung des Geſetzes durch
die ſozialdemokratiſche Partei begreife ich; dagegen begreife ich
nicht, daß diejenigen Parteien die weder auf Kollektivismus
noch auf Republikanismus los ſteuern, ſich an der grundſätz
lichen Bekämpfung des Geſetzes beteiligen. (Lachen links. Sehr
richtig! rechts. Das Koalitionsrecht der Arbeiter
ſoll nicht im geringſten beſchränkt werden. Heiterkeit
links.) Arbeiterausſtände bleiben wie bisher möglich. (Zurufbei den Sozialdemokraten.) Das Geſetz ſoll lediglich die Be

ſchränkung der Willensfreiheit des einzelnen durch Terrorismus,
vor allem aber das Treiben gewerbsmäßiger Agi-
tatoren und Hetzer verhindern. Der Grund der Ver-
zögerung lag in Hinderniſſen, die die verbündeten Regierungen
zu beſeitigen nicht in der Lage waren. Nach den feierlichen
Ankündigungen der Thronrede durften die Regierungen nicht
zögern, das Geſetz dem Reichstage vorzulegen, um damit die
künſtlich geſchaffenen Beſorgniſſe zu zerſtreuen. Jch hoffe, daß
wir, wenn auch nicht jetzt, doch bei ſpäterer Behandlung, ein
Geſetz zu ſtande bringen werden, das die Jntereſſen der
Arbeiter zu ſchützen geeignet iſt. (Bravo! rechts.)Staatsſekretär Graf Koſadoweth: Jch möchte den ein-
leitenden Worten des Herrn Reichskanzlers noch einiges hinzu-
fügen. Der Herr Reichskanzler hat bereits angedeutet, daß
dieſe Vorlage von ihren radikalen Gegnern nicht ſowohl aus
ſachlichen, als aus allgemein politiſchen Gründen bekämpft
wird. Eine ruhige und objektive Erörterung der Frage habe
ich in der gegneriſchen Preſſe nicht gefunden. Man behauptet,
wir wollten zwar formell den Arbeitern die Koalitions-
freiheit laſſen, ſie ihnen aber in Wirklichkeitnehmen. (Sehr wahr! bei den Sozialdemokraten.) Dieſe
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Vehanpans iſt unrichtig ch Rnks) und die Herren,
die dieſelbe aufſtellen, wiſſen, daß dem ſo iſt. CLachen links
Jm behaupte perſünkich, daß die Koalitionsfreiheit im wirt-
gaben Puergſe ulwet erhalten werden muß. (uruf:

Gewiß! bei den n ie moderne Jnduſtrie hat Arbeitsſtätten von dem Umfang von Klein, ja von Mittelſtädten ins
Leben gerufen. Ganz naturgemäß ſind die Anſprüche der Ar
beiter an ihre Lebenshaltung, ſowie ihr Selbſtvertrauen
letzteres namentlich auch durch das allgemeine Wahlrecht
geſtiegen. Die Arbeiter haben erkannt, daß ihre Intereſſen
teilweiſe ſolidariſch ſind, ſowie welcher Vorteil für ſie in der
ſolidariſchen a r r liegt. Wie die Unternehmer
in Syndikaten ſich ſich zuſammenthun, ſo koaliſieren ſich daherauch die Arbeiter um ihren Arbeitslohn zu et ern. Gegen
dieſe Erſcheinungen iſt nichts zu machen; das Erwerbsleben
muß mit denſelben rechnen man kann ſich damit tröſten, daß
Ueberſpannungen von der einen wie von der anderen Seite
ihre nötige Korrektur in ſich ſelbſt ſinden werden. Jn den
Aeußerungen des hier oft zitierten Ehepaares Webb das
bekanntlich ſehr arbeiterfreundlich iſt bin ich auf eine Aus
führung über die Streikverhältniſſe in England geſtoßen, aus
der hervorgeht, daß Arbeiterausſtände doch ein zweiſchneidiges
Schwert ſind. Ein Begriff über Koalitionsfreiheit, wie ihn die
radikalen Gegner dieſer Vorlage definieren, iſt unvereinbar
mit der Sicherheit irgend eines geordneten Staatsweſens.
Sehr richtig! rechts.)

Die Beſtimmungen dieſer Vorlage bezwecken nichts weiter
als einen verſtärkten Schutz der perſönlichen Frei-
heit. (Cachen links.) Was iſt Koalitionsfreiheit? Was iſt
überhaupt Freiheit? (Starkes Gelächter.) Freiheit iſt jeden-
alls die Möglichkeit, etwas zu thun oder auch etwas zu laſſen.

(Erneutes Gelächter.) Koalitionsfreiheit iſt alſo die Möglich-
keit, ſich zu koaliſieren oder eine Koalition abzulehnen. Wir
wollen den Arbeitern das vollkommen freie Selbſtbe-
ſtimmungsrecht geben, unter welchen Bedingungen ſie
arbeiten wollen. Aber die Koalitionsfreiheit verwandelt ſich
heute ſofort in einen Zwang, ſobald von Berufs- Agitatoren
oder einer Minderheit von Arbeitern ein Streik beſchloſſen
wird, ſobald der Arbeiter als Verräter angeſehen wird, der ſich
dieſem Beſchluß nicht fügt. Wenn jemand ſagt: ich bin zu-
frieden mit meinem Loſe, ſo nennen Sie ihn wie dies kürz-
lich ein ſozialdemokratiſcher Reichstagsabgeordneter that einen
Dummen oder einen Schuft. Die Vorlage unterſcheidet konſe-
quent zwiſchen der berechtigten Ausübung der Koalitionsfreiheit
ind dem durch ein übertriebenes Machtbewußtſein der Arbeiter

hervorgerufenen Mißbrauch derſelben. Sie nehmen, wie aus
ren Preßäußerungen klar hervorgeht, für ſich das Recht in
Anjpruch, mit geſetzwidrigen Mitteln zu drohen. Noch 1891 hat
die ſozialdemokratiſche Fraktion durch ihre Anträge zur Ge-
werbeordnung das für verwerflich erklärt. Und jetzt ſagen ſie:
ohne Drohung kann man das Koalitionsrecht überhaupt nicht
ausüben! Das heißt doch nicht anders, als daß ſie erklären:
„Wir ſind der Staat! Wir haben zu beſchließen, und die Ar
beiter müſſen ſich fügen!“ Wenn der Staat das dulden wollte,
ſo legt er das Schwert der Gewalt aus ſeiner Hand in die der
ſozialdemokratiſchen Partei. (Sehr richtig! rechts.)

Wer die Berechtigung der Vorlage beſtreitet, der muß be-
weiſen, daß die Handlungen, die wir unter Strafe ſtellen wollen,
ſittlich erlaubt ſind, oder daß die beſtehenden Vorſchriften ſchon
ausreichen. Beides iſt nach unſerer Ueberzeugung nicht der
Fall. Wir haben aber Licht und Schatten gleich mäßig
verteilt, wir haben auch die Arbeitgeber unter Strafe
geſtellt, die durch ungeſetzliche Mittel die Arbeiter von der
Koalition fernhalten wollen, da die bisherige Juris-
diktion es zweifelhaft erſcheinen läßt, ob jetzt auch
die Arbeitgeber getroffen werden. Heiterkeit links.)

Dazu kommt, daß es bei der Anwendung dieſer ungeſetzlichen
Mittel ſich nicht einmal immer um Fragen handelt, die das
materielle Los der Arbeiter betreffen, ſondern um reine Macht-
fragen. Viele Streiks werden lediglich deshalb eingeleitet, weil
organiſierte Arbeiter nicht mit unorganiſierten zuſammen arbeiten
wollen. Man muß die Nichtorganiſierten doch vor dieſem un-
erguen Druck ſeitens der Organiſierten ſchützen.

Beſonders heftige hat der Paragraph erregt, der
von dem Poftenftehen handelt. Das ſoll nach der ſozialdemo-
kratiſchen Preſſe etwas ganz Harmloſes ſein. Thatſächlich aber
wird dadurch eine Art Belagerungszuſtand nicht nur über die
Arbeitsſtätten, ſondern auch über die arbeitswilligen Arbeiter
verhängt.

Um den Terrorismus bei Streiks zu bekämpfen, haben wir
auch die Aufläufe und Zuſammenrottungen bei Ausſtänden
unter Strafe geſtellt. Für ein geordnetes Staatsweſen iſt es
ein unerhörter Zuſtand, daß Arbeitswillige in beſonderen Fabrik-
zäumen für die Nacht untergebracht werden müſſen, dat ſie

von Polizeikolonnen zur Arbeit geführt werden müſſen, wie zu
Zeiten eines Bürgerkriegs. (Lachen links.)

Beſonders ſcharf ſind die Paragraphen des Entwurfs ange-
griffen worden, die ſich auf die Gemeingefahr beziehen. Ein
Streik, der nur einem Jnduſtriellen Schaden bringt, fällt nie-
mals unter dieſen Begriff. Alſo erfolgten jene Angriffe durch-
aus zu Unrecht.

Man hat dann auf die D isparität hingewieſen, die ſich in

wollen eben die An grVterialtmg den abſoluteſten Koalitions-
freiheit den Unternehmern und dem Staate gegenüber; ſobald
es aber darauf ankommt, die Freiheit derer zu ſchützen, die ſicheiner Koalition nicht anſchließen wollen, ſind Sie nicht zu haben.

Die Sozialdemokratie bildet einen Staat im Staate, ſie hat
jetzt eine eigene Preſſe, eine eigene Polizei, eine eigene Finanz-
verwaltung und ein vollkommenes Steuerſyſtem. Sie bereiten
ſich nach dem Rezept ihres Parteiheiligen Marrx auf dasSprengen der Sdate unſerer Geſellſchaft vor. Jch hoffe aber,

daß dieſe ernſte Zeit auch ein ſtarkes mutiges Bürgertum ſindet.
(Ruf Hurral bei den Soz.)
t Bebel (Soz.): Jch hatte geglaubt, es handele ſich um

ein Geſetz zum Schutz des gewerblichen Arbeitsverhältniſſes;
wie die Begründung, die wir eben gehört haben, beweiſt, han-
delt es ſich um ein verſtecktes Ausnahmegeſetz gegen die
Sozialdemokratie! (Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.)
Wenn man hofft, damit der Sozialdemokratie zu Leibe gehen
zu können, ſo täuſcht man ſich ſehr: Hunderttauſende von
Arbeitern werden durch dieſes Geſetz uns in die
Arme getrieben. Sehr richtig! bei den Soz. Widerſpruch
rechts. Das Geſetz könnte am beſten ein Geſetz zur Förde-
rung der Sozialdemokratie betitelt werden. (Sehr gut! bei
den Soz. Widerſpruch rechts.) Seit zwei Jahren ſteht das
Geſetz wie eine Wetterwolke am politiſchen Himmel. Wir haben
es erwartet, auch wenn es nicht in der Thronrede angekündigt
worden wäre und haben uns nur gewundert, daß es ſo ſpät
gekommen iſt. Wir haben nun von dem Herrn Reichskanzler
gehört, daß allerlei Hinderniſſe das frühere Erſcheinen des Ge-
ſetzes verhindert hätten. Eine Anzahl Regierungen haben ſich,
wie ich zu ihrer Ehre annehme, gegen die Vorlage geſträubt.(Widerſpruch rechts.) Schaden hat die Sozialdemokratie von
dem Entwurfe nicht. Ruf rechts: So nehmen Sie ihn doch
an. Heiterkeit. Wird er angenommen, ſo ſage ich Jhnen,
es wird eine Empörung unter der Arbeiterſchaft
Platz greifen, die alles hinter ſich läßt, was wir indieſer Beziehung bisher erlebt haben. Der Reichs-
kanzler hat in ſeiner einleitenden Rede geſagt, nur die ſozal-
demokratiſchen Arbeiter könnten gegen den Geſetzentwurf ſein.
Der Reichskanzler muß ſehr ſchlecht und unrichtig von ſeinen
Geheimräten unterrichtet ſein. Wäre er beſſer unterrichtet, er
müßte wiſſen, daß auch die katholiſchen und proteſtantiſchen
Arbeiter, überhaupt alle Arbeiter ohne Unterſchied der Kon-
feſſion und Parteirichtung empört ſind über den Geſetzentwurf.
Etwas Ungeſchickteres als die Einbringung kann ich mir
vom Standpunkt der Regierung aus gar nicht denken. Die
Folgen dieſes Geſetzentwurfs werden Sie, wenn er wirklich
angenommen werden ſollte, woran ich heute noch zweifle, am
eigenen Leibe zu ſpüren bekommen. (Sehr richtig! links.)

Der Reichskanzler hat auf die geſetzgeberiſchen Verſuche unter
dem Miniſterium Berlepſch hingewieſen. Als damals aber der
8 153 verſchärft werden ſollte, ließ der Reichstag in ſeiner über-
großen Mehrheit durch den Abg. Hitze eine ſehr deutliche
Abſage zukommen, und die Regierung hätte ſich dieſe Abſage
beſſer zu Herzen nehmen ſollen, als ſie es gethan hat. (Sehr
richtig, links.) Sie hätte ſich ſagen müſſen, ſo lange eine ähn-
liche Majorität wie 1891 beſteht und das iſt heute noch der
Fall ſo lange iſt an eine Veränderung des S 153 nicht zu
denken. Der Reichstag hat damals aber nicht nur eine Ver-
ſchärfung des S 153 abgelehnt, ſondern auch eine Anerkennung
der beruflichen Organiſationen verlangt. Dieſe
Forderung iſt, obwohl ſie ſeitdem immer wieder erhoben worden
iſt, noch nicht erfüllt worden. Statt deſſen kommt dieſe
Vorlage, in der die Arbeiter nicht nur eine Vernichtung
des Koalition srechts, ſondern auch des Organi-
ſationsrechts erblicken. Cebh. Zuſtimmung links, Wider-
ſpruch rechs.) Wenn Sie das beſtreiten, ſo leſen Sie ſich doch
nur den S 1 durch, und Sie werden einſehen, daß ich recht
habe. (Guſtimmung links.)

Die Herren von der Regierung haben beſtritten, daß der
S 153 ſich als ein Ausnahmegeſetz gegen die Arbeiter giebt.
Nun, in den Jahren, ſeitdem wir dieſen Paragraphen beſitzen, iſt
er ungezählte Male gegen die Arbeiter, ein einziges Mal
gegen Unternehmer angewandt worden. (Hört! hört! links.)
Die ultramontane Germania hat ganz ausdrücklich anerkannt,

Willkür Thor und Thüredaß dieſer Phragraph der richterlichen
geöffnet habe.

Der Herr Staatsſekretär ſelbſt hat in ſeiner Begründungs-
rede darauf hingewieſen, daß die Unternehmer in Ringen,
Syndikaten uſw. zuſammentreten, um den Preis ihrer Waren
zu erhöhen. Nun, wenn dem ſo iſt, warum läßt man denn nicht
dem Arbeiter billig ſein, was dem Unternehmer vecht iſt Odervielmehr hat der Arbeiter nicht noch einen ganz keſonderen An-

ſpruch darauf, den Preis ſeiner Ware ungehindert erhöhen zu
dürfen Er hat ja nur eine einzige Ware zu verkaufen,
eben ſeine Arbeitskraft; um ſein und ſeiner Familie Leben zu
friſten, muß er dem Unternehmer ſich ſelbſt, ſeine Freiheit,
während der Stunden der Arbeitszeit verkaufen.

Und noch ein anderer Umſtand will hier erwogen ſein. Jm
Jntereſſe der Allgemeinheit iſt es weit wünſchenwerter, daß der
Arbeiter, als daß der Unternehmer ſeine Lebensanſprüche erhöht.
Wenn das Einkommen eines Unternehmers verdoppelt wird, ſo
wird er deshalb nicht ſeine Lebensbedürfniſſe verdoppeln wenn
hundert Arbeiter höhere Löhne ſich erkämpfen, ſo haben dadurch

eine Menge kleiner n des Mittelſtandes, Kaufleuke)
Bäcker uſw. Vorteil: Sie alſo, meine Herren von der rechten
Seite, die Sie ja ſtets behaupten, Mirttelſtandspolitik zu treiben,
Sie ſollten gerade im re der Erwerbsfähigkeit des
Mittelſtandes für die Koalitionsfreiheit der Arbeiter eintreten.

Ferner: Das Intereſſe der e heit verlangt die
Steigerung der Le S r der Arbeiter. Von Jahr zuJahr ſchwindet die Zahl der Unternehmer zuſammen, von Jahr
zu Jahr ſteigt die e l der Arbeiter. An dem Wohlergehen
der zahlreichſten Klaſſe iſt oder ſollte doch Staat und Geſell
ſchaft in erſter Linie intereſſiert ſein. Nun wird freilich geſagt,
die Löhne der Arbeiter ſeien in der letzten Zeit geſtiegen, in
wie geringem Maße ſolches der Fall geweſen, mögen Jhnen die
Berichte der wegen ihrer Arbeiterfreundlichkeit nicht gerade be-
rühmten ſächſiſchen Gewerbeinſpektoren zeigen übrigens will
ich die Thatſache einer geringfügigen Steigerung nicht in Ab-
rede ſtellen; dieſelbe geht aber weſentlich auf Ueberſtunden undverſtärktes Schuften her Arbeiter im Dienſte des Unternehmer-

tums zurück.
Meine Herren, die preußiſche Regierung hat nicht immer die

ſozialen Anſchauungen geteilt, von denen die jetzige ſich beſeelt
zeigt. Jm Jahre 1866 brachte ſie einen Geſetzentwurf, ein,
welcher ſogar das Koalitionsverbot für die länd-lichen Arbeiter auf hob welch' einen Sturm der Ent-
rüſtung würde ein ſolches Anſinnen heute auf der rechten Seite
erregen. (Hört, Hört! b. d. Soz.)

Man kann nicht behaupten, daß die Koalitionsfreiheit
von gleichem Wert für Arbeiter und Arbeitgeber iſt. Die Moti-
vierung des preußiſchen Geſetzentwurfes von 1866 erkannte ja
auch ausdrücklich an, daß den Unternehmern 1000 Mittel
und Wege zu Gebote ſtehen, um ein Koalitionsrecht
zu umgehen. (ört, hört! links) Und was erleben wir denn
heute Kommen etwa die Polizeibeamten, mit deren Anweſen-
heit alle Arbeiterverſammlungen beehrt werden, in die Ver-
ſammlungen der Arbeitgeber? Unter den Augen des Herrn
v. d. Recke tagt der Zentralverband der deutſchen Jn-
duſtriellen in Berlin und beſchäftigt ſich mit hochpolitiſchen
Fragen die Regierung denkt nicht daran, wie es doch
ihre verfluchte Pflicht und Schuldigkeit wäre (Un-
ruhe rechts und am Bundesratstiſche.), den 88 au die Herren
anzuwenden. (Zuſtimmung links Die Aufhebung des
88 iſt uns von dem Herrn Reichskanzler ve rſprochen;
aber verſprechen und halten iſt zweierlei. Sie haben,
Herr Staatsſekretär, das Webb'ſche Werk zitiert. Sie haben
offenbar Unglück mit den Geheimräten, die Sie zum Studium
des Werkes kommandiext haben Jhre Zitate beweiſen das
Gegenteil deſſen, das ſie beweiſen ſollen. Wenn Sie meinen,
daß Arbeiter leichtſinnig einen Streik beginnen, ſo irren Sie
ſich. Der Opfermut, mit welchem Streiks geführt und unter
ſtützt werden, iſt des höchſten Lobes wert; er beweiſt, daß die
Arbeiter darnach ringen, im höheren Maße, denn bisher, der
Güter der Kultur teilhaftig zu werden; Jhnen freilich iſt der
Arbeiter amliebſten, der bedürfnislos, willig, kurzum:
eine Schafsnatur. iſt. (Keiterkeit, Beifall links.) Frie rich
der Große ſoll auf ſeinem Totenbett erklärt haben, er möge
nicht über Sklaven herrſchen; unſere heutigen Regie-
rungen aber ſcheinen Sklaven als Unterthanen zu
wünſchen! (Zuſt. links, Unruhe rechts.) Der jetzige Geſetz
entwurf der Regierung iſt viel gefährlicher, als das Pegeep
von 1891: er vernichtet einfach die Koalitionsfreiheit! Daß
man die ſchwarzen Liſten, die übrigens keineswegs nur auf
Agitatoren angewandt werden, ſtraflos läßt, iſt auch für die
ganze Tendenz des Geſetzes bezeichnend; desgleichen die Gleich
ſtellung der Arbeitswilligen mit den regierenden Häuptern in
Bezug auf ſtaatsanwaltliche Anträge. Herrn v. PoſadowskysBehauptung, daß die Koalitionsſretheit nicht angetaſtet werden

ſolle, wird nicht verfehlen, das Gelächter der geſamten
deutſchen Arbeiterſchaft zu erregen. Der Staatsſekretär
ſagt, die Strafbeſtimmungen des 8 153 genügen nicht. Der
Beweis des Gegenteils wird uns ſehr leicht. Denn was kommen
außer S 153 nicht noch für andere Strafbeſtimmungen in Be
tracht bei dieſen ſogenannten Streikvergehen. Das ſind zunächſt
die Strafbeſtimmungen über Widerſtand gegen Beamte über
Körperverletzung und einfachen ſowie ſchweren Landfriedens-
bruch, dann über Hausfriedensbruch, Aufreizung zum Klaſſen-
haß, Erpreſſung, Sachbeſchädigung, und wenn das alles nicht
paßt, tritt noch der Grobe Unfugsparagraph in Aktion. Jch
meine, man könnle ſich mit dem begnügen, was jetzt ſchon
Rechtens iſt. Bleiben wir erſt einmal bei S 153 und dem, was
von ihm die Denkſchrift ſagt. Die Verurteilungen ſollen nach
ihr von 72 im Jahre 1892 bis 254 im Jahre 1897 eſtiegen ein.Durch dieſe Steigerung ſoll die Notwendigkeit der Strafver

ſchärfung bewieſen werden. Soll die- Statiſtik aber irgend
welchen Wert haben, ſo müſſen wir auch wiſſen, wie viel Streiks
ſtattgefunden haben, wie viel Arbeiter daran beteiligt geweſen
ſind und wie lange die Streiks gedauert haben. (Sehr richtig,
links.) Nach einer Statiſtik, die wir e haben, kommenauf 10000 Streikende 3,6 Beſtrafungen auf Grund des 8 153.
1897 ſind 254 Perſonen beſtraft worden, davon haben aber nur
34 Strafen von längerer Dauer als einem Monat erhalten,
218 unter einem Monat. Wir können nur ſagen, die Statiſtik

iſt in der leichtfertigſten Weiſe zuſammengetragen und ich kanndem Geſtatten der ſchwarzen Liſten äußern ſoll. Sie
o

so i Die Entgleiſten.
Eine Kataſtrophe in ſieben Tagen

nebſt einem Vorabend
von Ernſt von Wolzogen.

Harro ſtand vor ihr mit ausgebreiteten Armen und zitternd
geballten Fäuſten. Er war nahe daran, in Thränen auszu-
brechen und ſpielte doch dabei in ſeinem plumpen, auf Zu-
wachs berechneten Ueberzieher eine ſo komiſche Figur, daß es
Lisbeth einige Mühe koſtete, ihn nicht abermals durch einen
lauten Heiterkeitsausbruch zu kränken.

Sie biß ſich auf die Lippen und wartete ab, bis die über-
mütige Stimmung verflogen war, ehe ſie zu ihm ſprach.

Freundlich ernſt ſetzte ſie ihm auseinander, daß ſie ihm dank-
bar ſei für die Liebe, die er ihr entgegenbringe, daß ſie aber
für ſeine leidenſchaftlichen Ausdrücke und Uebertreibungen gar
kein Verſtändnis habe. Sie ſei ihm ſo gut, wie ſie ſchon man
chem vor ihm geweſen ſei und noch manchem nach ihm ſein zu
tönnen hoffe. Daß ſie es komiſch fände, wenn er zu ihr gar
von Heiraten ſpräche, das könne ihn doch eigentlich nicht wun-
dern. Er werde bald genug ſelbſt darüber lachen müſſen, wenn
er wieder zur Beſinnung gekommen ſei. Kurz, ſie redete ver-
ſtändig und herzlich auf ihn ein, mit einem frommen Eifer, wie
eine gute, innigſt beſorgte kleine Mama, die ihrem ausgewach-
ſenen Herrn Sohn die Folgen ſeines Leichtſinns vor Augen zu
führen ſucht. Und dann deutete ſie ihm vorſichtig an, daß
ihrem Vater ein großes Leid widerfahren ſei, welches ſie wahr-
ſcheinlich nötigen würde, demnächft nicht nur Neuſtadt, ſondern
überhaupt Deutſchland zu verlaſſen.

Harro war außer ſich vor Schreck über dieſe niederſchmet-
ternde Eröffnung. Er geberdete ſich ſchier närriſch, behauptete,
daß er eine Trennung nicht überleben werde, er wolle ihr nach-
folgen bis ans Ende der Welt.

Da hatte denn Lisbeth viel zu thun, um den armen Narren
nur einigermaßen wieder zur Vernunft zu bringen. Und als
ſie ſchier eine Stunde lang hin und her geredet hatten, ohne
daß Harro ſich weſentlich getröſtet zeigte, da war ſie nahe
daran, die Geduld zu verlieren. Er that ihr ja von Herzen
leid; aber, meinte ſie, gar ſo arg brauche er ſich doch nicht an-
war n bißchen mehr Mann könne auch einer ſchon
mit ſechzehn Jahren ſein.Se wollte ſie durchaus nicht loslaſſen. Jmmer wieder ſchwur

er ihr ſeine ewige Liebe zu und verſuchte ſie immer wieder un-
geſchickt zu umarmen und zu küſſen, nachdem ſie ihm einen

flüchtigen Kuß aus Gnade und Barmherzigkeit geſchenkt hatte.
Sie machte ſich endlich ziemlich unſanft von ihm los und lief
davon.
Jm Hausflur begegnete ihr Charlotte, die ſie vom Eckſtuben-
fenſter aus hatte über die Straße kommen ſehen.
„Wiſſen Sie ſchon, Fräulein Lisbeth, wiſſen Sie ſchon rief
ſie ihr gedämpften Tones entgegen.

„Was denn daß unſer alter Kaiſer tot iſt
„Nein, das meine ich ja nicht.
„Meine Tante
Liesbeth wußte in der erſten Ueberraſchung gar nicht,

damit gemeint ſei.
Und Charlotte fuhr eifrig, wichtig, neugierig fort:
„Herr Jürgenſen hat ſie von der Bahn gebracht o, ſo eine

ſchöne, elegante Dame! Denken Sie bloß, ein Kleid hat ſie
von ruſſiſch-grünem Tuch, aber vom feinſten, das es giebt
und eine Jacke dazu, bismarckbraun, entzückend modern alles
mit prachtvollem Pelz beſetzt zu ſchön! Jch ſchämte mich
ordentlich, ich ihr in dieſem Aufzuge begegnen mußte.

Es war ein ausländiſcher Name,

daiſer 2 Ja, gewiß!“
Jhre Tante iſt angekommen.“

wer

daß
Jürgenſen ſtellte ſie mir vor.
ich habe ihn nicht recht verſtanden.“

„Madame Verhaes?“ fragte Lisbeth mit bebenden Lippen,
die Augen weit geöffnet.

„Jawohl, ſo war es auch,“ verſetzte Charlotte raſch.
ſagte, ſie käme ihren Bruder, Doktor Huhn, beſuchen. Ach, Lis-
bethchen, bitten Sie Jhre ſchöne Tante doch, daß ſie zu Tiſche
bleibt. Das wäre zu intereſſant. Man ſieht ja hier nie was
Neues.“

„Jſt meine Tante oben bei Papa?“
„Ach nein, es war ſo unangenehm. Denken Sie ſich nur,

wir konnten ſie nicht herüberbitten in unſer Wohnzimmer, weil
wir alle mit Putzen zu thun hatten. Vater zieht doch heute die
Uniform an! Und oben beim Profeſſor da räumte die Schmol
ſien noch auf, weil doch der Unterricht ausgefallen war, und
das konnte ſie ja nicht wiſſen, nicht wahr? Da haben wir ſie
in den Hörſaal bitten müſſen und

„Und Papa iſt jetzt mit ihr da drin unterbrach Lisbeth,
auf die Thür des Schulzimmers deutend, ungeduldig ihren
Wortſchwall.

Und als Charlotte bejahend nickte, drückte ſie die Hand auf
ihr pochendes Herz, holte tief Atem und ſchritt entſchloſſen auf
die Thür zu, hinter der ihre Mutter ſie erwartete.

Jn demſelben Augenblicke, als ſie die Hand auf die Klinke
legen wollte, wurde die Thür von innen raſch aufgeſtoßen, ſo
daß ſie einen Schritt vorwärts ſpringen mußte, um nicht ge-deſſen zu werden. Es war ihr Pflegevater, der da ſo eilig

„Die

heraustrat, mit blaſſem, verſtörtem Antlitz und allen Zeichen
höchſter Erregung.

„Kind, Du hier rief er erſchrocken, halblaut, ſobald er
Lisbeth gewahrte, warf die Thür mit einem haſtigen Ruck hin-
ter ſich ins Schloß und ſtellte ſich mit dem Rücken dicht davor.
„Du willſt doch nicht etwa da hinein

„Papa, ich bitte Dich, ſei nichtapa tte T e r flehte ſie leiſeund innig. Vielleicht haſt Du ihr doch unrecht gethan. Wir
haben doch kein Recht

Die Worte verſagten ihr, die Aufregung drückte ihr die Kehle
zu. Sie erhaſchte eine ſeiner abwehrend ausgeſtreckten Hände.
Sie war kalt und feucht und zitterte.
„„Ob Recht oder nicht,“ keuchte der Doktor, „ich laſſe Dich

nicht hinein, ich dulde es nicht! Jetzt geh' hinauf, ſage dem
Leutnant, was geſchehen iſt, und bitte ihn, ſofort herunter zu
kommen. Die Dame hat mit ihm zu ſprechen ſofort, hörſt
Du ſehr dringend! Er ſoll mich nicht mehr lange mit ihr
allein laſſen. er mit ihr geſprochen hat, dann kannſt Du
ihn ja fragen, ob Du ſie ſehen darfſt. Er hat jetzt die Verant-
wortung für Dich. Beeile Dich, hörſt Du!“

Einen Augenblick zögerte Lisbeth noch. Dann lief ſie davon
und die Treppe hinauf, ſo raſch ſie konnte.

Doktor Huhn ſah ihr nach, bis ſie ſeinen Blicken entſchwun-
den war. Dann wandte er ſich langſam um, das Geſicht nach
der Thür, fuhr ſich über Stirn und Haar und holte tief Atem.
Da gewahkte er in dem halbdunklen Hausflur, vor der Thür
des Eßzimmers ſtehend, mit vorgeſtrecktem Halſe und offenem
Munde neugierig lauſchend das Fräulein Charlotte. Er zuckteleicht zuſammen, brummte etwas in ſeinen Bart, zog die Schul

tern hoch, als wollte er ſagen: „Was thut's Nun J ja doch
alles gleich“ und dann trat er raſch in das Schulzimmer.

Charlotte hörte ihn den Riegel hinter ſich zuſchieben.
(Fortſetzung folgt.)

NonnrS i

Heiteres.
Aeſthetiſch. Frau (bei einem Diner): Alſo nach dem

Braten ſingt unſere Klara das Heineſche Lied „Am Meer“.
Mann: Gut, dazu kannſt Du ja dann den Heringsſalat ſer-

vieren laſſen.

u Grund genug. A.: Warum iſt denn Jhr Freund ſo
ſtill„B.: Ja, wiſſen Sie, der will ſich auch amüſieren, der iſt
nämlich ſonſt Ausrufer in der Haſenhaide.



c mir nur erklären daß der arme Geheimrat à tout prixetwas bringen mußte. (Heiterkeit.) s
Redner geht hierauf dazu über einzelne markante Urteile

mitzuteilen, welche rege Streik-Vergehens gegen die Arbeiter
n ſind und hebt beſonders die Urteile hervor, die wegen

rpreſſung ergangen ſind, wenn die Arbeiter den Fabrikanten
davon unterrichtet haben daß ſie in einem Streik einzutreten
S ahgtigen. (Direktor Woedtke: wegen Drohung mit einem

Präſident Graf Balleſtrem Jch bitte, den Redner nicht
zu unterbrechen, (Große Heiterkeit.

Ein Irbeitgeber wollte den Stundenlohn von 45 auf 43 Pf.
herabſetzen. Ein Arbeiter ſagte ihm, dann würde er dafür
ſorgen daß in den nächſten 4 Wochen kein Arbeiter auf den
Bau kommen ſolle. Er wurde wegen Erpreſſung mit ſechs
Monaten Gefängnis und drei Jahren Ehrverluſt
beſtraft. (Lebhafte Rufe links: Pfui!)

räſident Graf v. Balleſtrem M. H., der Ruf Pfut iſt
h hgmnentartt ch. Das hat ſchon einer meiner Vorgänger
Gr e Heiterkeit, weil dieſen Ordnungsruf des Vorgängers
Graf Balleſtrem b erhalten hat, als er Pfui gerufen hatte,
weil Bismarck den Attentäter Kullmann dem Junkertum an
die Rockſchöße hängen wollte.)

Abg. Bebel (fortfahrend): Auch das Streikpoſtenſtehen wird
heute ſchon oft beſtraft, freilich nur bei den Arbeitern, nicht
auch bei den Arbeitgebern, wie das in Geeſtemünde konſtatiert
worden iſt, wo die Arbeiter 34 Strafmandate erhielten, die
er nicht ein einziges. Ueberhaupt iſt nur ein einziger
Arbeitgeber beſtraft worden, in Eiſenach im vorigen Frühjahr.
Dieſer hatte einen anderen Arbeitgeber der die Forderungen
der Arbeiter bewilligt hatte, mit Drohungen veranlaßt, S
Bewilligungen e zu nehmen. Die Staatsanwaltſchaftlehnte ein Einſchreiten Junachſt überhaupt ab, die Oberſtaats-

anwaltſchaft leitete das Verfahren ein und der Arbeitgeber
erhielt 1 Tag Gefängnis. Sie kennen ja die mildenStrafen, die die ünternehmer auch ſonſt wegen Uebertretungen

der Schutzvorrichtungen c. bekommen. Sie mit
der Härte der Strafen gegen Arbeiter durch ihre Milde und
der ganze Klaſſencharakter unſeres Staats kommt dabei klar
zum Ausdruck.

Ebenſo milde werden die Arbeitswilligen behandelt. Im
Oktober 1898 verurteilte das hamburgiſche Schöffengericht fünf
Arbeitswillige zu 5 M. und einen zu 10 M. Strafe, weil ſie
ohne ſichtbaren Grund einen Streikenden überfallen und gemiß-
handelt hatten. (Hört! hört! links.) Bei bloßer Drohung auf
der andern Seite ſind viele Monate Gefängnis verhängt wor-
den. Der Maurermeiſter Kraft in Altenburg wurde von einem
meiner Genoſſen denunziert, weil er zu Arbeitswilligen geſagt
atte: Schlagt jeden mit der Waſſerwage über den
opf, der ſich Euch naht. Daraufhin bekam er am

13. Juni 1897 eine ehe des Staatsanwalts, nach der das
Verſahren gegen ihn eingeſtellt war. (Hört! hört! bei den So-
zialdemokraten) und zwar weil ſeine Aeußerung eine bei der
Haltung der ſtreikenden Maurer damals an gebrachte War-
nung enthalte. Hätte ein Arbeiter dieſe Drohunggebraucht, 6 Monate Gefängnis wären ihm ſicher
geweſen. Sehr richtig! links So könnte ich Jhnen noch
nach den verſchiedenſten Richtungen hin mit weiterem Material
aufwarten. Namentlich die Denkſchrift der General- Kommiſſion
enthält eine gewaltige Fülle von Thatſachen und ſteht an Sach-
lichkeit und Objektivität weit über der Denkſchrift der Regie-
rung. (achen rechts, Zuſtimmung links In den Motiven
zum Entwurf ſteht auch nicht ein einziges Wort gegen die
Unternehmer, mögen ſie thun, was ſie wollen. Einen beſſeren
Beweis für den einſeitigen Klaſſencharakter der Vor-
la c kann man nicht

Wie Age denn nun die Unternehmer vor? Jch habe hierein Schri tſtück von dem Obermeiſter der Jnnung Bauhütte in
Bremerhaven. Da wird ſämtlichen Maurermeiſtern mitgeteilt,
daß ein Streik ausgebrochen ſei. Es wird eine Liſte mit 336
Namen beigefügt und geſagt: Dieſe Leute ſolle man in ganz
Deutſchland nixgendwo zur Arbeit annehmen, ſo lange in
Geeſtemünde der Streik beſtehe. Jn Neunkirchen, der Reſi-
denz des Herrn v. Stumm, wurde vor kurzem in einer Maurer-
verſammlung eine Arbeitseinſtellung beſchloſſen. Darauf wurde
den Arbeitern gedroht, jeder der künftig eine derartige Ver
ſammlung beſuche, werde von der Arbeit ausgeſchloſſen. (Hört!
hört! bei den Sozialdemokraten.) Alſo das wichtigſte politiſche
Recht wird den Arbeitern benommen!

Was für einen Druck auch die Staatsbehörden auf die Unter-
nehmer ausüben, beweiſt folgender Fall. Zwei Steinbruchs-
arbeitern bei Magdeburg, die ſich in der Organſſation eines
Streiks hervorgethan hatten, ſchreibt der Unternehmer Das
Landratsamt verlange ihre Entlaſſung, ſonſt würden ihm weder
Kreis noch Provinzialarbeiten weiter r werden. Es
thäte ihm ſehr leid, aber er könnte ſie nicht behalten. Wozu
dann noch dieſes Geſetz!

Auch von den Unternehmern wird Zwang und Drohung
gegen Unternehmer angewandt, welche Ringen und Truſts nicht
betreten wollen. Wenn den Unternehmern alle Mittel der
Ehrverletzung, des Verrufs, der Drohung freiſtehen, um Leute in
eine Verkaufsvereinigung zu zwingen, die den Preis der Waren
zu erhöhen bezweckt, ſo ſollten allerdings ſolche Mittel auch den
Arbeitern freiſtehen. Redner weiſt auch auf das e das
Kohlen, das Drahtſtift- und das SpiritusSyndikat und ihre
e l gegen die außerhalb des Rings ſtehenden
Unternehmer hin.

Nun noch einige Worte über die Denkſchrift. Sie. iſt in
der That das Unſinnigſte, ich möchte ſagen das Gehäſſigſte,
was mir jemals in meinem Leben in einem offi-
ziellen n begegnet iſt. (Sehr wahrl links.
Glocke des Präſidenten.)

Präſident Graf Balleſtrem: Eine Vorlage der verbündeten
Regierungen dürfen Sie nicht gehäſſig nennen.

Abg. Bebel fortfahrend: Die Denkſchrift bringt ganz un-
kontrollierbare Angaben. Keine Namen werden ge-
nannt, keine näheren Bezeichnungen angegeben. Dieſelben
Streiks ſind dort manchmal 30 mal aufgeführt, ſo daß ſie den
Eindruck von 30 verſchiedenen Streiks erwecken. Da wird als
tiefgründige Weisheit erzählt, daß man die und die Perſonen,
die das und das gemacht hätten, nicht habe beſtrafen können,
weil man ſie nicht erwiſcht habe. (Heiterkeit.) Wie kann ein
Mann, der Jura ſtudiert hat und bei dem man doch eine ge-
wiſſe logiſche Denkfähigkeit vorcusſetzen muß, eine ſolche Denk
ſchrift abfaſſen, die geradezu eine Beleidigung für denReichstag iſt. (Sehr richtig links.)

Die Denkſchrift bringt vor allem Ausſagen von Polizei-
Organen. Nun, ich meine, man brauchte ſich in ſolchen Fällen
wirklich nicht an die Polizei zu wenden. Jeder oligſt be
trachtet ſich gewiſſermaßen als Stellvertreter Gottes. Ebenſo
wenig war die Staatsanwaltſchaft geeignet, erf zu geben.
Jeder Staatsanwalt betrachtet es beinahe als perſönliche Be
leidigung, wenn der Uebelthäter, gegen den er eine Beſtrafung
beauftragt hat, freigeſprowen wird und er wird leicht eine Ver
ſchärfung der Geſetze wünſchen e etwas nicht wieder
vorkommt. Auf Seite 39 der Denkſchrift hat mich ein Satz
höchlichſt amüſiert. Es heißt da: „Gröbere Ordnungsſtörungen
uſw. wurden bei den Stuttgarter Streiks in der Regel mit
Bedacht vermieden, um den Schein des Geſetzlichen
thunlichſt zu wahren, an ſtrafbaren Ausſchreitungen aber fehlte
es nicht.“ Jch muß e ſtahenn ich würde mich ſchämen,
o etwas hinzu reiben. Beſonders wird in der Denk

ſchrift auf das Ausſtellen von Streikpoſten hingewieſen. Ohne
dieſe Streikpoſten iſt doch aber kein Ausſtand möglich. (Sehr
richtig b. d. Sozd.) Wenn das len ohne Körperverletzung,
ohne Beleidigung, ſo muß es au erlaubt ſein, t es wäre ein
Skandal, wenn es ſtrafbar wäre. Jn der Den chrift heißt es:
Da man hierbei (beim Poſtenſtehen) wohlweislich von der
Anwendung ſtrafbarer Handlungen regelmäßig abzah, ſo konnte in den ſeltenſten Fällen eingegriffen werden.

Das iſt eine wunderbare Logik und klingt wie Schmerz dar-
rüber, daß nicht mehr Beſtrafüngen erzielt werden konnten.

Die geſamte Arbeiterpreſſe iſt einmütig in der Verurteilung
der Denkſchrift und beſonders des beigebrachten Thatſachen-
materials. Ganz anders wie die Denkſchrift die Zuſtände in
Baiern und Baden e lauten die Berichte der dortigen
Sei ektoren. Jn verſchiedenen Landtagen haben unſere
Parteigenoſſen ihre Regierungen deshalb ſchon zur Rede ge-
ſt aber nirgends konnte eine genügende Antwort gegeben
werden.

Noch quf eins möchte ich eingehen: die Arbeiter werden oft
wegen beleidigender und perlegender in der Erregung s
fallener beſtraft. Man ſollte aber in dieſer Be
ziehung die Arbeiter nicht mit dem Maße meſſen, mit demman die Angehörigen der höheren Geſellſchaftsſchichten mißt.
Man muß eben die unter den Arbeitern aber auch bei den
Unternehmern den Arbeitern gegenüber gebräuchliche Um-
Jan gprache berückſichtigen, um dieſe Jinge richtig beurteilen
zu können. Die Denkſchrift wendet ſich. beſonders gegen die
Agitatoren. Es iſt gang ferhwernan dent daß die Partei
Leute anſtellt, die infolge der ſchwarzen Liſten arbeitslos ge
worden ſind. Andere Parteien thun das auch; unſere Agita-
toren verfechten nicht minder ihre Ueberzeugungen, als etwa
Herr v. Wangenheim den Bund der Landwirte vertritt. Herr
Schweinburg bekommt do auch 10000 M. für ſeine Kor-
reſpondenz, für deren Anfertigung er wahrſcheinlich ſeinem

Schreiber 3000 M. zahlt. e cWelche Wirkung, denken Sie denn eigentlich, übt dieſes Ge-
ſetz auf die Arbeiter aus. Es regt die Geſellſchaft in ihren
tiefſten Tiefen auf. Jm Jntereſſe der Regierung wie des
Reichstags würde es ſein, wenn die Vorlage ſo ſchnell wie
möglich erledigt würde. Eine Kommiſſionsberatung iſt jetzt ja
ausſichtslos; die Vorlage wird alſo event. bis zum r
liegen bleiben wir würden wie es unſere heilige Pflicht iſt

die Zeit auf das allergründlichſte ausnutzen. Jhr Vorteil
iſt alſo, täuſchen Sie ſich darüber nicht, die Verſchiebung der
Entſcheidung nicht. Daher thun ſie am beſten, der General-
debatte unmittelbar die zweite Beratung folgen zu laſſen und
die Vorlage in den Papierkorb zu befördern, wohin ſie gehört.
Wird ſie oder eine ähnliche Geſetz, ſo gereicht es
Deutſchland zur Schande und Schmach. (Lebh., lang-
anhalt. Beifall b. d. Soz.).

ie Weiterberatung wird darauf auf Dienstag 1 Uhr ver-
tagt.

Schluß der Sitzung 53 Uhr.

Tagesgeſchichte.
Halle a. S., 20. Juni 1899.

Eine Kaiſerrede. Jn Brunsbüttel bei Hamburg hielt
der Kaiſer beim Diner zu Ehren der ElbSegelregatta fol-
gende Anſprache:

Der Segelſport iſt eine von den Künſten will
ich es nennen die wir pflegen, weil wir in geſicher-
tem Frieden zu leben im ſtande ſind, und wir können
das bloß, weil wir nunmehr auf der Baſis ſtehen, die mein
ſeliger Großvater und mein ſeliger Vater uns
erſtritten haben. Und keine Kunſt iſt wohl ſo geeignet,
den Mut gW ſtählen und das Auge zu klären, wie die Fahrt
auf dem Waſſer. Jch hoffe, daß jahraus, jahrein vom Jnnern
des Landes mehr und mehr ein ſtarker Zuzug hierher ſtatt
finden werde, um immer mehr die Reihe der Segelſport-
freunde zu ſtärken und zu vermehren und nicht bloß den
Kampf mit den Elementen aufzunehmen, die Geſchicklichkeit
fordert, ſondern ich verſpreche mir. auch von dem Verkehr
des Jnlandes mit der „Waſſerkante“ große Vorteile
und befruchtende Gedanken auf mein Volk. Es iſt
mein Grundſatz, überall, wo ich kann, neue Punkte zu finden,
an denen wir einſetzen können, cin denen in r eiten
unſere Kinder und Enkel ſich ausbauen und das zu Nutzen
machen können, was wir ihnen erworben haben. Langſam
nur hat das Verſtändnis für Waſſer und Seeweſen, für die
Wichtigkeit des Meeres und r Beherrſchung bei unſeren
Landsleuten Platz gegriffen, aber das Verſtändnis iſt erwacht,
und wenn einmal beim Deutſchen eine Jdee, ein Gedanke
Funken gefangen hat, ſo wird ſelbiger auch bald zu lodern-
der Flamme. So wird es auch hier ſein. Das deutſche
Volk iſt wie ein edles Vollblutpferd; es duldet nicht,
daß ihm einer an die Gurten herankommt.“
Die Aeußerung des Kaiſers über die oſtelbiſchen

Arbeiterwohnungen im Verhältnis zu den Schweine-
ſtällen hatte bekanntlich in der konſervativagrariſchen Preſſe
ſehr verſchnupft und war verſchiedentlich als ungenau, über
trieben, mißverſtanden und dergleichen hingeſtellt worden. Die
Elbinger Zeitung, von der jene Aeußerung in die Oeffentlich
keit gebracht worden war, hält ihre Mitteilungen jedoch auf-
recht. Sie ſchreibt:

„Wir betonen, daß wir die Aeußerungen Sr. Majeſtät mit
n Genauigkeit wiedergegeben haben,aß wir unſern Bericht in vollem Umfange aufrecht er-
halten und uns von keiner Seite etwas davon abhandeln
laſſen. Unſer Gewährsmann iſt noch ſicherer informiert als
der der Kreuz-Zeitung und ganz unanfechtbar. Von „Jrr-
tümern“, „ganz unangebrachten politiſchen Erörterungen“,
„auf eine größere Entfernung etwas gehört haben“ kann gar
keine Rede ſein. Deutlicher zu werden haben wir keine Ver
anlaſſung. Die Sache iſt für uns erledigt.

Der „Gewährsmann“ der Elb. Ztg. iſt in der That unan-
fechtbar, wenn er, wie die e r Blätter behaupten,

die Frau Landrat von Etzdorf iſt, mit der der Kaiſer
eben jene Unterhaltung geführt hat.

Ein freiſinniges Feſtmahl. Die Volksztg. ſchreibt: Der
geweſene Vorſitzende der Kommiſſion für die Vorberatung der
Jnvaliditätsverſicherungsnovelle, der freiſinnige Abgeordnete
Reinhard Schmidt, hatte zu Freitag abend ſeine Mittel
erlauben ihm das nach berühmten Muſtern ein Feſtmahl
im SavoyHotel veranſtaltet, wo das Ereignis der glücklichen
Entbindung der hohen parlamentariſchen Körperſchaft von dem
Jnvaliditätsgeſetze in gebührender Weiſe mit Sekt begoſſen
werden ſollte. Zu dem Mahle war auch der Staatsſekretär
Graf Poſadowskhy geladen. Wahrſcheinlich um dieſem ſo-
wie den konſervativen und anderen ſtaatserhaltenden Mitgliedern
der geladenen Kommiſſion in der reinen Atmoſphäre umſturz-
feindlicher Geſelligkeit „den Aufenthalt ſo angenehm wie mög-
lich zu machen,“ hatte der Gaſtgeber es unterlaſſen, die Mit-
glieder der ſozialdemokratiſchen Fraktion, welche in
die Kommiſſion delegiert waren, zur Mitarbeit an der Ab-
rn des Menüs und der Weinkarte heranzuziehen. Auch
er freiſinnige Abgeordnete Fiſchbeck, der in der Kommiſſion

gegen Herrn Schmidt den Standpunkt der Fraktion vertrat,
war, wie wir hören, mit einer Einladung nicht bedacht worden.
So waren die Regierungsfreundlichen ganz unter ſich. DieAusgeſperrten werden ſich über den Entgang der kulinariſchen

Genüſſe, um die ſie gekommen ſind, hoffentlich ſchon getröſtet
haben, wenn der ſtaatsmänniſche Takt des Abg. Schmidt noch
in allen reaktionären Blättern laut geprieſen wird.

Wie die angehenden „Zuchthäusler“ für das Gemein-
wohl arbeiten. Die Dresdener Ortskrankenkaſſe
weihte am Sonntag ein neues Frauengeneſungsheim ein, das
auf den Höhen der Meißener Berge bei dem Dorfe Zitzſchewig
e Es wurde dabei den erſchienenen Gäſten ein kleines
Feſteſſen geboten. An der Tafel ſaß der Agitator und an
u „Zuchthäusler“ Fräßdorf, Vorſitzender der Orts-

ankenkaſſe, und dicht neben ihm die als Regierungs

vertreter entſandten Geheimräte Dr. Vodel und Dr. Naun
dorf. Die Gäſte wurden mit Kaffee und Kuchen bewirtet.
Der t Fräßdorf hielt eine kleine Begrüßungs-
anſpxache. Und nun ihr ſächſiſchen Scharfmacher und Spieß-
bürger vernehmt mit Schrecken, was ſich wieder ereignete. Herr
Geheimrat Dr. Vodel ſprach dann namens des Miniſteriums
des Jnnern, das er mit ſeinem Kollegen Geheimrat Dr.
Naundorf vertrat der Miniſter von Metzſch ſei leider heute
verhindert und werde das Haus ſpäter einmal beſuchen dem
Vorſtande ſeine Anerkennung für das, was hier
geſchaffen, aus und ſchloß mit dem Wunſche, daß möglichſt
viele Krankenkaſſen ſoweit ihnen möglich dem Beiſpiel der
Dresdener J möchten. Jn einer ſolennen und gemütlichen
Kneiperei in Berges Reſtaurant in Zitzſchewig fand die ſchöne
Feier erſt ſpät abends ihr Ende.

Das iſt einfach ſchauderhaft. Ein Vertreter des Miniſteriums
ſpricht einem Kaſſenvorſtand der aus lauter „Umſtürzlern“
und angehenden „Zuchthäuslern“ beſteht den Dank aus für
die Leiſtungen im Intereſſe des Gemeinwohls und tafelt ganz

emütlich mit ihnen. Herrgott, wenn in dem Kuchen Umſturz-
azillen waren dann beſteht die Gefahr, daß die ganze Re-gierung „angeſteckt“ wird. Schauerlich, ſreguth

Jm Zeichen des Zuchthauskurſes. Der weibliche
Fabrikinſpektor, mit dem im Großherzogtum Weimar kaum
ein S n iſt, ſoll, wie es ſcheint, wieder beſeitigt

ie Weim. Ztg., unſer offiziöſes Organ, ſchreibt
ierzu:

„Wie wir hören, hat die verſuchsweiſe Zuziehung weiblicherAſſiſtenten zu den tet des Alcbrithghrgseg welche

vorläufig für den I. und II. Verwaltungsbezirk eingerichtetwar, inſofern die Erwartungen nicht an als den zuge-
zogenen Frauen, obwohl ausreichendſte Erfahrung und Sach-
verſtändnis ihnen zur Seite ſtand, doch nur in äußerſt wenigen
und überdies an ſich bedeutungsloſen Fällen von den Ar
beiterinnen Gelegenheit gegeben wurde, Mitteilungen der Art,
wie ihr Amt es vorausſetzte, zu erhalten. Danach ſcheint für
dieſe Verwaltungsbezirke ein Bedürfnis, die erwähnte Ein-
richtung ſortbeſtehen zu laſſen, nicht vorhanden zu ſein.
Weitere Verſuche werden ergeben, ob in den anderen Landes-
teilen etwa Aehnliches ſich zeigt.“

Es iſt eigentümlich, wie ſchnell man derartige, der Allgemeinheit zu dienen peſlimmgte Einrichtungen abzuſchaffen bereit iſt.

Wie lange dauert es aber in ſolchen Fällen, ehe nur ein kleiner
Schritt nach vorwärts unternommen wird. Die offiziöſe Be
gründung berechtigt noch lange nicht zur Abſchaffung dieſer
wichtigen Jnſtitution; man kann doch auf dieſem Gebiete noch
nicht groß von Erfahrungen ſprechen, denn dazu iſt die Sachedoch noch zu neu. An den Arbeitern reſp. Acdeiterinnen liegt

es aber, dazu mit beizutragen, daß der oben angedeutete Rück
ſchritt nicht gemacht werde.

Das „unparteiiſche“ Reichstagspräſidium. Die Deutſche
Bauzeitung ſchreibt mit Bezug auf den Verweis, den unſer
Genoſſe Sin d erhielt, weil er eine Aeußerung des Kaiſers
über die Beſchaffenheit der ländlichen Arbeiterwohnungen in
die Debatte zog, folgendes

Unwillkürlich erinnert man ſich dabei der Reichs
tagsſitzung vom 20. März d. d in welcher der Abg. Lieber
auf die gleichfalls unbeglaubigte Aeußerung des Kaiſers,
wonach das Reichshaus der „Gipfel der Geſchmackloſig-
keit ſein ſollte, ſich beziehen durfte, von dem
Präſidium auf das Unzuläſſige einer ſolchen Anſpielung auf
merkſam gemacht zu werden. Es liegt uns fern zu d
ob die verſchiedenartige Auffaſſung des Herrn Präſidenten
über beide Fälle etwa daraus entſprang, daß damals der
Führer der maßgebenden Partei des Hauſes und diesmal
ein Führer der ſozialdemokratiſchen Partei in ne kam,
oder daß diesmal den Agrariern ein Aergernis gegeben
wurde, während es ſich früher nur um einen Steinwurſ
gegen den Baumeiſter des Reichshauſes gehandelt e.
Jedenfalls glauben wir feſtſtellen zu müſſen, daß auch im
Reichstage mit zweierlei Maß gemeſſen wird.
d iſt uns Sozialdemokraten ſchon längſt nichts Neues

mehr.

Unſere Macht. Der heſſiſche Bauernbund hat am
11. d. Mts. eine Haupt Verſammlung in Frankfurt a. M.
abgehalten, die in mancher Hinſicht intereſſant iſt. Erſt
appellierte der antiſemitiſche Landtagsabgeordnete KöhlerLangs-
dorf an den ſpeziell heſſiſchen Patriotismus und forderte die
Regierung auf, ſich bewußt zu werden, daß Heſſen kein Vaſallen-
ſtaat Preußens ſei, ſondern ein Bundesſtaat. Dann teilte
S mit, daß die Deutſche Landwirtſchafts Geſellſchaft ein
Geſuch wegen Preißermäßigung bei Beſuch der Ausſtellung für
die Mitglieder des Mitteldeutſchen Bauernbundes zurückge-
wieſen habe, während ſie den Arbeitern, „alſo den Anar-
chiſten und Sozialdemokraten“, ermäßigten Eintritt ge
währe. Es ſei das ein Beweis dafür, daß die Geſellſchaft im
Schlepptau der Induſtrie ſich befinde, und daß ſie ſozialdemo-
kratiſch ſei! Jn Heſſen mache niemand anders als der
Sozialdemokrat Ulrich die Geſetze; wenn die Regie-
rung etwas durchbringen wolle, wende ſie ſich erſtan 8 n. Die Nationalliberalen brauchten nicht gefragt zu

werden, ſie ſeien im Grunde ja doch nur die „Vorgänger der
Sozialdemokraten.“ Wir wünſchten nur, Köhler hätte recht,
dann würde es in Heſſen bald beſſer ausſehen.

Kleine politiſche Nachrichten. Die deutſchen Delegierten
auf der „Friedenskonferenz“ in Haag, die Profeſſoren Sten gel
und Zorn, ſowie der amerikaniſche Delegierte Holls ſind
nach Berlin gereiſt, um dem deutſchen Kaiſer Kompromißvor
ſchläge in betreff des Schiedsgerichts zu machen. So
lange dieſe Verhandlungen ſchweben, ſind die Erörterungen
über dieſen Gegenſtand in Haag ſuſpendiert. Das
Portal! Jn der Verwaltungsſtreitſache des Berliner Magi
ſtrats gegen den dortigen Polizeipräſidenten wegen des Portals
auf dem Friedhofe der Märzgefallenen iſt der Termin vor dem
Bezirksausſchuß auf Freitag, den 30. Juni d. J., anberaumt.

Der Landesausſchuß in ElſaßLothringen hat auf Antrag
des Abg. Winterer die Aufhebung des Diktaturparagraphen
beſchloſſen ob der Bundesrat dieſem Antrage ſtattgeben wird,
iſt zweifelhaft.

Ausland.
Frankreich. Das Miniſterium Waldeck-Rouſſeau iſt

ſo ziemlich geſichert. Zwar herrſcht über die Perſonenliſte noch
We Unklarheit und man ſpricht vom General Brugere als

egsminiſter, doch bleibt es wahrſcheinlicher, daß Waldeck-
Rouſſeau ſelbſt den Krieg übernimmt. Dem Sozialiſt Mille-
rand ſoll das Miniſterium der öffentlichen Arbeiten angeboten
n doch iſt es zweifelhaft, ob die ſozialiſtiſche Gruppe zu-
timmt, an der ganzen Kombination aktiv teilzunehmen. Sena-
tor Monis ſoll die Juſtiz erhalten, der Deputierte Caillaux die
Finanzen. Sicher von allem bleibt nur, daß Delecaſſe das
Aeußere und Leygues den Unterricht behält.

Die Machinationen gegen das Kriegsgericht in
Rennes, das über Dreyfus urteilen ſoll, innen bereits.
Der frühere Kriegsminiſter General Mercier erklärte einem Be
richterſtatter des Journal, daß er nach den in der Dreyfus-
Angelegenheit erfolgten Enthüllungen keine Schwierigkeiten darin

a
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erblicken -würde, wenn die Verhandlungen vor dem Kriegsgeri
in Rennes öffentlich geführt werden ſollten, abgeſehen vielleicht
von der Uebermittelung zweier geheimer Aktenſtücke, über die
bei verſchloſſenen Thüren zu verhandeln wäre. Er ſelbſt werde
unbekümmert um die Konſequenzen ausſagen. Die Ankunft
des Hauptmanns Dreyfus in Breſt, die für den 26. Juni
angekündigt war, erfolgt wahrſcheinlich ſchon am Mittwoch oder
Donnerstag. Dreyfus wird im Breſter Vorhafen nach der
Eiſenbahn verbracht, unter ſtrengem Ausſchluß des Publikums.
Die Familie Dreyfus dürfte den Zurückgekehrten erſt in Rennes
wiederſehen.

Zola über den Dreyfusprozeß. Zola erklärte
einem Journaliſten, er werde ſofort nach dem Urteil des
Kriegsgerichtes eine Broſchüre mit dem ganzen Jnhalt
über den Verlauf der Dreyfus- Angelegenheit
herausgeben. Der Verleger hat bereits alle Vorbereitungen
getroffen, damit die Broſchüre in allerkürzeſter Zeit nach dem
Urteil auf den Markt geworfen werden kann.

Belgien. Für die Machtſtellung der belgiſchen
Sozialdemokratie ſpricht ein bezeichnender Vorgang: Nicht
unberechtigtes Aufſehen erregt, wie ein Korreſpondent des
Schwäb. Merkur ſchreibt, der amtliche Beſuch, den Prinz
Albert, der Neffe des Königs und mutmaßliche Thronfolger,
dieſer Tage der Ausſtellung der bekannten ſozialdemo-
kratiſchen Kooperativgenoſſenſchaft Vooruit in Gent
abgeſtattet hat. Die erwähnte Kooperativgenoſſenſchaft bildet
die Wiege der belgiſchen Sozialdemokratie und ſteht unter der
Leitung des ſozialiſtiſchen Abgeordneten Anſeele, deſſen „poli-
tiſche und wirtſchaftliche Umſturzpläne“ kein Geheimnis bilden.
Unter den ſozialiſtiſchen Abgeordneten, die keine Gelegenheit
vorübergehen laſſen, „um die monarchiſche Staatsform in
Belgien anzugreifen“, befindet ſich gerade der Leiter
des Vooruit. Wenn der belgiſche Thronfolger ſich trotzdem
beſtimmt fühlt, einer ſo ausgeſprochen republikaniſchen Ge-
noſſenſchaft einen Beſuch abzuſtatten, ſo liegt darin wohl kein
Zufall, ſondern ein Zeichen für die unglaubliche Erſtarkung
der ſozialdemokratiſchen Partei in Belgien. Nächſtes Jahr um
dieſe Zeit kann die Partei einen wichtigen Beſtandteil der
Regierungsmehrheit bilden, da die Anzeichen des Niedergangs
des herrſchenden Klerikalismus ſich täglich mehren. Der Hof
hat es deshalb für nützlich erachtet, mit der Sozialdemokratie
in Fühlung zu treten, eine Rolle, die der junge Thronfolger
übernommen hat. Die ſozialdemokratiſche Leitung des Vooruit
bereitete dem Prinzen Albert im übrigen einen ſehr höflichen
Empfang.

Oeſtreich Ungarn. Gegen das neue Gemeinde-
wahlgeſetz wurde am Sonntag vormittag ſeitens der
Wiener Arbeiterſchaft in nicht weniger als 50 Verſamm-

lungen proteſtiert. Ungefähr 12000 Perſonen beteiligten ſich
an dieſer Demonſtration, die einen bewegten Verlauf nahm.
Zwei Verſammlungen wurden behördlich aufgelöſt. Die
Polizei war maſſenhaft aufgeboten, um etwaige nach Schluß
der Verſammlungen geplante Demonſtrationen, namentlich vor
dem Rathauſe, zu verhindern. Jn Meidling wurden beim
Demonſtrationsverſuche vor der Wohnung des Abg. Schneider
ſieben Verhaftungen vorgenommen. Jn den übrigen Bezirken
wurden ebenfalls ſieben Perſonen verhaftet.

Spanien. Silvela über die Folterungen auf Mont-
juich. Man ſchreibt dem Vorwärts aus Madrid:

Die Preſſe-Kommiſſion, die mit großer Energie die Reviſion
des Montjuich Prozeſſes betreibt, wurde dieſer Tage von dem
Miniſterpräſidenten Silvela empfangen, der ſie ſelbſt zu ſich ge
laden hatte, um über den gegenwärtigen Stand der Angelegen-
heit Aufſchluß zu geben. Miniſterpräſident Silvela verlas
zunächſt ein Telegramm des Generalkapitäns von Katalonien,
in welchem über den Gang der eingeleiteten Unterſuchung be-
richtet wird. General Despujols, ſo ſagte der Miniſter, hege
ſelbſt den lebhaften Wunſch, die Angelegenheit ſo ſchnell wie
möglich aus der Welt zu ſchaffen, aber einen beſtimmten Zeit-
punkt für die Beendigung des Unterſuchungs-Verfahrens könne
er noch nicht feſtſetzen. Als Sprecher der Kommiſſion nahm
darauf Junoy das Wort, der die Erregung zum Ausdruck
brachte, die in Katalonien in allen Kreiſen der Bevölkerung
wegen der Verſchleppung der Affaire herrſcht. Man könne aus
dem ſchleichenden Gang der Unterſuchung auf das Reſultat
der Reviſionsbewegung Schlüſſe ziehen. Das Telegramm des
Generalkapitäns müſſe den denkbar ſchlechteſten Eindruck
machen. Es handele ſich hier weniger um eine politiſche Frage,
als um eine Frage der Geſchäftsordnung, die wahrſcheinlich
das Samenkorn unabſehbarer Zwiſtigkeiten und ſelbſt ernſterer
„Verdrießlichkeiten“ bilden werde. Jn Katalonien wünſche man
vorläufig nicht ſo ſehr die Züchtigung der Folterknechte wie die
Freilaſſung der im Zuchthaufe ſchmachtenden unſchuldigen
Opfer einer grauſamen Juſtiz und Genugthuung für dieſelben
wenn man dazu nicht ohne Reviſion gelangen könne, müſſe die
Reviſion ſofort eingeleitet werden.

Der oberſte Kriegs und Marinerat als höchſte Jnſtanz müſſe
im voraus erklären, daß die Folterungen ein Revi-
ſionsgrund ſeien, und wenn das Geſetz ſolche Gewalt-
thaten noch nicht als Reviſionsgrund anſehe, ſo müſſe eben das
Geſetz geändert werden. Wenn man ſich in Katalonien nicht
in kurzer Zeit von der Wirkſamkeit der über Gebühr ausge-
dehnten Unterſuchung überzeugt haben werde, würden dort in
allen Städten und ſelbſt in den Dörfern Rieſen-
meetings veranſtaltet werden, um Recht und Gerechtigkeit

daß die Regierung gegen dieſe Meetings, fo zahlreich ſie auch
ſein mögen, nichts einzuwenden habe, wenn man in denſelber
von den Behörden nur gerechte Vergeltung verlangen werde
Wenn man verſuchen ſollte, die Thätigkeit der Juſtiz zu for
cieren und die Regierung gewiſſermaßen zu vergewaltigen,
werde er mit unerbittlicher Strenge vorgehen. G
halte die Berichte über die Folterungen für ſehr übertrieben.
Wenn aber durch die Unterſuchung erwieſen werden ſollte, daß
Folterungen vorgekommen ſeien, würden die Gefolterten vor
allem begnadigt werden; dann erſt, alſo nachdem ſie ſich
der Freiheit erfreuen würden, g. die Reviſion des ganzen
Prozeſſes beſchloſſen werden. Er könne zwar nicht dafür bür-
gen, daß das oberſte Kriegsgericht dieſen beſtimmten Fall und
das Geſetz ebenſo auslege wie er, aber er glaube, daß dieſe
Interpretation ſich als logiſch aller Welt aufdränge. Die
Kommiſſion drückte zum Schluß noch den Wunſch aus, daß
die Begnadigung und die Reviſion ſo ſchnell wie möglich kom-
men mögen. Jm allgemeinen haben die Erklärungen des
Miniſterpräſidenten hier nicht den erhofften guten Eindruck ge-
macht, da man ſeinen ſpitzfindigen und beſchwichtigenden Wor-
ten, die den ſchlauen Advokaten von vorgeſtern erkennen laſſen,
nicht traut.

Bulgarien. Sozialiſtiſcher Wahlſieg. Aus Sofia
wird dem Vorwärts von einem glänzenden Sieg der ſozial-
demokratiſchen Arbeiterpartei bei den Wahlen zum geſetzgebenden
Körper gemeldet. Die Zahl der ſozialiſtiſchen Vertreter in der
Sobranje iſt von einem auf ſechs geſtiegen. Jn Pawlikeni,
Departement Tirnowa, wurde Genoſſe Gabrowsky, einer der
bulgariſchen Delegierten auf dem Jnternationalen Kongreß von
Zürich, mit 3588 Stimmen gewählt gegen 1491 Stimmen, die
ſein Bourgeoisgegner erhielt. Wie unſere Stimmen ſich ver
mehrt haben, kann man aus der Thatſache erſehen, daß bei der
letzten Wahl 1896 der ſozialiſtiſche Kandidat in Pawli
keni nur mit 950 Stimmen gewählt wurde. Jn Cazanlik
haben unſere Kandidaten 1682 Stimmen auf ſich vereinigt,
gegen 720, die ſie vergangenes Jahr bei einer Ergänzungswahl
erhielten. Die Bourgevoiskandidaten haben dort nur mit einer
Mehrheit von wenig Stimmen geſiegt. Jn Jamboli wurden
die Genoſſen Blagoef und Sacazof, erſterer Chefredakteur
unſerer monatlichen Zeitſchrift Die Neue Zeit, der zweite ſchon
früher ſozialiſtiſcher Abgeordneter, mit 1795 Stimmen gewählt.
Jn Drenovo erhielt unſer Kandidat 1010 Stimmen. Außer-
dem haben unſere Kandidaten bedeutende Minoritäten erhalten.
Jn Sliwno und Gabrovo, den zwei Zentren der bulgariſchen
Textilinduſtrie, hatten wir 564 und 460 Stimmen. Die
ſozialiſtiſchen Abgeordneten haben ſich zu einer parlamentariſchen
Fraktion vereinigt. Sie bereiten ſich darauf vor an den
Finanzdebatten kräftigen Anteil zu nehmen.zum Siege zu führen. Jroniſch lächelnd erwiderte Silvala,

Achtung, Gewertſchaſten! J Die Wahl des Arbeiter Sekretärs
findet nicht, wie in geſtriger Nummer angegeben, bei Schiemann, ſondern im

Mändelpark, Nikolaiſtr., Mittwoch pünktl. S Uhr ſtatt.
Der Schriftführer der Sekretariats Kommiſſion.

Apollo Theater.
005099000

Sommer-Varièetè.
Direktion Fr. Wiehle.

Täglich abends S Uhr im prachtvollen Garten
Großes Konzert und Künſtler- Vorſtellung.

Kontrast-Trio. (2 Rieſen 2 m 20 em groß und 1 Dame.)
Jules oule. Malabariſt mit dreſſierten Tauben und Katzen.

Thalia- Theater
Herr und Frau Doktor.
Schwank in 4 Akten von Heinemann.

Mittwoch: Die Haubenlerche.

Osvborgs Bellevue.
Morgen von nachmittags 3 Uhr ab

Großes Familien -Frei- Konzert.

jorite Zorcks
Gartenlokal.

Jeden Mittwoch

Reſtaurant -Aebernahme.
Hiermit die ergebene Mitteilung, daß ich mit dem heutigen Tage die

Bewirtſchaftung des

„Burgschlösschen“, Felihſcherſtr. 76,
Es wird mein eifxigſtes Beſtreben ſein, die mich beehrenden

Gäſte und Freunde nur mit beſten Speiſen und Getränken zu bewirten.
Hochachtungsvoll L. Ochse

früher Gafthofsbeſitzer in Gutenberg.

übernommen habe.

Freikkonzert.
Mittwoch

Schlachte- Feſt.
Oskar Heller.,

Steinweg 32.

Jeden Tag
C7frisches

Halle a. S.
Kauſhaus I. Ranges.

S Stoff- Reſte
zu Anzügen, Hoſen, Damenkleidern pafſend,

mehrere 1000 Meter Reſte in allen Farben ſpottbillig.

II. A. Leipzigerſtr. w.

Zraunbier.
Günthers Brauerei

Gr. Brauhausſtr.

Roßfleiſch!
hochfein, nur bei

Böhlert,

IIEIIIID

cm

kiüir uns

auch angenommen in der
Zigarrenhandlung von Frau A. Sanow,

Geiststrasse 5.

Inserate Volksblatt
werden von jetzt an ausser in der

Volksbuchnaundlung, Rannischestr. 3,

Die Zluſtierte Weit

rin

J J i 171kenne r X l

tun

l

Frauenleiden
behandelt Thure Brandt

nach

Hierdruck- Apparate,
gebrauchte, Umänderungen, Kohlen-
ſäunre, Erſatzteile u. Reparaturen.

Herm. Graegers Nachfolger
Aug. Hoske, Geiſtſtraße 55.

gibt biendend weisse
Wäsche-

We

Arbeiterinnen
Kindermäntel u. Jacketts
erhalten dauernde und lohnende Be

Gebr. Sernau,
Grosse Ulrichstrasse 54.

Futter Kartoffeln
verkauft Otto Just, Adokfſtraße 7.
Sofa, n. Bettſt. m. Matr. vk. G. Uhrichſt.22.
G.erh. Bettſt. b. z. vk. Dieskauerſtr. 9, H. l.

Ein Fahrrad u W en

übte

chäftigung. Mbl. Schlafſt. zu verm. Geiſtſtr. 24 II.
Frauen und Müädchen, Dar

d welche das Arbeiten von Mänteln er Zurüggekeurt vom Grabe meinesle FENPUILVER lernen wollen, können ſich melden bei lieben Mannes, unſeres guten, unver
geßlichen Vaters, Bruders Schwieger
und Großvaters, des Fabrikarbeiters
Karl Biele, können wir nicht unter

und gynäkologiſcher Gymnaftit

Naturheilkundiger,
Schüler

Thure Brandts.
Otto Kresse

Gr. Ulrichſtr. 62.

Paul Schneider
Eiſenwaren Handlung

Merſeburgerſtr. 4.

Unübertretfliönes
Waseh- und Schloſſergeſellen erhalten Arbeit

laſſen, allen unſern o Dank
auszuſprechen. Jn Sonderheit herz
lichen Dank Herrn Paſtor Paſche fürWörmlitzerſtraße 13.be v die troſtreichen Worte am Grabe und

Bleiehwmittel.
Alleinfechtfmit Namen

h iſt eine ſchönereundliche Wohnung ſofort zu verm. ger Sitt deihen ließ,er m ve angedeih ß
für die Güte, welche derſelbe mir

owie Dank Herrn Kantor Jahn nebſt
Sprechſtunde 9-10 und 2-4 Uhr.

Roßſleiſch,
jung und zart, empfiehlt

Otto Möhius, r.

Leder-Pantoffeln,
Holz Sammet, Plüſch und Kord-
Pantoffeln verkauft billig
D. Grüudle7, Zleiſcherätr. 41.

Billigſte Bezugsquelle f. Wiederverkäuf.

Dr. Thompson
urSchutzmarke SCHWAN.

Vor steht
vorgNachahmuh gen

Vehbetali kuuflich.

Alleinig abrikant

Dauerh. Waſchgefäße empf. bill.
K. Katseh, Albrechtſtraße 23.

Verlag und für die Inſerate verantwortlich: Auguſt Groß. Druck der Halleſchen GenoſſenſchaftsBuchdruckerei (E. G. m. b. H.) Halle a. S.

Halber Kinderſchuh verloren.
Abzugeben Triftſtraße 1.

KSchreibmaterialion

Die Volksbuchhandkung
Ranniſcheſtraße 3.

Schuljugend für den Trauergeſang,
ferner Dank ſeinen Kameraden der
Zimmermannſchen Maſchinenfabrik für
die ſchöne Kranzſpende, ſowie allen
denen, welche den Sarg mit Kränzen
ſchmückten und den teuren Entſchlafenen
zur letzten Ruhe geleiteten. Möge Gott
allen ein reicher Vergelter ſein.

Bruckdorf den 18. Juni 1899.
Die trauernde Witwe Roſine Biele

Sämtliche

empfiehlt

Freundl. Schlafſt. Thomaſiusſtr. 14, II. nebſt Kindern und Verwandten.



Beilnge zum Volksblatt.
Die Zuchthansvorlage.

Lugo Brentano über die Zucht! jausvorlage. Bekannt-W hat ſich Prof. Brentano ſchon früher ſehr ſcharf über die
eſtrebungen derjenigen Leute ausgelaſſen, die das Koalitions-
t vernichten, einſchränken. Er faßte ſeine Worte dahin

zuſammen: Die eutſchen Arbeiter haben zwar das
en Venr aber wenn ſie es gebrauchen,werden ſie be traft. Dieſe leider nur zu richtigen Auf-
faſſungen über die jetzige Handhabung des 8 153 der Gewerbe-
v nung erregten den Zorn der Scharfmacher-Preſſe, wie der
Poſt, der Berl. Pol. Nachr. und in wütender Weiſe fielen ſieüber den e Zuheh Schwärmer her. Jetzt hat ſich Brentano
gpe über die Zu )thausvorlage ausgeſprochen indem er der

reien Preſſe in Wien auf Anfrage folgendes ſchrieb
n der Denkſchrift richtiger parteiiſchen Anklage-rn ft wird eine Reihe von Vergehen und Verbrechen in

erhitcigenen Durcheinander vorge ührt, um für das Geſetz

timmung zu machen. Der Zweck der Vorführung dieſer Miſſe-
iſt, die Vorſtellung zu erwecken, daß es notwendig ſei, das

eſetz anzunehmen, um ſolchen Vergehen und Verbrechen ent-
ſrgerspgrten Dieſe Miſſethaten ſind aber nicht nur

t ſchon durch das Strafgeſetzbuch mit Strafe
roht, ſondern auch nach Annahme des vorge-tage ne Geſetzes werden ſie nicht unter dieſes

allen, ſondern nach dem Strafgeſetzbuche härter
beſtraft werden. So werden Miſſethaten zur Begründung
eines Geſetzes vorgebracht, das, wenn angenommen, dieſe gar
nicht treffen würde. Dies geſchieht nur, um andere Hand-
lungen, die an ſich nicht ſtrafwürdig und bis jetzt auch noch
ni t ſtrafbar ſind, in ſchwärzerem Lichte erſcheinen zu laſſen.

nſoweit geht der Eindruck, den das Durcheinandermiſchen von
Selneharen mit an ſich berechtigtem Vorgehen in gleicher
Darſtellung hinterläßt, daß der ununterrichtete Richter meinen
dürfte, eigentlich müßte auch das friedliche Zureden, das Mieten
einer Wohnung zur Beobachtung der Streitbrecher oder die
Ablehnung, mit t Streikbrechern zu arbeiten, unter Strafe ge-ſtellt wer en. Dies verlangt der Geſetzentwurf indes nicht;
ſo erſcheint er gar noch milde. Um ſo mehr hofft man ſo,
durchzuſetzen, daß andere an ſich weder ſtrafbare noch ſtxaf
würdige Handlungen in Zukunft geſtraft werden ſollen. Da-
runter befinden ſich ſolche, deren Zweck nicht ſtrafbar, ſondern
erlaubt iſt, und bei denen auch keinerlei rechtswidrige Mittel
in Anwendung kommen. Wenn z. B. ein ſtreikender Arbeiter
einem Streikbrecher ſagt: „Nu, mit meiner Amalie haſt T Dudas letzte Mal getanzt!“ oder „Jch tarocke nicht mehr mit D Dirl“,
kann er m vorgeſchlagenen Geſetze beſtraft werden wegen
Drohung. Desgleichen wenn ein Streiker ſeinen Polier nichtmehr grüßt, wegen Ehrverletzung u. ſ. w. Es finden ſich dar
unter ſolche, welche, wenn von Arbeitgebern begangen, ſtraffrei
ſind, aber n von Arbeitern begangen, mit Strafe bedachtwerden ſollen, das Verſenden ſchwarzer Liſten. Von
den hen gerechten Urteilen, die in Streitſachen be-
gangen ſind und die Legien und Heinemann teilweiſe zuſammen-

e haben, iſt in der Denkſchrift mit keinem Worte die
ede
Und Brentano ſchließt:

seſgt ſchlimmſter S
Hegen die

„Das, Geſetz würde ein Klaſſen-
Sorte ſein.“zuchthausvorlage hat ſich auch der Zentraſ

rn des Gewerkvereins chriſtlicher Bergarbeiter Deutſch-
lands in Eſſen erklärt. Der Proteſt iſt mit Ausnahme der
Sozialdemokraten an die Abgeordneten ſämtlicher Parteien
geſandt worden.

Jſt das kein Terrorismus Die Wahl des Abgeordneten
Müller-Rudolſtadt, der nach einer ungeheuerlichen Wahlmache
gegen Genoſſen Hofmann in der Stichwahl „ſiegte“, iſt von
der Wahlprüfungskommiſſion des Reichstags beanſtandet wor-
den. Jn dem Proteſt lieſt man: Jn Glasbach bei Mellenbach
nannte der Fabrikbeſitzer Kranich alle jene, die Hofmann bei der
Hauptwahl gewählt, Räuber, die er „aus der Fabrike würde, wenn ſie bei der Stichwahl wieder
o wählen würden. Dadurch wurden die Arbeiter ein-

geſchüchtert und wählten gar nicht oder aber Müller. Ein
Mann, der als Nachtwächter und Hausmann bei Kranich an-
geſtellt war, wurde in der That „hergaus geſchmiſſen“,
als er auf die Frage Kranichs, wen er gewählt habe, der Wahr
heit gemäß antworten mußte: „Wen denn anders als Hofmann!“

Der Bericht der Wahlprüfungskommiſſion bemerkt dazu:
„Hier handelt es ſich lediglich um Aeußerungen und Handlungen
eines Arbeitgebers, die zwar die Kommiſſion nicht billigen,
denen ſie aber einen Einfluß auf das Endergebnis der Wahl
nicht beimeſſen kann.“

Wer's glaubt. Der Berliner Börſenkurier berichtet, inRegierungskreiſen ſei ſo gut wie keine Hoffnung mehr
vorhanden, die Vorlage durchzubringen. Als
erſchwerender Umſtand komme hierbei das ganze neutrale Ver-
halten der Bundesregier r in Betracht, deren Zuſtimmungkeinesfalls ausnahms los erfolgt ſei. So ſeit denn
eine nicht geringe Wahrſcheinlichkeit dafür vorhanden daß dieRegierung die Vorlage nach der erſten Leſung zurückziehen

werde.
Die Arbeiter werden gut thun, ſich durch dieſe Meldung in

der Agitation gegen die Zuchthausvorlage nicht abhalten zu
laſſ en.

ie Nationgalſozialen in Marburg ſchlugen in einer Ver-ſammlung durch den Referenten, Medattent Erdmanns
dörffer, eine Reſolution vor, worin der Reichstag aufgefordert
wird die Vorlage abzulehnen. Die Reſol tion wurde miter etgender Mehrheit ang Mommen. Inntereſſant dabei
war, daß die Anhänger der Deutſch Sözialen und des
Abgeordneten Böckel die Reſolr tion zu verhindern ſuchten
und ſchließlich auch dagegen ſtimmten. Sie wurden indeſſen
in der Verſammlung redneriſch ſo zugerichtet und ſo ausgelacht,
daß dieſe Richtung in Zukunft in Marburg nicht mehr ernſt
genommen werden dürfte.

Warum keine Zuchthausvorlage gegennehmer Ein Ko bur ger Kaufmann, Hoflieferant Hermann
Gräf, verſendet ein Zirkular an ſeine Geſchäftskommittenten,worin er mitteilt, daß drei ſeiner jungen Leute „ohne jeden

die Unter-

Grund“ kündigten und mit einem Vierten ein neues Geſchäft
eröffnen wollen. Schließlich heißt es in dem Zirkular: „WennJhnen nun an einer ferneren Geſchäfts verbindung mit mir
gelegen iſt, ſo bitte ich Sie, mit genannten
Leuten jeden geſchäftlichen Perkehr
Auch ein nettes Stück Terrorismus!

Lokales und Provinzielles.
Halle, a. S. „21. Juni 1899.

Warum wir nicht mitthun.
Die Halleſche Zeitung kommt in ihrer Sonntagsnummer

jung gen
z U meiden.“

noch einmal auf die Donnerstag- Verſammlung im Winter-
garten zurück, um nachzuweiſen, warum wir die Sozial
demokraten uns nicht an dem Verein zur Bekämpfung der
Tuberkuloſe beteiligen, warum wir nicht mitthun. Der Stiliſt ſchwülſtig und da das Wort des Buffon te stxi c'est
l'homme wie der Stil, ſo der Menſch wahr iſt, ſo
kann es auch nicht wundernehmen, daß der ſchwülſtige Mann
der Halleſchen Zeitung zu recht fadenſcheinigen Schlüſſen kommt
und die Wahrheit didelt auf den Kopf ſtellt.

Halle a. S., Dittwon den 21. Juni 1899.

„Mit leidenſchaftlicher Beweglichkeit, ſagt er, mit ſtolzer Ruhe,
mit dem Fanatismus des Umſtürzlers, mit der Freudigkeit
für die Jdeale des Zukunftsſtaates, ſo haben ſie geredet, ſieerkannten an, daß die Schwindſucht die Lerbreitetſte Krankheit

iſt, ſie erkannten an, daß ſie anſteckend iſt, ſie erkannten an,
daß ſie gewaltige Schäden am Volkskörper hervorruft, ſie
erkannten an, daß dieſe Krankheit vorzugsweiſe die ärmerenSchichten der Bevölkerung heimſucht, die ſogenannte Proletarier-

krankheit iſt, ſie erkannten an, daß ſie immer gewaltiger einher-
ſchreitet und Tauſende von Familien unglücklich macht alles
das erkannten ſie an, wußten es auch recht furchtbar darzu-
ſtellen und dennoch ſie rührten keine Hand zur Hilfe!
Mancher, der Jntereſſe für die Sache, ein mitſühlendes Herz
für ſeinen Nächſten und Fürſorge für ſich ſelbſt und ſeine
Lieben hat, hat wohl gedacht, daß ein ſo menſchenfreundlichesThun, wie es dieſer neue Verein beabſichtigt, nur allſeitig gut
geheißen werden könnte, daß da eigentlich Staatsangehörigkeit,
Politik und Religion gar kein Wort mitreden dürften und nur
die reine Menſchenliebe ihr Zepter ſchwinge allerdings
da hat er die urg ohne die Sozialdemokraten gemacht.
Denn wo irgend etwas Gutes, Schönes, Edleszum Wohle der Menſchheit, der jetzigen Menſch heit
mit ihrer Ständeeinteilung erdacht wurde, da
wird es die Unterſtützung aller politiſchen Partei
richtungen, aller Nationalitäten, aller Religions-parteien finden, nur die der Sozialdemokratie
nicht. Wer leicht „ſertig iſt mit dem Wort, der nimmt das
als eine bekannte Thatſache hin, über die man kein Wort
weiter verliert, der ernſtlicher Denkende fragt ſich aber nach
dem Grunde. Daher iſt auch dieſer Gegenſtand von uns noch
einmal aufgegriffen worden. Ja, welchen Grund hatten die
Sozialdemokraten, ihre Mithilfe bei dieſem menſchenfreundlichen
Werk zu verſagen? Nun, Ihre Antwort auf dieſe Frage haben
ſie ſchon gegeben: „Die Bekämpfung der Lungenſchwindſucht
iſt keine mediziniſche, ſondern eine ſoz ialpoli tiſche Frage. Eine
Bekämpfung der Krankheit wird erſt inöglich ſein, wenn unſere
Erwerbs- und Wohnnngsverhältniſſe andere geworden ſind.

Reformiert man dieſe nicht von Grund auf (d. h. alſo nach
den Plänen für den Zukunftsſtaat) ſo hat auch eine ander-
weitige Hilfe keinen Zweck.“ Das war ſo die Quinteſſenz
ſowohl der ruhigen, mehr ſachlichen Ausführungen, als der
wilden, mit ungezügelter Leidenſchaft dem Gehege der Zähne
entfahrenden Worte der ſozialdemokratiſchen Redner. Mit
anderen Worten heißt das deutlich: Bis nicht unſere Jdeen
zur Durchführung kommen, wird euch armen lungenleidenden
Arbeitern keine Hilfe! Vor der Hand müßt ihr ruhig noch
ſterben. Wir regen keinen Finger zu eurer Unterſtützung. Ja,
das heißt es. Denn daß der ſozialiſtiſche Staat wenigſtens
noch Jahrzehnte auf ſich warten läßt, das haben doch die er-lenchtotſten der roten a ſelbſt zügegeben und iſt auch dem

gewöhnlichſten der ſozialdemokratiſchen Anhänger klar; und das
auf dem Wege der Geſetzgebung die Erwerbs und Wohnungs-
verhältniſſe auch nicht mit einem Schlage gebeſſert werdenWnen, daß nach den jetzt herrſchenden Verhältniſſen noch lange

auf einen geſetzgeberiſchen Eingriff nicht zu rechnen iſt, dashat einer der ſozialdemokratiſchen Redner ſelbſt zugegeben.

Darum iſt der Schluß vollkommen richtig: Jhr Lungenleiden-
den aller Parteien und beſonders ihr der ſozialdemokratiſchen
Partei, denn ihr bildet die größte Zahl: ſterbt nur dahin
wir könnten euch wohl helfen, wir wollen aber nicht.
Deutlicher kann die ungeheure Gefühlsroheit, der un-
menſchlichſte Terrorismus nicht zum Ausdruck gebracht
werden. Noch intenſiver erſcheint das alles für den, der den
Verl handlungen ſelbſt beigwohnt, den Verhandlungen, aus
denen jeder erſehen mußte, daß die bisher beſtehenden Vereine
nicht die Macht haben, ſofort mit Schlage andere Lohn-
und Wohnungsverhäl itniſſe anzube daß ſie aber ſich wohl
bewußt ſind, daß mit einer Kur in einer der Heilſtätten ihre
Thätigkeit für den Kranken nicht abſchließt. Das alles wurde
klar ausge rochen, und dennoch erfolgte die Abſage. Nicht
als ob wir nun in tieftraurige Klagen darüber ausbrechen
wollten, nein, wir fragen nur wieder: ſind die wahren
Freunde der Arbeiter? Und der ſtichhaltige Grund
für die Abſage? Aus den vorherigen Ausführungen geht her-vor, daß feier vorhanden iſt. Wir ſind aber, trotzdem man
uns wohl für die ärgſten Feinde der Sozialdemokratie anſieht,

nicht ſo böswillig, daß wir den erſten Führern Dummheit vor-
werfen wollten. Alles das von uns angeführte, jedem geſun-
den Menſchenverſtande Einleuchtende wiſſen ſie ſelbſt ſehr wohl,
und doch wollen ſie ihre Unterſtützung nicht hergeben. Da
bleibt uns allerdings nur noch als Grund dieſer ſonderbarenMaßnahme die bekannte Taktik bei ihnen anzunehmen: ſie

dürfen kein Zugeſtändnis machen an die ſtaatserhaltenden
Parteien, ſelbſt wenn es zu allergrößtem Vorteil der Arbeiter-
ſchaft wäre, ſie dürfen nicht t ſagen: Was ihr uns vorſe hlagt,

Wo

das iſt gut weil ſie ſich damit ſelbſt ihre Waffen aus der
Hand ſchlagen würden, weil ſie keine Gründe mehr zum Auf
hetzen, keine Gründe für das Beſtehen ihrer Partei ſelbſt,
wie ſie jetzt iſt, mehr haben würden. Darum nein, nein und
abermals nein, und wenn ihnen ein Bürgerlicher oder Adeliger
das Leben zum Himmel auf Erden machen wollte!“

Aus dem Umſtande, daß wir dieſe ſchönen Worte des Mannes
der Halleſchen Zeitung vollſtändig unſeren Leſern zur Lektüre
unterbreiten, wird wohl der Schluß gezogen werden können,
daß wir eine uns nachteilige W irkung derſelben nicht fürchten.
Wir zweifeln auch nicht, daß der Verfaſſer der Notiz uns dank
bar ſein wird, daß wir ſeine, nach ſeiner Anſicht überzeugend en
Darlegungen aus der Enge des Halleſchen Zeitungs-Zirkels
herausheben und an das helle Licht der Oeffentlichkeit bringen.
Wir finden uns mit dem Vorwurf des „unmenſchlichſten Terro-
rismus“, der „ungeheuren Gefühlsroheit“ ſehr leicht ab, geht
er doch von einem Manne aus, der die Auslaſſungen der ſozial
demokratiſchen Redner falſch wiedergiebt, um durch dieſe Fäl
ſchung die Oeffentlichkeit zu ungunſten der Sozialdemokratiezu beeinfluſſen. Es iſt keine em der ſozialdemokratiſchen Redner
eingefallen, zu ſagen, daß die Bekämpfung der Lungenſe hwind-

ſucht keinen Zweck hat, wenn nicht die Erwerbs- und Wohnungsverhältniſſe von Grund aus wumgeändert werden, trotz

dem dies inſofern richtig iſt, als die Schwindſucht erſt dann
vollſtändig verſchwinden wird, wenn ihre Urſachen: ſchlechte
Wohnungen, dunſtige, ſtaubige Fabrikräume und Werkſtätten,
unmenſchlich lange Arbeitszeit, miſerable Entlohnung und die
daraus entſpringende Unterernährung vollſtändig beſeitigt
werden. Die vier ſozialdemokratiſchen Redner haben die ganzeAngelegenyeit lediglich von dem Geſichtspunkte behandelt, daß

die Errichtung von Lungenheilſtätten nutz und zwecklos ſei und
ſein müſſe, wenn nicht auch auf die Beſeitigung der Urſachen

der Schwindſucht überhaupt hingewirkt würde. Und im An-
ſchluß daran werfen ſie die Frage auf: in welcher Weiſe wirken
die Leute, die hier ſo ſehr ihr gutes Herz und ihre Wohl
thätigkeit ſpazieren führen, auf die Beſſerung der Lebenslage
der Arbeiterſchaft ein Und die Antwort war eine vernichtende.
Es liegt doch klar auf der Hand und wir glauben, auch der
Mann der Halleſchen Zeitung wird uns zuſtimmen, daß man
es den Leuten, die die Sch windſuchtsgefahr in Permanenz er-
klären wollen, die ſyſtematiſch auf eine innere weitere Aus

breitung der Seuche hinarbeiten, nicht glauben wird, es ſei
ihnen ſt mit der Bekämpfung der Seuche, wenn ſie ein
paar Mark für die Errichtung von Heilſtätten hergeben.

Welcher vernünftig denkende Menſch wird es den Arbeitern
verübeln, daß ſie ihr ganzes Streben auf die Beſeitigung derBrutſtätten der verheeensen Seuche verwenden und es ab-

lehnen Heilſtätten in Gemeinſchaft mit den Jnhabern der
Brutſtätten zu errichten. Ja, würden die Leute, die den Auf-
ruf unterzeichnet haben, auch nur einmal den guten Willen ge-
zeigt haben die Arbeiterſchaft in ihrem Streben auf Hebung
ihrer Lage zu unterſtützen dann hätte die letztere eine ganz
andere Stellung eingenommen. Welcher Widerſinn wäre es
beiſpielsweiſe, wenn die Metallarbeiter mit den Leuten vom
Verbande der Metallinduſtriellen ein Bündnis ſchließen würden
zur Heilung einer Krankheit, die dieſe durch ihr faſt wahn-
ſinniges Streben nach Vernichtung des Koalitionsrechtes, nach
Knebelung der Arbeiterſchaft, durch die mangelhaften ſanitären
Vorrichtungen in ihren Fabriken, durch die häufig genug 95
bis 105 Stunden pro Woche betragende Arbeitszeit, durch die
miſerable Bezahlung 2c. ſyſtematiſch züchten, wenn die Metall
induſtriellen ſich weigern gleichzeitig alle dieſe Mißſtände ab-

zuſtellen und die Züchtung zu beſeitigen! Welcher Widerſinn
wäre es, wenn die Arbeiterſchaft mit den Staude, Holly, Pütter c.
zuſammenſäße, die anſtatt einer energiſchen Hand, die die
Urſachen beſeitigt, lieber eine hilfreiche Hand zur Linderung
der Folgen haben wollen die es nicht der Mühe für werterachten, im Stadtparlament bei Arbeiterfragen das Wort zu

nehmen oder wenn ſie es thun ſich häufig genug arbeiter-
feindlich zeigen, Konſumvereine und Gewerkſchaften, alſo Ver-
einigungen zur Beſſerung der Lebenslage der Arbeiter und da-
mit auch zur kämpfung der Schwindſucht, befehden,
Unternehmern Aufträge zuwenden die Lehrlingszüchterei in
großem Maßſtabe betreiben, die ſich, wie geſtern beiſpielsweiſe,
in tiefes Schweigen hüllen, wenn eine Arbeiterorganiſationſich höflich an die ſtädtiſch en Behörden wendet und um Ab-

ſtellung von Mißſtänden bittet. Ja, hätten dieſe Leute auch
nur einmal einen ernſten Anſtoß gemacht die Urſachen der

Schwindſucht zu beſeitigen würden ſie nur einen merklichenFunken ſozialpolitiſches Verſtändnis beſitzen dann läge die
Sache anders, dann wüßte die Arbeiterſchaft, daß das, was
mit den Heilſtätten gebeſſert wird, durch die Brutſtätten nicht
wieder tauſendfach zerſtört wird und ſie würde ſich nicht ab-
geſondert halten.

Wir wollen ja nicht verkennen, daß es einigen der Herrenheiliger Ernſt mit der Beſeitigung der Schwindſuchtsgefahr
und daß ſie ſich auch nicht ſcheuen, an die Beſeitigung der
Urſachen zu gehen. Aber ihre Zahl iſt verſchwindend klein.Und dani: Sie ſollen nur einmal einen Anlauf in prohi-
bitiver Richtung nehmen, die guten Freunde von heute werden
morgen die ſchlimmſten Feinde ſein. Wie wird der arme Rö-
ſicke nicht verfemt, wie nicht die Brentano, Sombart u. ſ. w.
geſchmäht, weil ſie ſo unvorſichtig ſind, ihren Klaſſengenoſſen
ab und zu einmal die Wahrheit zu ſagen.

Wir wollen die Aufgabe der Staatsgewalt vor allem
dahin ausgelegt wiſſen, für das Wohl und Wehe der Unter-
thanen zu ſorgen, Seuchen Einhalt zu thun uſw. Wir ver-
langen darum auch vom Staate, daß die Bekämpfung der
Tuberkuloſe energiſch in die Hand genommen wird. Und wenn
das Bürgertum ſeinen Einfluß nach dieſer Richtung hin aus-
üben würde, dann würden wir längſt nicht nur eine ausrei-
chende Sozialreform, ſondern auch ſtaatliche Heilanſtalten für
die Lungenkranken haben.

Das wäre wahre Arbeiterfreundſchaft.
verſteht ſich unſer Bürgertum nicht. Es ſchwärmt für Zucht-
hausvorlagen, Militär und Dinge, will den Ar-
beitern das allgemeine Wahlrecht nehmen, ſie zu Staatsbürgern
zweiter und dritter Klaſſe degradieren und dann entrüſtet es

Aber dazu

andere ſchöne

ſich noch ſittlich, wenn ſeine „wahre Arbeiterfreundlichkeit“, die
darin beſteht, einen winzigen Teil d von den Arbeitern er-
ſchuffteten Profites dieſen wieder zur Reparierung der Schäden
hinzuwerfen, nicht laut und geräuſchvoll anerkannt wird.
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Bei der r ebrachten Berichtigung des Herrrn Stadtrat
Pütter iſt folgende Nach ſchrift der Redaktion durch
ein Verſel ſen weggeblieben: Unſer Berichterſtatter hat die Aus-führungen des Herrn Pütter kurz zuſammengefaßt, da eine
wörtlid e Wiedergal derſelben bei dem beſchr änkten Raume
unſeres Blatt natürlich nicht möglich war. Wir danken aberdem Herrn Stadtrat, daß er unſern Leſern ſelbſt mitteilt, was
er geſagt hat. Er kann aus der vollſtändigen Wiedergabe ſeinerAeußerungen erſehen, daß wir durch ſeine jedenfalls durch-
ſchlagenden A mente ke Nachteil für uns beſorgen. Wer
den De nl d rbeiterſchaft ernten wird, bleibt abzuwarten.Wir erwarten keinen Dank, wir thun einfach unſere Pflicht, wie
jeder ghere pi geklärte Arbeiter und wir erachten es auch als

eine Pfli der Beſitzend en, gegen die Tuberkuloſe anzu-ämpfen. di t unwahrſcheinli ch iſt es aber, daß die Herren
aus dem Verein zur Bekämpfung der Lun gerituberkgloſe Dank
erwarten. Sie ſchwelgen vielleicht ſchon in dem Gedanken, die
dankbare Ar rbeiterſchaft, die ſich erſt bei der Schaffung von
Mehrwert die Schwindſucht geholt hat und dann für einen
winzigen Teil des von ihr erarbeiteten Profits in die Lungen-
heilanſtalten geſchickt worden iſt, werde ihnen einen impoſanten
Fackelz ug bringen. Wir wollen hoffen, daß die Herren nichtzu unvermittelt aus ren Jlluſtonen geriſſen werden. So
weit wir die Arbeiterſchaft kennen, ſcheint ſie uns in dieſer Be-
ziehung vernünftig undankbar zu ſein.

v Achtung! Wähler des Arbeiterſefretärs! Jm geſtrigen
Jnſerat iſt als n an Schiemanns Reſtaurant an-
gegeben. Das iſt falſch. Die Wahl findet am Mittwoch abend
im „Händelpark ſtatt.

zur Tagesordnung übergegangen iſt die Stadtverord-neten Verſammlung geſtern über die Petition der hieſigen Buch
drucker, in ger gebeten wurde, die ſtädtiſchen Druckarbeiten nur
in ſolchen Druckereien herſtellen zu laſſen, die die Tarifgemein-
ſchaft anerkannt haben. Genoſſe Krüger beantragte, die
Petition dem Magiſtrat zur Berückſichtigung zu überweiſen.
Für dieſen Antrag ſprach nur Prof. Kohlſchütter; vom
Magiſtratstiſch nahm niemand das Wort. Ausführlicher Be
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kicht über die Sitzung der Stadtverordneten können wir erſt
morgen bringen.

Erklärung. Wir berichteten neulich, daß unſer Redakteur,
Genoſſe Swienty, in dem Strafverfahren wegen Beleidigung
des Kunſt- und Handelsgärtners Richard Worch-Reide-
burg gezwungen war, den Einſender der fraglichen Notiz, die
durch ein unliebſames Verſehen in unſer Blatt gelangt war,
u nennen. Wir erklären heute, daß Erkundigungen ergebenhaben daß die in der Notiz aufgeſtellten Behauptungen, be

treffend die Behandlung eines Dienſtmädchens, den Thatſachen
nicht entſprechen und verfehlen nicht, unſerem Bedauern darüber
Ausdruck zu geben, daß die fragliche Notiz in unſerem Blatte
erſchienen iſt.

Zur Bergarbeiterbewegung. Am Sonntag, den18. d. M. fanden im Zeitz Weißenfelſer und Meuſelwiger
Kohlenrevier 5 gutbeſ uchte Bergarbeiterverſammlungen ſtatt.

Jn Bröditz bei Zeitz ſprach r Kamerad
Sachſe, in Meuſelwitz der „Generalfeldmarſchall“ (frei nach
Paſtor Hülle) Franz Pokorny, in Teuchern Kamerad
Strunz, in Nietleben Kamerad Zimmermann aus Zwickau
und endlich in Werſchen Genoſſe W. Nebling aus Halle. Jn
Hollſteitz mußte die angeſetzte Verſammlung wegen Zurück-
ziehung des Lokals ausfallen. Die Tagesordnung lautete in
allen Verſammlungen: Die Antwort der Grubenbeſitzer
auf unſere Lohneingabe. Der Geiſt war in allen Ver-
ſammlungen ein vorzüglicher und zeugte davon, daß die Berg-
arbeiter nicht gewillt ſind, ihre Forderungen aufzugeben, ſondern
bei gegebener Zeit mit allem Nachdruck durchzuſetzen. Jn den
Verſammlungen wurde folgende Reſolution einſtimmig an-
genommen

„Die heute tagende rer Verſammlung konſtatiert
die Nichtbeantwortung der durch die Beauftragten an die hie-
ſigen Grubenbeſitzer zugeſtellten, in der höflichſten und ſachlich-
ſten Form gehaltenen Lohneingabe der hieſigen Bergarbeiter.
Dieſe Handlung der Grubenbeſitzer legt ein glänzendes Zeug-
nis ab von der Höhe der Geiſtesbildung und des Anſtandes
der Unternehmer. Hierauf braucht der Beſitz nicht ſtolz
zu ſein.Die ſtillſchweigende Ablehnung unſerer Lohneingabe zeugt
auch davon, daß die Unternehmer, pochend auf ihr Kapital und
ihre Macht, es darauf ankommen laſſen wollen, den Berg-
arbeitern zu zeigen, daß ſie nicht gewillt ſind, noch ſo maßvoll
gehaltenen Forderungen ihrer Arbeiter freiwillig entgegen zu
kommen. Weiter erkennt die Verſammlung an, daß es den
Werksbeſitzern nicht um die Erhaltung des ſozialen Friedens
zu thun iſt, ſondern die Verſammlung iſt überzeugt, daß die
Werksbeſitzer durch ihr brüskes Verhalten wirtſchaftliche
e nicht zu vermeiden ſuchen, ſondern denſelben Vorſchub
eiſten.

Ferner konſtatiert die Verſammlung, daß die Unternehmer
bisher nicht vermocht haben, die Berechtigung der Lohneingabe
in irgend einer Weiſe öffentlich anzuzweifeln oder anzufechten.
Den Auslaſſungen einiger Organe der Unternehmer (Weißen-
felſer Kreisblatt u. ſ. w.) im hieſigen Revier hierüber kann kein
Wert beigemeſſen werden, da den Berichten dieſer Zeitungen
Mangel an Ehrlichkeit und Wahrhaftigkeit zu Grunde lag.
Beweiſe hierfür ſind die ſchmutzigen Ausfälle dieſer Organe
gegen die Leitung der Lohnbewegung. Jn Anbetracht des
oben Angeführten erklärt die Verſammlung, daß ſie nach wie
vor auf ihrer Forderung, die Löhne um 10 Prozent zu erhöhen,
verharrt. Sollten in Zukunft durch das Verhalten der Werks-
beſitzer Differenzen zwiſchen dieſen und ihren Arbeitern
entſtehen, dann iſt das Kapital allein verantwortlich zu machen
für die Schäden, die dadurch der deutſchen Volkswirtſchaft zu
gefügt werden.

Zum Schluß erklärt ſich die Verſammlung mit der Thätigkeit
der Leitung der Lohnbewegung einverſtanden und
erklärt, die Form dieſer Leitung ſo lange aufrecht zu erhalten,
bis die hieſigen Werksbeſitzer ſich verpflichten, die Vertreter der
Arbeiter aus den Reihen der arbeitenden Bergleute ſelbſt nach
keiner Seite hin zu ſchädigen.
Erſt dann, wenn dieſe Verpflichtung von den Werksbeſitzern
übernommen, werden die Bergleute ihre Wünſche durch aktiv
thätige Bergleute vertreten laſſen.“

Leichenfund. An dem Wehr bei Böllberg wurde die Leiche
eines Knaben vom Fiſcher Großmann geborgen.

Das wegen Ermordung ihres Kindes verhaftete Dienſt-
mädchen Anna Lüdicke iſt in die Klinik gebracht worden.

Folgen der Unvorſichtigkeit. Vom Motorwagen ſprang
der Tapezierer Hermann Hennig aus Giebichenſtein zu zeitig
ab und er wurde überfahren. Zwei Räder gingen ihm über
einen Fuß, der vollſtändig zermalmt wurde.

Die Beſchäftigung der Schulkinder. Verordnung und
Bekanntmachung der königlichen Regierung.

Jn neuerer Zeit iſt bei uns mehrfach darüber Klage geführt
worden, daß ſchulpflichtige Kinder in denjenigen Schulfſerien,
welche mit Rückſicht auf die land wirtſchaftlichen Arbeiten und
die von den Schulkindern zu leiſtende Arbeitshilfe gegeben
werden, in übermäßiger, die Geſundheit und die Erziehung
ſchädigender Weiſe zu land wirtſchaftlichen Arbeiten, insbeſondere
beim Rübenverziehen herangezogen werden.

Nach den geſetzlichen Beſtimmungen ſind wir nicht in der
Lage, gegen Uebelſtände dieſer Art direkt einzuſchreiten. Um
denſelben jedoch thunlichſt entgegenzuwirken, ordnen wir
folgendes an:

I. Die Herren Kreisſchulinſpektoren werden hierdurch von
uns beauftragt, auf dieſe Uebelſtände ein wachſames Auge zu
richten und da, wo eine übermäßige, Geſundheit und Erziehung
ſchädigende Ausnützung von ſchulpflichtigen Hindern zu land
wirtſchaftlichen Arbeiten vorgekommen iſt, auf Grund unſerer
Zirkularverfügung vom 31. Dezember 1854 II. S. 2846, betr.
die Feſtſetzung der Ferienordnung die Erteilung von Ferien

u land wirtſchaftlichen Zwecken zu verbieten. Ein Uebermaß in
eſen Beſchäftigungen iſt überall da anzunehmen, wo die Arbeits-

zeit für Kinder über 10 Jahre täglich mehr als 10 Stunden (meiſt
von 5 Uhr früh bis 6 Uhr abends mit zwei Stunden täglich zu
Mittag, einer halbſtündigen Pauſe am Vormittag und einer

eichen am Nachmittag) und für Kinder unter 10 Jahren täg-
ich mehr als acht Stunden beträgt.
2. Ebenſo iſt die Erteilung von Ferien zu landwirtſchaftlichen

Arbeiten da zu verbieten, wo es an angemeſſener Beaufſichtigung
der Kinder während der Arbeit, ſowie während lihrer Be
förderung zur Arbeitsſtelle gefehlt hat.

Insbeſondere iſt darauf zu achten, daß ſchulpflichtige Kinder
nicht zuſammen mit den Erwachſenen und daß Knaben und
Mädchen nicht durcheinander, ſondern nach Geſchlechtern ge
trennt arbeiten.

Magdeburg
J Königliche Regierung

Abteilung für Kirchen und Schulweſen.
Dieſe e Halberſtädter Parteiorgan von befreundeter

Seite zuge tellte Verordnung der königlichen Regierung datiert
vom 10. Oktober 1884. Wir ſind um Auffriſchung dieſer be
achtlichen Verordnungen erſucht worden, da dieſelbe wenig be
achtet wird. Dies bezieht ſich auf die Arbeitszeit der Schul-
kinder, die Art ihrer Beſchäftigung, ſowie die zu erteilen-
den W zu Die Parteifreunde werden erſucht, auf dem Lande
Umſchau zu halten und uns mitzuteilen, wie und wo gegen die
Verordnung verſtoßen wird, die nach uns zugegangenen Mit-
teilungen noch nicht außer Kraft geſetzt iſt.

Die Arbeiterſchaft im Kampfe gegen den Alkoholis-
tus. Die Arbeiterſchaft wendet dem wichtigſten Syſtem des
Akkoholmißbrauchs fortgeſetzt ihre Auſmerkſamkeit zu. Aus der
letzten Zeit führt darüber der Vorwärts folgendes an: Der
GrütliVerein Burgdorf (in der Schweiz) hat am Sonntag, den30. April, einen „ſo aidenettet en Abſtinenten Verein ge

ein ähnlicher Verein beſteht ſchon längere Zeit in
Jn dem von unſerem Genoſſen Käppler geleiteten

Fachperein der dentſchen Müller Gigkeit erſchien vor kurzem
ein bemerkenswerter Artikel gegen den Alkoholmißbrauch. Es
wird darin auf die Gefahren aufmerkſam gemacht, die der fort-

eſetzte übermäßige Schnapsgenuß ſowohl für den einzelnen
Menſchen wie auch für die Arbeiterbewegung mit ſich bringt.
„Ein Trunkenbold wird ſtets ſeinen Kollegen dem Prinzipal

egenüber ein Hemmnis ſein, denn in Lohnfragen wird letztererſlets ſich mit dem Hinweis rückenfrei machen, daß der Lohn ja

noch zureiche, ſich zu betrinken. Ein Trunkenbold wird ferner
ſtets ſeinen Kollegen das Leben durch Zank und Streit, Ge
häſſigkeit und Niederträchtigkeit S machen. Wo Trunken-
bolde exiſtieren, da iſt Stänkerei, Verhetzerei und Wiegelei an
der Tagesordnung und das Anſehen, ſowie auch die Ehre der
Kollegen wird durch an erbärmlichen Säufer in Mitleiden
ſchaft gezogen.“ Jn demſelben Artikel wird auch auf die einhlagige Stelle aus dem Artikel von Dr. Ernſt Schneider
„Richtiges und Falſches aus der Naturheilkunde“ aus dem
Neuen Welt-Kalender von 1899 aufmerkſam gemacht. Sehr
energiſch predigt kg franzöſiſches Bruderblatt, die Petite
Republique (Kleine Republik), den Kampf gegen den Schnaps-
teufel: „Der Alkoholismus bedingt die Unterwürfigkeit. Eindem Alkoholismus verfallener Arbeiter verliert bald jede
Menſchenwürde; niemals wird er daran denken, ſein Haupt im
Angeſicht ſeines Ausbeuters zu erheben. Auch wir müſſen denAlkoholismus mit der äußerſten Schärfe bekämpfen. Nur der

Sozialismus hat ein aufrichtiges Jntereſſe daran, ſeine Fort
ſchritte zu verhindern. Die geſellſchaftliche Umwälzung iſt nur
möglich mit einem Volk, geſund an Körper und Geiſt. Dann
wird ſie ihrerſeits den Arbeitern die volle Befriedigung ihrer
körperlichen und geiſtigen Bedürfniſſe ſichern. Darum Krieg
dem Alkoholismus, denn er iſt unſer furchtbarſter Feind
Das Organ der Krankenkaſſen Oeſtreichs, der in Wien er-
ſcheinende „Arbeiterſchutz' veröffentlicht in ſeiner Nummer vom
1. Mai einen Leitartikel über Alkoholismus und Arbeiterfrage.
In der ſachlichen und verſtändigen Auseinanderſetzung heißt es
u. a.: „Die Arbeiter bekämpfen den Alkoholismus, indem ſie
ſeine Urſache beſeitigen. Fällt der Herzog, dann fällt auch der
Mantel. Wird die Klaſſenlage des Proletariats auf eine Stufe
gehoben, auf der ſich Not und Verzweiflung nicht mehr breit
machen können, dann iſt der Alkohol kein Tröſter mehr, weil es
keine zu Tröſtenden giebt. Alle Beſtrebungen, welche auf ein
Verbeſſerung der Lage des Proletariats abzielen, leiſten in der
Bekämpfung des Alkoholismus nicht bloß mehr als alle Steuern,
Schankverbote und Trunkenheitsſtrafen, ſondern ſind es einzig
und allein, von denen eine Ausrottung der Alkoholpeſt zu er
warten iſt. Auf zweierlei Weiſe wirkte die ſozialdemokratiſche
Partei gegen den Alkoholismus. Dadurch, daß ſie die einzelnen
Arbeiter in gemeinſamer Organiſation verband, ſchuf ſie ein
egenſeitiges Schutzbündnis, ſo daß der einzelne, des Rück-altes bewußt, nicht ſo leicht der Verzweiflung anheimfiel. Da-

zu kam noch die Arbeitsloſenunterſtützung, welche der ärgſten
Not zu ſteuern vermochte. Der zweite Weg iſt aber noch wirk-
ſamer; er führte zur geiſtigen Hebung der Bolksmaſſen. Es
liegt für die Arbeiter kein Grund vor, ſich die Bekämpfung des
Alkoholismus als ein Sonderziel vorzuſetzen, womit freilich die
Zweckmäßigkeit der thunlichſten Einſchränkung oder wenigſtens
der Unterdrückung des exzeſſiven (übermäßigen) Alkoholismus
nicht verkannt werden ſoll. Doch darf auch nicht überſehen
werden, daß die Stätten, die dem Verkaufe des Alkohols ge
widmet ſind, derzeit (leider) faſt ausſchließlich die einzelnen Orte
ſind, wo Arbeiter ohne Behinderung durch das Geſetz ſich zu
ſammenſinden und ihre Jdeen austauſchen können.“

Aus dem Bureau des Apollo- Theaters. Der éevige
Spielplan erfreut ſich immer mehr zunehmender Beliebtheit,
wie der Beſuch der letzten Tage zeigt. Herr Direktor Wiehle
iſt auch ſtets bemüht, ſeinem Publikum immer wieder etwas
Neues zu bieten; für Mittwoch und Donnerstag hat er eine
ganz beſondere Zugkraft engagiert: Die berühmte PariſerCharakter-Soubrette Mille. Chtfſinette wird an dieſen beiden

Abenden gaſtieren. Mlile. Chiffinette, welche zur Zeit eine
Gaſtſpielreiſe durch Deutſchland macht, geht der Ruf eines
Stars des Varietees voran und zweifeln wir nicht daran, daß
die Direktion an dieſen beiden Abenden ein ausverkauftes Haus
erzielen wird.

Weißenfels. Auf Grund des Preßgeſetzes geht uns fol-
gende Berichtigung zu:

Es iſt nicht wahr, daß wir, wie in Nr. 140 des Volks-
blattes behauptet wird, den Maurer G. G., der für die
ſtreikenden Maurer ſammelte, denunziert haben.

Ernſt Bognitz. F. G. Matthias.Weißenfels. Die nach der „Zentralhalle“ und Reſtaurant
„Stadt Naumburg“ einberufenen Proteſt- Verſammlungen gegen
die Zuchthausvorlage waren von je über 600 Perſonen beſucht.
Das Abreißen der Plakate hat alſo wieder einmal das Gegen-
teil bewirkt. Die Referenten Genoſſe Krüger- Halle und
Genoſſe Grenz- Leipzig wieſen treffend nach, daß der Jnhalt
und Zweck der Vorlage mit Beſtimmtheit erkennen laſſe, daß
dieſelbe zur Vernichtung des Koalitionsrechtes der Arbeiter be-
nutzt werden ſolle. Schon die jetzt über die Arbeiter bei den
geringſten Vergehen verhängten Strafen durch drakoniſche
Urteile ſind geeignet, den Unwillen und Zorn der Arbeiter
hervorzurufen. Die ſchweren geſetzlichen Verſtöße der Unter-
nehmer werden dagegen gar nicht geachtet ſeitens der Behörden
und Gerichte. Wir haben ſchon jetzt eine Klaſſenjuſtiz, welche
unter allen Umſtänden ſo bald als möglich zu beſeitigen wäre.
Die beſte Antwort iſt der Zuſammenſchluß der Arbeiter in ge-
werkſchaftliche und politiſche Organiſationen, um gemeinſchaft-
lich zu wirken im Sinne des Sozialismus für Wahrheit, Frei-
heit und Gerechtigkeit. Rauſchender Beifall wurde den Refe-
renten zu teil. Die Reſolutionen, welche einſtimmig angenom-
men würden, lauteten dahin Jeden Verſuch, das Koalitions-
recht der Arbeiter zu beſeitigen, energiſch zurückzuweiſen, nicht
Verkümmerung ſondern Erweiterung desſelben iſt notwendig.
Gleichzeitig tagte in „Schumanns Garten“ eine von gegen
30 Perſonen beſuchte Verſammlung des Gewerkvereins (Hirſch-
Dunckerſcher Richtung), um ebenfalls gegen die Zuchthausvor-
lage Stellung zu nehmen. Der Referent betonte, ſich den all
gemeinen Proteſterhebungen anzuſchließen. Eine Reſolution
gegen die Zuchthausvorlage wurde auch dort angenommen.

Weißenfels. Jn der Glaſerei von K. Kerſtan wurden einem
an der Kreisſäge beſchäftigten Glaſer drei Finger der rechten
Hand abgeſchnitten. Der Bedauernswerte wurde nach der
halleſchen Klinik befördert.

Bitterfeld. Beim Heraufwinden des ſogen. Denkmalſteins
aus der Grube Hermine wurde der Arbeiter Petſchack aus
Sandersdorf, als der Stein etwas zurückrollte, von dieſem
zerquetſcht und war ſofort eine Leiche. P. hinterläßt eine Frau
mit 8 Kindern, von denen das jüngſte erſt 7 Wochen alt iſt.
Hoffentlich erweiſen ſich die Herren Stadtverordneten bei der
Verſorgung der Familie dieſes Opfers des Bismarckſteines
ebenſo ſplendid als ſie dies bei Bewilligung der Mittel zur
Hebung des Steines geweſen ſind.

Wittenberg. Die Wittenberger Zeitung berichtete unlängſt:
Berechtigten Unwillen und vielen Mißmut in der Bürgerſchaft
und ſpeziell den Gewerbetreibenden hat folgender Vorgang her-
vorgerufen. Am 16. März d. J. wurden beim Kreistage, nachdem der Herr Landrat den Vorſitz an ſeinen Stellvertreter,
Herrn v. Schlieben, abgegeben, durch den Kreis- Ausſchuß fol
gender Antrag eingebracht. Der Kreistag wolle beſchließen:

ur Jnſtandſetzung der Wohnung des Herrn Landrats wird
dem Kreis Ausſchuß ein Kredit bis zur Höhe von 5000 Mark
zur Verfügung geſtellt. Derſelbe iſt dem beſondern Reſerve
fonds zu entnehmen. Nachdem der Abgeordnete R. Sichlerden Antrag befürwortet hatte, wurde letzterer ohne Diskuſſion

auf Frageſtellung einſtimmig angenommen. Anſchließend hieran
brachte der Abgeordnete v. Leipziger den von den Abgeordneten
Dr. jur. Schirmer und v. König mit unterſchriebenen An-
trag ein:

er Kreistag wolle beſchließen:
Dem Kreis-Rusſchuſſe wird ein Kredit bis 3000 Mark be

willigt, um aus Anlaß der Verheiratung des Herrn Landrats
ſeine Wohnung winoig und wohnlich herzurichten.

Dieſer Antrag, es handelt ſich auf gut deutſch geſagt, um
Beſchaffung eines Hochzeitsgeſchenkes, wurde, nach ſtattgefun-
dener Diskuſſion, in welcher einer der aus Wittenberg ſtam
menden Abgeordneten den Antrag einbrachte, die Summe auf
1000 Mk. herabzuſetzen, mit 20 gegen 4 Stimmen angenommen.

Vorſtehendes ſind die nackten Thatſachen aus dieſer Kreis-
tagsſihzung. Nun kommt aber dasjenige, was den gerechten
Unwillen der hieſigen Gewerbetreibenden hervorgerufen hat.
Anſtatt die Arbeiten im Kreishauſe nur kreiseingeſeſſenen Ge
werbetreibenden, welche doch die gr aufbringen müſſen,
zu übertragen, werden Auswärtige, ſo zum Beiſpiel der Bild
hauer Schwarzenauer in Berlin und ein Hallenſer Malermeiſter
mit der Ausführung betraut. Wir haben wahrlich in Wittenberg tüchtige Kraſte, ſogar Künſtler r Ranges, die das
beſte Zeugnis der weltberühmten Kunſtſchulen von München
und Duüſſeldorf aufweiſen können, die wohl befähigt ſind, auch
den verwöhnteſten Anſprüchen Genüge zu leiſten und dem
Herrn Landrat ein für ihn und ſeine Gemahlin würdiges
Heim zu ſchaffen.e. Schkendit. Paſtorale Behauptungen. Jn dem
hieſigen Wochenblatt wird ein „vBericht über die kirchlichen
und ſittlichen Zuſtände des Synodalkreiſes Schkeuditz“ ab-
gedruckt, der von dem Vorſitzenden der Kreisſynode Superint.
Lüttke verfaßt iſt. Darin klagt Herr Lüttke gar beweglich über
die zunehmende Gleichgiltigkeit ſeiner Herde gegenüber den
kirchlichen Weihen. Unterlaſſungen von Taufe und kirchlicher
Trauung ſeien gar nichts Seltenes. Jn den Landgemeinden
allerdings kommen ſolche Unterlaſſungen nicht vor. „Doch
muß hinſichtlich der Taufen geklagt werden, daß ſie zuweilen
ungebührlich lange, bis zu 4, 5 und 6 Monaten nach der Ge-
burt, hinausgeſchoben werden. Hinſichtlich der Trauungen iſt
leider zu ſagen, daß die Mehrzahl ohne die kirchlichen Ehren
vollzogen werden muß, daß auch in manchen Fällen verſucht
wird, dieſe Ehren durch lügenhafte Ausſagen zu erſchleichen,
oder ſie da, wo der Thatbeſtand außer Zweifel iſt, ſogar zu
ertrotzen, indem man dennoch mit Myrtenſträußchen, Krattz
und Schleier vor den Altar tritt, ſo daß der Geiſtliche zu
energiſcher Abwehr gezwungen iſt.“ Jn Schkeuditz freilich iſt
es ganz anders. „Nicht nur, daß auch hier Taufverzögerungen,
und ſogar bis zu mehreren Jahren, vorkommen, daß ferner
hinſichtlich der Trauungen dieſelben Uebel zu beklagen ſind, wie
ſie eben erwähnt wurden, iſt hier leider auch die völlige Unter
laſſung von Taufe und Trauung gar nichts Seltenes. Nach
einer um Mitte April d. J. aufgeſtellten Ueberſicht waren aus
dem Jahre 1896 noch 2, aus 1897 noch 8 und aus 1898 noch
29 ungetaufte Kinder vorhanden. Allerdings pflegen die meiſten
ſolcher rückſtändigen Taufen bis dahin wo die Kinder die
Schule zu beſuchen haben, noch nachgeholt zu werden denn
bei der Reviſion der Liſten über die neu eingeſchulten Kinder
pflegen ſich mit ganz vereinzelten Ausnahmen keine ungetauften
Kinder mehr vorzufinden. Aber ſelbſt wenn es ſich nur um
ſo lange Verzögerungen handeln ſollte, iſt ja dieſes Verfahren
der Eltern beklagenswert genug, noch abgeſehen davon daß
manche der Kinder ja auch ungetauft ſterben. Auch Ver-
ſchmähungen der kirchlichen Trauung kommen leider in Schkeuditz
vor, wenngleich hier ebenfalls manche Verſäumniſſe ſpäter noch
wieder gutgemacht werden.“

Wie bei allen, den Herren Paſtoren unangenehmen Sachen,
trägt natürlich auch hier die Sozialdemokratie die
Schuld. „Auf beiden Gebieten,“ ſo ſagt der Herr Super-
intendent, „dem der Taufen, wie dem der Trauungen, iſt viel-
fach der Einfluß der Sozialdemokratie, und zwar nicht nur des
ſozialdemokratiſchen Geiſtes überhaupt, ſondern auch er
der ſozialdemokratiſchen Agitation und Vergewalti-
gung zu verſpüren. Die Mütter ſind meiſt durchaus willig,
ihre Kinder taufen zu laſſen, t ſich darum, ja bitten
ſogar manchmal um heimliche Vollziehung der Taufe (worauf
natürlich nicht eingegangen werden kann); aber der ſozial
demokratiſche Mann iſt dagegen, wird darin von ſeinen
Genoſſen beſtärkt, ja dazu genötigt, und ſo muß
dann die Taufe eben unterbleiben. Aehnlich ſteht es
bei den Trauungen. Kürzlich iſt in Schkeuditz ein Fall vorge-
kommen, der recht deutlich den verderblichen, religionsfeindlichen
Einfluß der Sozialdemokratie zeigte. Bräutigam und Braut
hatten beide die Abſicht und den Wunſch, ihre Ehe kirchlich

einſegnen zu laſſen; ein Vereinaber, der bei dem Manne (er iſt Handwerker) bis dahin viel
fach hatte arbeiten laſſen, drohte ihm, er werde ihm in
Zukunft alle Arbeit entziehen, wenn er ſich trauenlaſſe, und dieſer Drohung hat der Mann dann
nachgegeben. Nebenbei bemerkt iſt das wieder eine
Jlluſtration zu dem von der Sozialdemokratie aufgeſtellten
Satze: „Religion iſt Privatſache“, und zu der vielgerühmten
Freiheit, deren man ſich in der ſozialdemokratiſchen Gemein-
ſchaft erfreuen ſoll und die von ihr für den Zukunftsſtaat
verheißen wird.

Wir wollen auf die beweglichen Klagen des Herrn Paſtors,
ſoweit ſie allgemeiner Natur ſind, nicht weiter eingehen. Unſere
Leſer werden ſich ſchon den richtigen Vers darauf machen.
Nur zu der „Vergewaltigung“ des ſozialdemokratiſchen Ver
eins wollen wir Stellung nehmen. Jn Schkeuditz beſteht nur
ein ſozialdemokratiſcher Verein und zwar der Arbeiterverein.
Die hier angeführte Thatſache kann ſich alſo nur auf diefen
beziehen. Von dem Arbeiterverein iſt aber nie ein derartiger
Druck auf irgend ein Mitglied ausgeübt worden. Zetreu den
Anſchauungen der Sozialdemokratie kümmert ſich der Verein
keinen Deut um die religiöſen Anſchauungen ſeiner Mitglieder
und es iſt ihm gleichgiltig, ob irgend eines ſeiner Mitglieder
ſich kirchlich trauen oder ſeine Kinder taufen läßt, wenn auch
nicht verſchwiegen werden ſoll, daß die meiſten Mitglieder des
Arbeitervereins beides für unnötige, höchſt überflüſſige unddazu noch koſtſpielige Zeremonien elten- Der Arbeiterverein

hat in ſeiner letzten Sitzung beſchloſſen, die Behauptung des
Herrn Superintendenten der Wahrheit gemäß zu berichtigen
und der Herr Lüttke wird nicht umhin können, Farbe zu be-
kennen und ſeinen Gewährsmann und auch den Handwerker
zu nennen. Es wird ſich dann zeigen, daß der Herr Lüttke
entweder etwas behauptet hat, für das er den Beweis nicht
erbringen kann, oder daß er elend angelogen worden iſt.

Die ganze Angelegenheit iſt wieder ein Beweis dafür, welcheMacht die Sozialdemokratie bereits erlangt hat. Es geſchieht

faſt nichts mehr, ohne daß die Sozialdemokratie als erklären
der Umſtand angeführt wird.
o. Naumburg. Die Teilerei in neuem Lichte

Nachdem die angeblich wegen Kraatz-Beleidigung erfolgte Ver-donnerung des C enoſſen wienty zu zwei Wochen Gefängnis

hier bekannt geworden war, mußten erfahrene Leute auf das
übliche Jndianer-Siegesgeheul der KraatzSchutztruppe gefaßt
ſein. Um ſo mehr fiel es auf, daß das Urteil von den unent
wegt, voll und ganz Ruhigen und Wohlmeinenden auch recht
ruhig hingenommen wurde. Nach dem Volksblatte herrſchte
damals eine ganz ungewöhnlich ſtarke Nachfrage, die nicht im
entfernteſten befriedigt werden konnte. Gleich nach dem Urteil
verbreitete man hier mit nahezu aufdringlich zu nennendem
Biereifer in allen Kneipen die Kunde, daß der Strafantrag
wider das Volksblatt weder vom Magiſtrat noch von Kraatz
ausgegangen ſei. Dabei berief man ſich auf die Autorität

eines Stadtrats Der Stadt und SamitätsRat Dr.



Köſter g. die Sache F ſt dem Stadtverordneten Meinhardt
agt. Wie wir nun beſtätigen können, ſoll die Anklage von

ehr hoher Stelle aus veranlaßt worden ſein, nämlich vom
erpräſidenten in Magdeburg! Aha! Man ſtelle ſich vor:

o und ſo viel ſchneidige Stagatsanwälte liegen ſozuſagen auf
der Lauer, um ſofort mit eſlam r Strenge zuzupacken, ſobald
man uns nur irgendwie faſſen (zu können glaubt, Der ver
brecheriſche Artikel erſchien am 29. Januar, doch erſt zwei
Monate ſpäter, am 22. März, erhielten wir Kunde davon, daß
der königlich preußiſche Juſtiz-Löwe die Pranke wider uns er
heben wollte. Sollte während dieſer langen Zeit die ungeheuer
G KraatzBeleidigung und deren „höhniſcher“ Ton den
uchsaugen der Staatsanwälte und dem Regierungs33 identken in Merſeburg ganz entgangen ſein Oder wollten
ieſe keine Anklage erheben und warum nicht? Warum bedurfte

es erſt des Winkes aus Magdeburg
Stendal. Eine verungkückte Mordprobe. Die Gegend

von rege bei r war ſeit Monaten infolge von
Räubereien unſicher; obwohl der Verdacht auf einen Arbeiter
des Gutes hlingen fiel, konnte man ſeine Räubereien doch
nicht nachweiſen. Da beſchloſſen der Gendarm Knauth und der
Gaſtwirt Schmidt in Gethlingen r eine Falle zu ſtellen.
Der rege Witt aus Oſterholz erklärte ſich für 2 M.
und freies Eſſen bereit, ſich überfallen zu laſſen, erhielt zu dieſem

weck ein Beutelchen mit Geld und ein Beutelchen mit Glas-
cherben. Erſteres verbarg er ſicher, letzteres trug er in offener
aſche. Am Abend des 30. Mai ſollte der Plan ausgeführt

werden. Witt ſchlug jedoch nicht den verabredeten Weg ein,
ſondern ging anſcheinend nach Oſterholz heim. Man glaubte
den Plan vereitelt und folgte ihm darum nicht. Gendarm K.
blieb über Nacht beim Gaſtwirt Schmidt in Gethlingen und
grg am anderen Morgen nach Oſterholz, um dem Witt die

elohnung und das Geld wieder abzunehmen. Auf dem Wege
fand er jedoch die Leiche des Unglücklichen im Forſt neben
einem Baume liegend, an dem ſie zuvor gehangen hatte. Er
verhaftete darauf den verdächtigen Arbeiter Gregorzewski und
ließ auch deſſen Frau feſtnehmen. Gregorzewski leugnete die
That zwar; doch häuften ſich die Schuldbeweiſe gegen ihn. Jetzt
wurde in Stendal das Urteil gefällt. Der Hauptangeklagte
Arbeiter Gregorzewski wurde wegen Mordes zum Tode und
wegen Raubes und einfachen Diebſtahls im Rückfalle zu zehn
Jahren Zuchthans verurteilt; Frau Gregorzewski erhielt wegen
ſchwerer Hehlerei drei Jahre Zuchthaus.

Holdenſtedt (Kreis Sangerhauſen). Kindesliebe. Ein
Seitenſtück zu der braven That eines Knaben in Württemberag,
der zur Heilung der Brandwunden ſeiner Schweſter ſich ein
großes Stück Haut aus ſeinem Körper ſchneiden ließ, wird der
Hall. Ztg. von hier berichtet. Der in den 60er Jahren ſtehende
Mühlenbeſitzer Schumann hatte wegen eines ſehr langwierigen
und ſchweren Abzeſſes am rechten Arm kliniſche Hilfe in Halle
aufgeſucht. Nach Lage der Sache hielt der behandelnde Arzt
eine Heilung des Leidens nur dann für möglich, wenn an be-
treffender Stelle ein Stück völlig geſunde Haut eingeſetzt und
zum Anwachſen gebracht werden könne. Die eigene Haut des
Patienten hierbei zu verwenden, erſchien bei dem Alter des-
ſelben unthunlich und ſo entſchloß ſich der 31 jährige Sohn des
Sch. zu dem Ovfer, welches dadurch bewerkſtelligt wurde, daß
ihm ein großes Hautſtück aus dem rechten Oberſchenkel ge-
ſſchnitten und auf die Armwunde ſeines Vaters gelegt worden
iſt. Beide Patienten Vater und Sohn befinden ſich jetzt
in der Klinik den Umſtänden nach ganz wohl und es iſt nur
g. wünſchen, daß das gewiß ſeltene und lobenswerte Opfer von

rfolg begleitet ſein möge.

v Gerichtsſaal.
Strafkammer.

Halle g. S., den 17. Juni.
Ein wüſter Exzefz, der ſich am 5. Februar d. J. im Kröber-
en Reſtaurant in der Hardenbergſtraße 1 zugetragen hatte,

rachte folgende 11 Perſonen auf die Anklagebank. Als Be-
a igte erſchienen: Die unverehel. Arbeiterin Anna Wetze-
tein, der Keſſelſchmiedelehrling Hermann Richter, deſſen
Bruder, der Arbeiter Ernſt Richter, der Arbeiter Auguſt
Jakoby, der Arbeiter Hermann Deutſchbein, die unverehel.Arbeitertn Marie Hamann, der Reſtaurateur Bruno Kröber,
deſſen Sohn, der Bildhauerlehrling Bruno Kröber, der Ar-
beiter Karl Schönbrodt, der Arbeiter Auguſt Eichel und
der Keſſelſchmiedelehrling Eugen Bollieus, ſämtlich aus Halle.
Die Angeklagten, von denen einige vorbeſtraft ſind, hatten ſich
am genannten Tage in dem Kröberſchen Reſtaurant „Kaiſer-
krone“ zuſammengefunden, wo ſich aus nicht ermittelten Ur-
en eine erhebliche Schlägerei, bei der mit Bierſeideln gewor-
en und mit einem Stuhle gehauen worden war, entwickelt

hatte. Die Angeklagte Wetzeſtein ſoll gelegentlich deſſen einTuch weggenommen und bei der Schlägerei, in die ſie nicht
ohne ihr Verſchulden hineingezogen worden ſſt, in Gemeinſchaft

mit anderen Perſonen mit Seideln geworfen haben. Der
Hauptbeſchuldigte Eichel hat, wie die Beweisaufnahme ergab,
den Fleiſchermeiſter Weiſe mit einem Stuhl auf den rechten
Unterarm gehauen und die Finger der linken Hand verletzt.
Auch an der rechten Kopfſeite hat Weiſe ſchwere Verletzungen
erlitten. Weitere Verletzungen wurden dem Hausdiener Krauſe,
deſſen Frau und Sohn zugefügt. Die umfangreiche Beweis-
aufnahme hatte das Ergebnis, daß Eichel zu 9 Monaten, beide
Richter zu je 5 Mongten, Jakoby zu 4 Monaten, Deutſchbein
zu 1 Monat und die Wetzeſtein nicht wegen Diebſtahls, ſondern
wegen Unterſchlagung zu 5 Tagen Gefängnis verurteilt wurden.Die übrigen Angeklagten wurden freigeſprochen.

Wegen Diebſtahls wurde der Maurergeſelle Hermann
Schröder von hier, vielfach vorbeſtraft, unter Zubilligung
mildernder Umſtände zu 6 Monaten Gefängnis verurteilt. Er
war geſtändig, einer Frau Dietze einen Regenſchirm entwendet
zu haben. Der Staatsanwalt hatte ein Jahr Zuchthaus be-
antragt.

Eine Gemeinheit „I. Klaſſe“ war in der Nacht vom
5. März von dem Arbeiter Berbig auf dem hieſigen Bahnhof
in dem Warteſaal 3. Klaſſe begangen worden. B. hatte ſich in
raglicher Nacht mit einigen Arbeitern auf dem Bahnhofe ver-
ammelt und dort im Warteſaal eine große Notdurft verrichtet.

erregte Aergernis und wurde vom Portier erſitcht, die Ver-
unreinigung zu beſeitigen, worauf er noch grob wurde und
ſchimpfte. Schließlich wurde er mit Gewalt hinausgebracht
und vom Schöſfengericht dafür zu 4 Wochen Haft und 4 Wochen
Gefängnis verurteilt. Er hat ſich bei der Strafe beruhigt und
ein zweiter Mitbeteiligter Namens Henze hat ſeine eingelegte
Berufung zurückgezogen. Der aber ebenfalls daran beteiligt
eweſene Arbeiter Ernſt Liebau, der ſich unberechtigt inVerbige Zurechtweiſung eingemiſcht hatte, erhielt vom Schöffen-

gericht auch 4 Wochen Gefängnis und bat bei ſeiner gegen das
erſtinſtanzliche Urteil eingelegten Berufung um Geldſtrafe. Die
ihm zudiktierte Strafe wurde aber für nicht zu hoch bezeichnet
und deshalb die Berufung verworfen.

Ein Zuſammenſtoßz zweier Motorwagen, der am 25. April
ds. Js. an der Kreuzung der Stein und Ulrichſtraße paſſiert
war, hatte für den früheren Motorwagenführer, jetzigen Ar-
beiter Gottlob Schulze noch ein gerichtliches Nachſpiel wegen
fahrläſſiger Gefährdung eines Eiſenbahntransports. Schulze
ſoll als Straßenbahnwagenführer zu ſchnell gefahren ſein und
es unterlaſſen haben, ſeinen Wagen rechtzeitig anzuhalten.
Der Fahrweg und die Schienen waren infolge des Regen-
wetters ſchlüpfrig und die Bremſe ſoll erſt an dem Geſchäft
bei Unbekannt gezogen worden ſein. Durch den Zuſammenſtoß
des Straßenbahnwagens mit dem Stadtbahnwagen wurde die
Ehefrau des Schloſſers Weiß, Minna Weiß, vor den Leib ge-
ſtoßen. Sie mußte ohnmächtig aus dem Wagen geſchafft
werden und hat heute noch infolge der Verletzung zu leiden.
Der Stadtbahnwagenführer rettete ſich dadurch, daß er von
dem Perron herunterſprang. Das Vorderteil des einen Wagens
wurde aus den Schienen herausgehoben. Der Staatsanwalt
beantragte. 1 Woche Gefängnis. Der Verteidiger, Rechtsan-
walt Herzfeld war der Meinung, daß wenn ſo ein Unfall

ſiere, nicht immer jemand ſchuld ſein müſſe. Die Bahn-rein aſedl hätten die i
einen Mann zur Bewachung aufzuſtellen. Der Angeklagte ſei
freizuſprechen. Der Gerichtshof erkannte demgemäß mit dem
S Weh m der Angeklagte den Zuſammenſtoß habe nicht
vorausſehen können.

flicht, an tn a rlichen Stellen

m Verführung eines unbeſcholtenen Mädchens, v
das W Lebensjahr nicht vollendet et handelte es ſich
in der Sache des Maurers Otto Pfeiffer von hier. Der-
ſelbe iſt vorbeſtraft wegen Beihilfe zux widernatürlichen Un-
zucht und ſoll die in Frage kommende That im Oktober v. J.
auf den Wieſen an der Saale n haben. Die Verhand-
lung entzog ſich der eit und hatte das Ergebnis,
daß der Angeklagte freigeſprochen wurde, da angenommen
worden war, daß der Angeklagte nach der g Entwickelung
des Mädchens annehmen konnte, daß dasſelbe das 16. Lebens-
jahr überſchritten hat.

Unternehmer und Arbeiter in der
Kriminalfſtatiſtik.

Da die Regierung in der Begründung zur
ſagt daß die Beſtrafungen wegen Beleidigung, Körperverletung,
Nötigung und Bedrohung in den letzten Jahren außerordent-
lich zugenommen haben und dies durch einige Zahlen zu be
weiſen ſücht, ſo iſt es intereſſant, nachzuweiſen, welche Klaſſe der
Bevölkerung zu dieſer Zunahme den größten Prozentſatz ſtellt.
Die Kriminalſtatiſtik giebt einigen Aufſchluß über die ſoziale
Stellung der Verurteilten, ob „Selbſtändig“, d. h. Unternehmer
oder Arbeiter (wobei leider die „Augeſtellten“ und Arbeiter
nicht geſondert ſind). Weiß man alſo die Zahl der Unter
nehmer und Arbeiter, ſo kann man berechnen, wie viel Ver-
urteilte auf je 1000 Unternehmer und Arbeiter entfallen.
Wollten die Begründer nachweiſen, daß die Arbeiter ſich be
ſonders verbrecheriſch erweiſen, ſo hätten ſie dieſe Berechnung
mitgeteilt. Sie haben es nicht gethan. Sie wiſſen warum
Es ergiebt nämlich die Berechnung für die Jahre 1882 und
1895, wo wir über genaue Zahlen der Unternehmer und
Arbeiter auf Grund der Berufszählung verfügen, folgendes:
Es wurden verurteilt von je 1005 Unternehmern und
Arbeitern (mit Einſchluß der Angeſtellten) in Jnduſtrie und
Handel

Delikt Unternehmer Arbeiter
et 1882 1895 1882 1895Beleidigunig. 8,52 4,12 1,185 1,79Einfache Körperverletzung 0,88 1,26 0,98 1,38

Gefährliche Körperverletzung. 1,16 2,39 2,79 4,73
Nötigung und Bedrohung 09,22 953, 9202.

Summa 5,78 8,30 5,42 S8,40
Wie man ſieht, halten ſich Unternehmer und Arbeiter in

Bezug auf die genannten Delikte ſo ziemlich die Wage. Be-
ſonders in Betracht kommen jedoch die Beleidigungen, Be-
drohungen und Nötigungen, weil Körperverletzungen nach wie
vor auf Grund des allgemeinen Strafgeſetzes verfolgt werden
ſollen. Und nun muß den Begründern das Malheur paſſieren,
daß in Bezug auf dieſe Delikte die Kriminalität der
Unternehmer eine höhere, als die der Arbeiter iſt!
Beleidigungen laſſen ſich die Unternehmer 2/5 Mal öfter
zu ſchulden kommen, als die Arbeiter. Und die Zahl der
wegen Beleidigung Verurteilten wächſt ſchneller in denHielhen der Unternehmer, als der Arbeiter! Sie ſtieg
bei den erſteren um 0,60 pro Tauſend bei den letzteren
um 0,34.

Das Delikt der Körperverletzung iſt allerdings bei den Ar-
beitern häufiger. Das erklärt ſich leicht: Jm Affekt ſchlägt der
Arbeiter leicht zu mit dem Handwerksgerät, das er gerade bei
der Hand hat, und nervöſe, überreizte Menſchen, wie es die
Fabrikarbeiter bei der übermäßigen Arbeitszeit ſind und ſein
müſſen, geraten leicht in Wallung. Außerdem hat der Selbſt
ſtändige“, der Unternehmer, die Mittel, ſich einen tüchtigen
Anwalt zu nehmen, der Arbeiter hat ſie nicht. Letzteres wird
illuſtriert durch folgende Zahlen: 1882 (für 1895 fehlt die An
gabe) wurden von den 3473 wegen einfacher Körperverletzung
angeklagten „Selbſtändigen“ verurteilt 1563, d. h. 45 Proz., von
den 6234 Arbeitern, die dieſes Delikts angeklagt waren, wurden
aber 80 Proz. verurteilt; wegen gefährlicher Körperverletzung
wurden 75 Proz. der angeklagten „Selbſtändigen“, 82 Proz.
der angeklagten Arbeiter verurteilt. Das iſt ein zahlen-
mäßiger Beweis für die ſchärfere Handhabung des Geſetzes
gegen den Unbemittelten, den Arbeiter. Und trotzdem! Zieht
man die allgemeine Kriminalität in Betracht, ſo ergiebt ſich
folgendes: Es wurden verurteilt auf je 100

Unternehmer Arbeiter

1882 14,0 17,61893 21,2 21,81895 mehr als 1882 7,2 4,2Es iſt alſo bei allgemeinem Steigen die Kriminali-
tät der Unternehmer in bedeutend ſchnellerem Steigen
begriffen als diejenige der Arbeiter. Darnach beurteile
man die Perfidie, welche darin liegt, einige willkürliche Zahlen
herauszugreifen, um durch dieſe den Verdacht gegen die Ar-
beiter hervorzurufen.

Doch weiter: Die „Begründung“ will den Verdacht erwecken,
als ſeien unter den Arbeitern die organiſierten Arbeiter die-
jenigen, welchen die meiſten Geſetzesübertretungen zur Laſt
fallen, als ſeien die Streiks vor allem Schuld an dem Steigen
der Kriminalität. Die Begründung ſagt, der Beweis ließe ſich
nicht direkt führen. Aber indirekt müſſe er ſich führen laſſen:
Man braucht nur diejenigen Länder und Provinzen, in denen
die Organiſation weit fortgeſchritten iſt, denjenigen gegenüber
zu ſtellen, wo der gewerkſchaftliche Kampf noch wenig zum
Durchbruch kommt. Die Begründer thun auch das nicht.
Wieder: Sie wiſſen warum! Es ergiebt ſich nämlich folgen-
des Wenn wir als Beiſpiele Sachſen (Königreich), Pommern
und Schleſien herausgreifen, ſo ergiebt ſich: es wurden auf je
1000 der Bevölkerung verurteilt:

in

Sachſen Schleſien Pommern
1882 18951882 1895 1882 1895

1,30 0,74) 1,41 1,49) 1,09 1,16

Delikt

Beleidigung
Einfache Körperver-

letzung 0,16 0,09) 0,65 0,86 0,51 0,85Gefährliche Körper-
letzung 0,77 0,57 0,91 1,68 0,99 1,86Nötigung und Be-
drohung 0,09 0,070,13 0,43] 0,05 0,14

Summa: 2,31 1,47 o 26 4031

Dieſe Zahlen beſagen: Das hochinduſtrielle Sachſen, in dem
der Klaſſenkampf am Lhärfſten in Deutſchland geführt wird,
in dem Polizei und Juſtiz jede noch ſo harmloſe Hand-
lung eines Arbeiters zu Verbrechen zu ſtempeln ſuchen, hat
nicht nur unter den drei Ländern die relativ wenigſten Delikte

gegen die Perſon aufzuweiſen, ſondern, es hat auch allein von
den drei Ländern eine relative Abnahme der Verurteilungen
aufzuweiſen. Die höchſte relative Zahl der Verurteilungen
weiſt Schleſien auf, wo die kapitaliſtiſche Revolution mit furcht-
barer Gewalt arbeitet, ohne daß bisher die Arbeiter ſich zu
Achtung gebietenden Organiſationen aufſchwingen konnten.
Pommern, das Dorado der Junker, in welchem die agrariſche
Bevölkerung noch bedeutend überwiegt, wo nur in den wenigen
Städten die Rede ſein kann von Streiks, hat eine relativ hohe
Zahl der Verurteilungen r und eine nahezu ebenſo
große Steigerung dieſer Zahl als Schleſien.

Will man alſo die geſamten Vergehen und Verbrechen in
einen Zuſammenhang mit den ſozialen Kämpfen bringen, wie
es die „Begründung“ thut, dann ergiebt ſich folgendes: der
revolutionierende Einfluß der kapitaliſtiſchen Entwickelung zeitigt
eine hohe Reizbarkeit und Nervoſität, welche ſich in Delikten
gegen die Perſon kundgiebt; dieſe Delikte ſind unter den Unter-
nehmern ebenſo zahlreich, wie unter den Arbeitern ſie nehmen
ab bei den Arbeitern, wo dieſe zur Erkenntnis ihrer Klaſſen
lage gelangt ſind und einen planmäßigen, organiſierten Kampf
um die Hebung ihrer Klaſſe führen. Die Bureaukulis aber,
welche die Begründung des Ausnahmegeſetzes gegen die Ar-
beiter, ausarbeiten mußten, ſie durften es nicht wagen, die Zu-
ſammenhänge aufzudecken welche die Zahlen der offiziellenStatiſtik lehren

Sie ſuchen die Arbeiter, und beſonders die organiſierten
Arbeiter zu verdächtigen und dieſe Verdächtigung ſtellt
ſich an der Hand eben des Materials, auf welches
man ſich beruft, heraus als eine Lüge, als eine Ver-
leumdung. Es kann auch nicht anders ſein: Lüge und
Verleumdung, Gewalt, das ſind die einzigen Waffen, mit
denen die herrſchende Klaſſe und ihre Regierung gegen die
Macht der Zukunſt, das Proletariat, kämpfen können.

Berſammlungsberichte.
Zimmerer. Am letzten Sonntag tagte im Händelpark

eine äußerſt lebhafte Verſammlung der Zimmerer, der Ver-
trauensmänner-Zentraliſation und Zentralverband, die ſich zu
erſt mit dem Ergebnis der ſtattgefundenen Reviſion der Ab-
rechnung vom letzten Streik zu beſchäftigen hatte. Die Reviſoren,
dem Fachverein angehörend, gaben kurz ihren Bericht über die
von Kamerad Wille verleſenen Einnahmen und Ausgaben
während der Streiks, und erklärten ausdrücklich, daß ſie die
Beläge geprüft und die Zahlen für richtig befunden haben.
Der Vertrauensmann Kloß verlas die Abrechnung der Verbands-
mitglieder. Die Reviſoren derſelben entwickelten darüber kein
ſchönes Bild, denn bei der Reviſion waren Differenzen ent-
ſtanden beſonders Reviſor Naumann hielt die aufgeſtellte Ab
rechnung nicht für zahlenmäßig richtig und hat auf Grund deſſen
ne Unterſchrift verweigert. Ueber die einzelnen Bean-
tandungen der betreffenden Abrechnung entſpann ſich eine leb-

hafte Debatte, in welcher der Standpunkt Naumanns als
korrekt bezeichnet, nur von einigen Verbandsmitgliedern als
irrig hingeſtellt wurde, worauf ein von Grimm geſtellker Antrag
die Reviſion nochmals durch dieſelben Perſonen vorzunehmen
und un müſſe hierzu ſämtliches Material, wie Liſten, Karten,
Marken uſw. zur Prüfung vorgelegt werden, einſtimmig an-

genommen wurde. e nZu Punkt 2: Berichterſtattung der Geſellenausſchuſſes über
die Antwort der Jnnung bezügl. der ſchriftlichen Anerkennung
des Stundenlohnes von 45 Pf., referierte das Ausſchußmitglied
Weiſe über die ſtattgefundene Sitzung, in der etliche Meiſter
der et Ausdruck gaben, die ſchriftliche Anerkennung
rundweg abzulehnen, denn kein vernünftiger Menſch
könne dieſem zuſtimmen. Die dort vertretenen Geſellen habendie richtige Antwort darauf gegeben und die Folgen vorgeſührt,

die aus ſolchem Gebaren der Unternehmer entſtehen können.
Die definitive Entſcheidung über die Eingabe der Zimmerer
will die Jnnung im Laufe dieſer Woche durch Jnnungsbeſchluß
treffen. So lange müſſe gewartet werden, im Falle der Ab-
lehnung aber auch je der vernünftige Zimmerer auf dem
Poſten ſein. Der Standpunkt der Jnnungsmeiſter wurde in
der Verſammlung allſeitig ſcharf gerügt und noch hinzugefügt,
daß ſich die Herren Meiſter dies wohl reiflich überlegen mögen,
ob ſie hier den Lohnſtreit verhüten wollen oder nicht. as
Gros der Zimmerer ſteht ihnen gewappnet gegenüber.

Unter „Gewerkſchaftliche Mitteilungen“ wurde nach Anfrage
des Genoſſen Reiwand über die Stellung der Zimmerer zur
e rng des ArbeiterSekretariats eingegangen und von
Rednern beider Organiſationen der Standpunkt genau präziſiert,
welcher veranlaßt hat, bis jetzt keine bindende Zuſage für
einmalige und dauernde Beitragsleiſtung abzugeben. Es wurde
ferner ausgeführt, daß die finanziellen Leiſtungen ſtets nur den
organiſierten Arbeitern aufgebürdet, den Nutzen zum großen
Teil die Jndifferenten ſpeziell vom Sekretariat haben. Wenn
auch die Nützlichkeit desſelben im allgemeinen anerkannt wird,
ſo ſei die Zahl der Organiſierten am Orte noch zu gering.
Als Beweis dafür würde zutreffend ſein, daß die in hieſigen

abriken, Schloſſer und Schmiedewerkſtellen beſchäftigten
Arbeiter eircg 12000 betragen und nur nach Angabe der letzten
Lartellſtatiſtik 1355 als organiſiert aufgeführt ſind, in deren
Berufen die Mißſtände und geſetzlichen Verſtöße am allermeiſten
Anlaß zu Beſchwerden geben, wo allerdings ein Sekretariat
hilfreich zu Seite ſtehen könne. Auch für die ländlichen Arbeiter,
die keine Organiſation haben dürfen, wäre es ein wirkſames
Jnſtitut. Die Organiſationen der Zimmerer werden alſo noch
mals die Frage erwägen, ob ſie Beiträge zum Arbeiterſekretariat
leiſten wollen. Dann wurde kurz darauf hingewieſen, daß die
Reviſion der Streikabrechnung baldigſt ſtattzufinden hat und
die nächſte gemeinſame Verſammlung an einem Wochentage ab

gehalten wird. Gr.Arbeiter Bildungs-Verein. Am 12. Juni fand im
Vereinslokal eine Mitgliederverſammlung ſtatt. Tagesordnung
war: 1) Vortrag über „An der Schwelle des Jahrhunderts
Referent Herr Gramann; 2) Verſchiedenes.

Referent beſprach in ſeinem Vortrag das letzte Jahrhundert,
deſſen Entwickelung, Verlauf u. ſ. w. in allen wirtſchaftlichen
ſowie ſonſtigen Verhältniſſen. Der einſtündige Vortrag war
recht intereſſant und lehrreich und erntete Referent hierfür ſehr
guten Beifall. An der darauffolgenden Diskuſſion beteiligten
ſich verſchiedene Redner, welche ebenfalls recht intereſſante,
zum Vortrag gehörige Ausführungen machten. Da wegen vor
gerückter Zeit die ſehr intereſſante Diskuſſion nicht beendet
werden konnte, ſo wurde auf Antrag des Herrn Weißmann
einſtimmig beſchloſſen, die Diskuſſion in der nächſten Ver
ſammlung fortzuſetzen. Zum Punkte Verſchiedenes wurde zu-
erſt der Vorſchlag vom Vorſtand, betreffs Anſchaffung von
Turngeräten und Kauf für die Filiale Trotha nach kurzer
Debatte gegen eine Stimme angenommen und das weitere
dem Vorſtand überwieſen. Jm weiteren wurde dann noch
bekanntgegeben, daß der Vorſtand beſchloſſen hat, daß Bücher
aus der Bibliothek nur auf Vorzeigung des Mitgliedsbuches

ausgehändigt werden. M.
Vermiſuhtes.

n Schon wieder ein Schiffsunglück. Der Dampfer
„Mauritius“ aus Glasgow, der ſich auf der Reiſe von Kotka
nach England befand, ſtieß in der Nacht mit dem Dampfer
„Artushof“, der von Blyth nach Danzig fuhr, zuſammen. ZehnMinuten nach dem Zuſammenſtoß ſank der „Artushof“. gern

Mann der Beſatzung, worunter der erſte Maſchiniſt, ſind er-
trunken. Der Kapitän und 7 Mann wurden von dem „Mau,
ritius“ aufgenommen, welcher in Frederikshavn mit ſtarken Be
chädigungen eingelaufen iſt.

er Karabiner des Gendarmen.Reſtaurant der in der Nähe von Prag e e

h



Ptdhor ging auf bisher un aufgeklärte Weiſe der Karabiner
eines Gendarmen kos, wodurch ein Muſiker getötet und zwei
verwundet wurden.

Der Erzprieſter Verzone wurde am Sonnabend in
nach achttägiger Verhandlung zu 17 Jahren

Zuchthaus verurteilt. Er hatte die Bäuerin Bonzi aus Furcht
vor angedrohten Verleumdungen durch Hammerſchläge ermordet
und den Leichnam in einen Graben geworfen.

Nackte Waden! Auch in Mainz giebt es wackere Leute,
die an der Hebung der Sittlichkeit rüſtig mitarbeiten. Einem
von ihnen iſt es ſogar gelungen, etwas ganz Neues zu ent
decken: den angeblich unäſthetiſchen, nicht ganz ſittlichen Ein
druck, den nackte Kinderbeine auf zart beſaitete Gemüter hervor
bringen. Der Mainzer Neueſte Anzeiger veröffentlicht folgende
Zuſchrift: Nackte Waden! Mit ſolchen ſieht man eben die
Kinder beſſer geſtellter Leute auf den Straßen. Kaum daß di
Strümpfe über das Schuhwerk hinausragen. Dieſe neueſte
„Mode' finde ich und mit mir gewiß noch viele unäſthetiſch.
Die Hände ſteckt man in Handſchuhe, die Waden aber läßt man
nackt! Es iſt dies nicht ſchicklich und kann auch eventuell
geſundheitliche Nachteile haben, da die nackten Beine dem Stich
der Jnſekten ausgeſetzt ſind, die eventuell Giftſtoffe über-
tragen können. Zieht deshalb den Kindern wieder längere
Strümpfe an.„Ja, Ja!“ Der Reichskanzler Fürſt zu Hohenlohe hateinen Bäckermeiſter, der ihm als Vertreter der Berliner Bäcker

krankenkaſſe die Beſchwerden ſeines Gewerbes voytrug, mit
ſeiner bekannten Freundlichkeit angehört, dann genickt und ge
äußert: „Ja, ja!“ Fürſt zu Hohenlohe ſcheint zu fühlen, datz es
allmählich Zeit wird, wenn er etwas zur Mehrung unſeres
Schatzes von geflügelten Worten thun will, wie Bismarck das
in ſo verſchwenderiſcher Weiſe gethan hat, und wie es ſelbſt
Caprivi mit dem bekannten Ausſpruch von dem „Manne ohne
Ar und Halm“ geglückt iſt. Der tiefſinnige Ausſpruch „Ja
ja“, der in der knappſten Form eine ganze Fülle von Gedanken
birgt, iſt gewiß nur der Vorläufer einer langen Reihe von
anderen, die ſich ihm als durchaus ebenbürtig und gleichwertig
zur Seite ſtellen werden. Dies erſte geflügelte Wort unſeres
allverehrten Kanzlers wird im ganzen Reiche mit um ſo größerer
Freude begrüßt werden, als er bekanntlich, von beſonders glück-
lichen Momenten abgeſehen, der freien Rede nur wenig mächtig

iſt. (Kladd)Aus dem Reiche des Blödſinns. Unter der Spitz
marke Eine Spiritiſtenehe annulliert“ wird aus Amerika be-
richtet? Die ſeit vielen Jahren nicht ganz zurechnungsfähige
Witwe Beach, die auch ſchon in einer Jrrenanſtalt geweſen war,
lernte vor einiger Zeit einen gewiſſen RichardſonRogers kennen,
welcher das Geſchäft eines ſpiritiſtiſchen Mediziners betreibt.
Der Mann bemächtigte ſich der verſchrobenen Dame ganz und
gar, ſetzte ſie mit der Geiſterwelt in Verbindung und befahl
ihr ſchließlich, ihn zu heirathen, was ſie auch that. Nachdem
ihm das gelungen war, ließ er ſich aus dem Jenſeits von dem
verſtorbenen Manne eine Votſchaft ſchicken, welche die Ueber
tragung des 350000 Dollars betragenden Vermögens der Frau
auf ihn für nötig erklärte. Auch dieſen Wunſch erfüllte die
àülte Dame, deren Kinder indeſſen einen Prozeß gegen den
Schwindler anſtrengten, der jetzt nach endloſen Verhandlungen
entſchieden worden iſt. Das Gericht erklärte die Ehe und die
Uebertragung des Vermögens für null und nichtig, weil die
Frau geiſtig unzurechnungsfähig geweſen und es noch ſei.

Der „König der Diebe“. Aus Wien wird berichtet
Nach faſt einjähriger Dauer iſt nunmehr die Unterſuchung
gegen den „König der Diebe“ Julius Raidl abgeſchloſſen
worden. Raidl, eine der intereſſanteſten Erſcheinungen in der
Verbrecherwelt, wird ſich wegen weit mehr als vier-hundert Diebſtählen zu verantworten haben. Er war
auf die anonyme Anzeige eines offenbar neidiſchen „Geſchäfts-
kollegen“ verhaftet und geſtand, als ihm ein Diebſtahl aus der
letzten Zeit vorgehalten wurde, gleich 137 andere Diebſtähle.
Jm Landesgerichte begann er dann ſeine Memoiren zu
ſchreiben, in welchen er weitere 300 Diebſtähle in allen Be-
zirken Wiens und den umliegenden Sommerfriſchen erwähnte.
Da man ihm nicht recht glaubte, wurde durch faſt drei Wochen
mit ihm in einem Fiaker ſpazieren gefahren, und zwar in Be-
gleitung zweier handfeſter Detektives und eines Polizei
kommiſſars, wobei er ein fabelhaftes Gedächtnis und eine
bewunderungswürdige Ortskenntnis entwickelte. Zahlreiche
Diebſtähle, die er eingeſtanden hatte, waren gar nicht angezeigt,
ja, einzelne noch nicht einmal entdeckt worden. So führte er
die Kommiſſion zu einem Hausherrn, dem er einen Hirſch
fänger geſtohlen hatte; der Hausherr erklärte, der Hirſchfänger
hänge oben über einem Schreibtiſche. Die Kommiſſion begab
ſich in das betreffende Zimmer und ſiehe der Hirſchfänger
war weg zum größten Erſtaunen ſeines Beſitzers. Jn einem
andern Falle erſchien die „Kommiſſion“ mit Raidl in der
Wohnung einer alten Dame, die er beſtohlen haben ſoll. Die
Hame erklärte, ſie wiſſe von nichts, es fehle ihr nichts. So
rief Raidl „ſchauen S' nur nach, da in dem Vorzimmer-

kaſten, in der untern Lad', da müſſen Jhnen Stiefletten, Hüt
und Wäſche fehlen!“ Und richtig erfuhr die Dame erſt von
Raidl, daß ſie beſtohlen worden ſei. Seine ganze Praxis be-
ſtand darin, daß er mit einer eingebundenen Hand als Bettler
oder als Hauſierer mit einem Käſtchen Haarnadeln, Zündhölz-
chen u. ſ. w. von Thür zu Thür ging und, wenn ſich jemand
meldete, bettelte oder hauſierte, wenn aber die Thür offen warſtahl, was ihm in den Wurf kam. Er war nicht wähleriſch
und nahm alles. Anfangs belaſtete er ſeine Geliebte, zu dec
er früher zu ſagen pflegte: „Auf mi kannſt ſtolz ſein, Anna.
So einen Dieb kriegſt Du nicht mehr!“ Später zog er ſeine
Beſchuldigungen zurück und ſeine Geliebte wird nicht als An-
geklagte, ſondern als Zeugin im Gerichtsſaal erſcheinen. Jm
Gefängnis ſelbſt beſtahl er den Kerkermeiſter und ſeine Zellen
genoſſen.

Was koſtet in Berlin ein Konzert einer Militär
kapelle Dieſe Frage beantwortet der Berl. LokalAnzeiger
wie folgt: Auf Betreiben der Zivil-Muſiker iſt vom Kriegs
miniſterium ein beſtimmter Tarif feſtgeſetzt. Danach koſtet eine
Regimentskapelle an Wochentagen pro Abend 160 oder 163 M.
bei einer Spieldauer von vier Stunden (7-11 Uhr). Der
Mann erhält vier Mark, alſo eine Mark pro Stunde, während
der Kapellmeiſter 25 Mark bekommt. An Sonntagen koſtet die
Kapelle 250 M., wovon auf den Mann ſieben Mark, auf den
Kapellmeiſter aber auch nur 25 Mark kommen. Jede weitere
angefangene Stunde koſtet pro Mann 50 Pfg. mehr. Die Jn-
haber von Konzertlokalen ſchließen mit den betreffenden
Kapellen Verträge auf die ganze Saiſon ab. Darin iſt be
ſtimmt, daß, wenn bei ſchlechtem Wetter bis 1 Uhr e
die Kapelle nicht abbeſtellt wird, ſie zu ſpielen hat. Hindert ſie
alsdann das anhaltend ſchlechte Wetter am Spielen, ſo erhält
ſie die Hälfte des vereinbarten Honorars. Hat ſie aber an-
gefangen zu ſpielen, und auch nur ein einziges Stück geſpielt,
ſo iſt die volle Summe zu zahlen. Da außer dem Honorar
für die Kapelle noch die Ausgaben für Annoncen, Säulen-
anſchläge, Billeteure und Kontrolleure zu decken ſind, ſo ſtellen
ſich die Geſamtkoſten für einen Spielabend auf ungefähr zwei-
hundert Mark. Unſerer Anſicht nach dürften die Militär-
muſiker überhaupt keine Konzerte lediglich des Verdienſtes
halber geben. Denn ſie ſind nicht dazu da, um den Zivil-
muſikern Konkurrenz zu machen.

Skandalſzene auf einem Friedhofe. Jn Graz fand
kürzlich das Begräbnis des Gaſtwirtes und Fleiſchhauers
Joſeph Felber ſtatt, von dem die Fama erzählte, daß er aus
Gram über ein Liebesverhältnis, das ſeine Frau unterhielt, ge-
ſtorben ſei. Schon bei der Aufbahrungshalle beim Paulusthor
nahmen die zum Begräbnis Erſchienenen eine drohende Haltung
gegen Frau Felber ein und beſchimpften ſie. Auf dem Fried-
hofe wiederholten ſich beim offenen Grabe dieſe Sz-nen in ver-
ſtärktem Maße. Die vorne Stehenden erſtiegen die nächſten
Grabhügel, ſpien die Frau an und beſchimpften ſie in drohender
Weiſe, ſo daß ſie die Flucht ergreifen mußte. Die Menge
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S ihr, Stöcke und Schirme ſchwingend. Beim Ausgange
es Friedhofes hatten ſich mehrere hundert Perſonen r

Ein wüſtes Geſchrei erfüllte die Luft. Eine Frau riß der Witwe,
welche ſich den Weg durch die Menge zu bahnen verſuchte, Hut
und Schleier vom Kopfe. Schon ſchien es, als ob die erbitterten
Männer und Weiber zu ernſten Handgreiflichkeiten ſchreiten
würden, als es einigen Herren y einen Fiaker zum Kirch-
hofthor zu bringen. Der Wagen wurde mit Sand und Steinen
beworfen, und erſt als Polizei zu g. kam, konnte die Frau
den Wagen beſteigen, welcher noch weithin von der Meng
welche ſchimpfte und ſchrie, hege wurde.

Wie die geſellſchaftlichen Drohnen die Zeit tot-
ſchlagen. Bürgerliche Blätter berichten unter der Spitzmarke
„Wander-Diners' folgendes:

„Die amerikaniſchen Damen haben ſeit einigen Tagen einen
neuen Scherz erſonnen, der ihnen eine beſonders angenehme
Zerſtreuung bietet. Sie arrangieren Wander-Diners, die darin
deſtehen, daß ſich Damen mehrerer Häuſer die Anzahl hängt
von der Zahl der betreffenden Hänge ab zuſfammenthun und
an einem beſtimmten Tage ein Diner beſprechen, für das in
jedem einzelnen der Häuſer ein Gang angerichtet wird. Zur
beſtimmten Stunde findet ſich dann die Geſellſchaft in dem
Hauſe Nr. 1 zuſammen, wo z. B. die Suppe genoſſen wird,
worauf man die bereitſtehenden Equipagen beſteigt und in das
Haus Nr. 2 fährt, um die Vorſpeiſe einzunehmen. Das Wan-
deln von Haus zu Haus wird ſo lange fortgeſetzt, bis im letz-
ten Hauſe der ſchwarze Kaffee aufgetragen wird. Ein der-
artiges Diner dauert in der Regel 5 6 Stunden. Wie vie
Erfinder dieſer neueſten amerikaniſchen Mode verſichern, giebt
es kein beſſeres Mittel, um den Hunger zu ſtillen, als ein ſo
ausgedehntes Diner, bei dem auch der Flirt auf ſeine Koſten
kommt. Das Menu für ein Wander-Diner wird immer einige
Tage vorher angeſetzt, wobei man ganz genau die Stunde be-
ſtimmt, zu welcher man ſich in den betreffenden Häuſern ein-
finden will.“Für dieſe „Damen“ ſteht in all' den numerierten Häuſern
alſo ein gefundenes Freſſen bereit. Es mag für arme Nähe
rinnen und andere weibliche ſowie männliche ausgebeutete
Menſchenkinder ungemein troſtreich ſein, daß die wandernden
Diner Damen oder dinierenden Wander Damen nur etwa ein
Drittel der Zeit, welche die Ausgebeuteten auf ihre Tagesarbeit
verwenden, zu einem Wander-Freßgelage brauchen. Die Aus
gebeuteten werden es ferner ſehr tröſtend finden, wenn ſie er-
fahren, daß es „kein beſſeres Mittel“ giebt, den Hunger zu
ſtillen, als ſo ein Wander-Diner. Die kapitaliſtiſche Ordnung
zeigt wahrhaftig oft genug an Beiſpielen, daß ſie an ihrerSegen gen weil ſie ein Hohn auf die Gerechtigkeit iſt, zu
Grunde gehen muß.

Aus dem Reiche.
Berlin. Sieben verſchwundene Mädchen. Die

Polizei recherchiert gegenwärtig nach dem Verbleib von nicht
weniger als ſieben jungen Mädchen im Alter von 13 bis 22
Jahren. Der traurigſte Fall iſt wohl das Verſchwinden der
22jährigen Kunſtſchülerin Gertrud Peiler, von der noch jede
Spur fehlt. obgleich die von ihren Angehörigen ausgeſetzte Be-
lohnung von 300 auf 500 M. erhöht worden iſt. Die Ange-
hörigen ſind davon überzeugt, daß an der jungen Dame ein
Verbrechen verübt wurde, während die Polizei an einen Selbſt
mord glaubt. Zwei Dienſtmädchen werden ebenfalls ver-
mißt, und zwar die 18 jährige Meta Mundt, welche bei dem
Kaufmann Kampfenkel in der Kaiſerſtraße diente, ſeit Pfingſten,
und die 17jährige, bei dem Schankwirt Schröder am Grünen
Weg bedienſtete Klara Gutſchmidt. Beide Mädchen ſind an-
ſcheinend in ſchlechte Geſellſchaft geraten und werden von dieſer
an der Rückkehr gehindert. Die 17jährige Erna Strauch aus
der Schwerinſtr. 12 iſt ſeit dem 1. April verſchwunden. Da
das Mädchen Spuren von Geiſtesſtörung zeigte, befürchtet man
einen Unfall. Die 18 Jahre alte Marie Buſchowski, Jeru-
ſalemerſtraße 62, entlief am 4. d. Mts., als ihre Stiefmutter
ihr Vorwürfe machte. Seit dem 13. April iſt die 22jährige
Schneiderin Helene Bergmann aus der Brunnenſtraße ver-
ſchwunden. Das junge Mädchen unterhielt ohne Wiſſen ihrer
Eltern ein Verhältnis mit einem Tiſchlergeſellen. Als dies an
den Tag kam, wurde Helene B. der Verkehr mit dem jungen
Mann unterſagt. Darauf verſchwand ſie. Es unterliegt keinem
Zweifel, daß das Pärchen See das Weite geſucht hat.Die 13jährige Tochter Helene des Arbeiters Rokeſch aus

der Frankfurter Allee 177a verließ vor einigen Tagen heimlich
die elterliche Wohnung und kehrte nicht wieder zurück. Das
Kind hat zu Spielgefährten geäußert, für ſein Leben gern
Sängerin werden zu wollen. Da Helene R. ſchon mehrmals
entlaufen iſt, ſo iſt es wahrſcheinlich, daß ſie einen abenteuer-
lichen Plan im Kopfe hat.

Darmſtadt. Prozeß Rapp. Das Urteil im Prozeß Rapp
lautete nach kurzer Beratung auf 3 Jahre 4 Monate Zuchthaus
und 5 Jahre Ehrverluſt, unter Anrechnung von 4 Monaten
Unterſuchungshaft. Rapp trat ſeine Strafe ſofort an. (Aus-
führlicher Bericht erfolgt morgen.)

Coſchütz. Ein blutiges Ehedrama ſpielte ſich in der Nacht
vom Sonnabend zum Sonntag hier ab. Ein ſeit einem Jahreverheiratetes Ehepaar lebte ſeit länger Zeit in Unfrieden.
Grundloſe Eiferſucht ſeitens der Frau führte oft zu Zwiſtig
keiten und reifte ſchließlich bei dem Weibe den Entſchluß, ihremMann und ſich ſelbſt das Leben zu nehmen. Als nun am

Sonnabend abend der Mann im Bette lag, nahm ſie ein Beil,
ſchlich in die Kammer und ſchlug auf ihren ſchlafenden Mann
ein, der, von den Schlägen betäubt, ſich nicht wehren konnte.
Nach vollbrachter That ſchloß ſie Stube und Kammer ab, be-
gab ſich in die Küche und trank verdünnte Schwefelſäure, um
ſich ſelbſt zu töten. Entgegen ihrer Erwartung erwachte ihr
Mann aber aus der Betäubung und rief um Hilfe. Haus-
bewohner und Straßenpaſſanten, welche die Hilferufe hörten,drangen in das Haus ein und ſprengten die ver hioßene Woh-

nung auf. Aus vielen Wunden blutend, fanden ſie den Mann
in der Kammer, während die Frau in der Küche unter dem
Tiſche anſcheinend betäubt lag. Ein herbeigeholter Arzt leiſtete
der Frau ſofort Hilfe, gab ihr Gegenmittel ein, und alsdann
wurde ſie nach Dresden ins Landgericht eingeliefert. Die Ver-
letzungen des unglücklichen Mannes ſind zwar ſchwer, doch nicht
lebensgefährlich.
Dresden. Eine neue Hopffe- Geſchichte erzählt die

WeſtendZeitung: Herr Hopffe ließ ſich einſt von der ſeiner
Wohnung am nächſten gelegenen Droſchkenſtation eine Droſchkekommen, um eine 50 Ffennigtour zu fahren. Der Kutſcher
verlangte aber für die Fahrt einſchließlich des Herzuholens
60 Pf. Nun haben zwar die Droſchkenkutſcher das Recht, für
das Zufahren vom Standplatze zum Wohnhauſe des Beſtellers
bei über 50 Meter Entfernung 10 Pf. Zuſchlag zu verlangen.
Leider wußte aber Herr Hopffe in dieſem Falle genau, daß die
fragliche Entfernung nur 45 Meter betrug. Er verzichtete auf
die Fahrt und zeigte den Droſchkenkutſcher als Betrüger an, ſo
daß ſich letzterer deshalb vor Gericht verantworten mußte
wegen 10 Pf. und Ueberſchätzung der Entfernung und dashat einer veranlaßt, der jetzt wegen nterſchlagung von

200000 M. ſich zu verantworten hat. z
Die Geſchichte iſt für den gefallenen Kommerzienrat ſehr

charakteriſtiſch.
Apolda. Erblindet. Jn atemloſer vo eilte vor einigenTagen der Techniker Paul Nöhrſtedt zur Bahn, um nach Er-

furt zu fahren, und erreichte den Zug noch im letzten Augen-
blicke. Als der junge Mann daun aus dem Fenſter ſah, um
ſeinen Angehörigen noch einen Scheidegruß zuzurufen, bemerkte
er bald, daß tiefer Schatten ſein Augenlicht verdunkelte. Jn
r angekommen, war der Aermſte auf beiden Augen er-

indet.
Gera. Zu einem Jahr Gefängnis verurteilte die Straf-

kammer den 21 jährigen Hausburſchen Weidehaas wegen Be-
ſudelung des dortigen Bismarck- Denkmals.

München. Bei dem Rennen in Riem ſtürzte Herzog Sieg-
fried in Baiern und wurde bewußtlos vom Platze getrasen.
Der Herzog erlitt eine Gehirnerſchütterung.

Bayreuth. Sonnabend abend hat ſich hier der beim Heu-
magazin beſchäftigte 50jährige königlich preußiſche Steuer-
inſpektor Georg Baſſet mit einem kurz vorher in einem hieſigenLaden gekauften Revolver on Baſſet war ſeit 23 Reihe

von Jahren in Hof ſtationiert. Das Motiv der That ein
langjähriges Nervenleiden ſein, wegen deſſen er auch ſchon
früher in einer Nervenheilanſtalt Heilung geſucht hatte.

Stettin. Das Gerücht, daß der Kapitän Ehrke vom Dampfer
„Pölitz“ verhaftet worden ſei, beſtätigt ſich nicht. Anlaß zu
demſelben war der Umſtand, daß der Käpitän einem längeren
Verhör unterzogen wurde.

Mainz. Jn der Zementfabrik Weiſenau wurde geſtern der
Jtaliener Conterini durch einen Sprengſchuß getötet.

Jm Monat Mai 1899 wurden in der Stadt Halle
357 Kinder als geboren angemeldet, 189 männlichen und 168
weiblichen Geſchlechts darunter 60 uneheliche Geburten 14
männliche und 12 weibliche von hieſigen 23, männliche und
11 weibliche von auswärtigen Müttern.

Von 321 Kindern ſind die Eltern evangeliſcher Konfeſſion,

13 z katholiſcherl v moſa i ſcher21 e gemiſchterl Diſſidenten.Als verſtorben ſind angemeldet: 123 Perſonen männlichen
und 95 weiblichen Geſchlechts 218, dazuit 10 Totgeburten ſind

228 Todesfälle. ßAlter der Verſtorbenen:
unter 1 Jahr 30 männl. 23. weibl. Geſchl.

von 2255 186 10 5115 4 h1620 521 o 63140

4150 s 45160 9 116170 11„1-589 1 9über 81 1 7 1unbekannt 1123 männl., 95 weibl. Geſchl.
183 waren evangeliſcher, 11 katholiſcher, 1 moſ. Konfeſſion

ungetauft 23. eEs waren 75 männliche, 49 weibliche ledig; 41 männliche, 2
weibliche verheiratet; 6 männliche, 22 weibliche verwitwet;
männliche, 1 weibl. geſchieden.

Geboren wurden 357, geſtorben ſind 228, mithin 129 Geburten
mehr als Todesfälle.

Ehen wurden 140 geſchloſſen.

Litteratur.
Von der Neuen Zeit (Stuttgart, Dietz' Verlag) iſt ſoeben

das 38. Heft des 17. Jahrgangs erſchienen. Aus dem Jnhalt
heben wir beſonders hervor Dialektik und Entwickelung
Antwort Zuf Kautzkys Artikel „Bernſtein und die Dialektik
Von Ed. Bernſtein. (Schluß.) Der Rährwert des Alkohols.
Von Dr. Rudolf Wlaſſak (Wien). Zu dem Kampfe gegen
die Reglementierung der Proſtitution. Von Thereſe SchleſingerEckſtein. Thereſe Schleſinge

Quittung aus Hohenmölſen.
Auf folgende Liſten ſind bei mir eingegangen für Parteizwecke

durch H. Drähne: Nr. 85 --.90, 86 1.70, 87 leer. V.
Dmnttung aus Eisleben.

Geſammelt von Arbeitern der Krughütte in Eisleben, nicht
für Obervo t Enke, ſondern für Genoſſen Mannigel 1.80 M.
Von ſolchen, welche am Pfingſtfeſt für 1 Schicht 1.80 M.
gegen erhielten, während früher für zwei Feſtſchichten 4. M.

Feſtgeld gezahlt wurden. r T.

Vriefkaſten der Redaktion.
Naumburg. Angekommen. Wird verwendet. Herzliche Grüße.D., Schkenditz. Sie ſind nicht verpflichtet, der Jnnuntg bei

zutreten.
Jhre Frage iſt uns nicht recht klar.P., Hohenmölſen.

Schildern Sie uns den Fall noch einmal ausführlich.
Buchen, Halle. Sie müſſen perſönlich in der Redaktion

vorſprechen, falls über den Fall etwäs berichtet werden ſoll.
A. H. 22. Jhre Tochter braucht den Vater des Kindes

nicht zu nennen. Wenn ſie es thut, ſteht Jhre Sache jedoch
weſentlich günſtiger.

Klein- Wittenberg R. Sie hätten beim Wirt die Beſeiti
gung des Uebelſtandes, beantragen müſſen und erſt, wenn er
ſich geweigert hätte, wären Sie zum Abbeſtellen der Wohnung
berechtigt geweſen. Haben Sie die Forderung nicht geſtellt,
dann werden Sie die Miete bezahlen müſſen, falls die Woh
nung leer geſtanden hat. Ehe Sie das aber thun, ſchreiben
Sie uns noch einmal ausführlich, vor allem, ob der Wirt auf
ihre Abbeſtellung etwas geäußert hat oder nicht.

Standesamniiche Nachrichten.

Halle, den 17. Juni.
Aufgeboten: Der Tiſchler Julius Kirchner und Auguſte Gothe (Kuhgaſſe 3). De

Kaufmann Hermann Rühl, und Martha Eiſengarten (Große Steinſtraße 5 und Frang
platz 1). Der Dachdecker Johannes Hilpert und Martha Becker (Mangsfelderſtr. 2 und
Unterplan 11).

Eheſchliezungen: Der Dachdecker Franz Wolf und Emma Zithardt (Schmiedſtr. 20
und Magdeburgerſtraße 8). Der Zimmermann Wilhelm Meinhardt, und Anna Schul
(Ankerſtraße 6 und Kleine Brauhausſtraße 11). Der Hilfsbremſer Hermann
Henſchel und Marie Hennings (Raffinerieſtraße 1 und Ludwig Wuchererſtraße 23
Der Maler Theodor Kolaſiewicz und Anna Kirchhof (Taubenſtrase 28).
Geboren: Dem Buchhalter Paul Hädicke ein S., Paul (Götheſtraße 38). Dem
Künſtler und Muſiker Ferdinand Herzberg eine T., Eliſe. Dem Fabrikarbeiter Ludwi
Hallen eine T., Helene (Brunnenſtraße 13). Dem Klempnermeiſter Franz Weiſe eine T
Margarete Meckelſtraße 6). Dem Schloſſermeiſter Karl Röthgen eine T., Sibylla
(Reideburgerſtraße 4). Dem Handarbeiter Otto Nicolai ein S., Arthur (Glaucha
ſtraße 60). Dem Schloſſer Paul Walter eine T., Anna (Schloſſerſtraße 1). Dem Lehr
und Organiſt Johannes Francke eine T., Lydia Schmeerſtraße 1). Dem Lokomotit
heizer Ernſt Keſſel ein S., Kurt (Deſſauerſtraße 19).

GCGeſtorben: Der Regierungsbaumeiſter Guſtav Haſſe, 49 J. (Bahnhofſtraße 1
Die Witwe Auguſte Kunter geb. Hennicke, 67 J. (Große Schloßgaſſe 12). Des Bahn
arbeiter Joſeph Mucha Ehefrau, Klara geb. Traeger, 22 J. (Klinitk). Des Bahnarbeit
Wilhelm Schulze S. Willy, 3 Mon. (Leſſingſtraße 16). Anna Rohland, 15 J. (Klini
Des Schneider Auguſt Sonderhoff T. Lucia, 9 Mon. Geiſtſtraße 20). Der Gerichte
vollzieher Auguſt Vogelmann, 42 J. (Alter Markt 25). Der Zigarrenmacher Karl
Schulz (Klinik). Agnes Rohland (Klinik). Die Witwe Wilhelmine Rockler geb. Nagel,
81 J. Schmeerſtraße 18). Des verſt. Schuhmachermeiſter Auguſt Trätmar S. Arno,
6 Mon. (Neumarktſtraße 12).

Giebichenſtein, vom 14. bis 16. Juni.
Aufgeboten Der Rangierer B. Kuhnt und M. Lehmann (Leopoldſtr. 31 und Witte
kindſtraße 13). Der Schloſſer R. Moritz und B. Lorenz Giebichenſtein und Halle).

Geboren: Dem Handarbeiter C. Richter eine T. (Zietenſtraße 35). Dem Hand
arbeiter A. Rückmann ein S. (Auguſtſtraße 7). Dem Fleiſcher K. Brix eine T. (Auguſt
ſtraße 59). Dem Bäckermeiſter Fleiſcher eine T. Reilſtr. 12). Dem Maurer H. Schubert
ein S. (Auguſtſtraße 60).

Geſtorben: Des Fabrikarbeiter F. Gottſchalkl T.. 2 J. (Schmelzerſtr. 36). De
Pfefferküchler B. Sabothge S., 5 Mon. (Leopoldſtraße 34).

Verantwortlicher Redakteur: A. Weiß mann n Hialle.

Garktenspiele,
Croquet, Tennis, Fussball, Boccia, Kegelspiele, Ring-
und Ballwerfen, Steck-, Stoss-, Wurtf- und Schiess-
scheiben, Adler, Sterne etc. zum Abschiessen. Neu-
heiten in Sandspielen, Blumenpressen, Gartengeräte,
Sandkarren, Sandwagen, Sprengwagen, Schmetter-

lingsnetze etc.

C. F. Rittor, Halle S., Leipzigerstr. 90.
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